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Armut nach Plan 

Die Privatisierung hat zu niedrigen Löhnen geführt, 
dagegen streiken die hessischen Busfahrer. Nun 
kommt die Schlichtung. 
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Arabischer Winter 

Libyen zerstört, die bewaffneten Islamisten ge¬ 
stärkt, ... Eine Bilanz des „Arabischen Frühlings“ 
in Ägypten, Libyen und Tunesien. 
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Thema der Woche 


DKP in der Friedensbewegung 

Die Hauptfrage ist nicht: Gibt es ungemütli¬ 
che Gestalten, die sich auf den Friedensde¬ 
mos tummeln? 

Sie ist vielmehr, ob wir eine klare Orientie¬ 
rung gegen die NATO, den US- und den deut¬ 
schen Imperialismus haben. Das schreibt 
Björn Schmidt, Leiter der Friedenskommis¬ 
sion beim Parteivorstand der DKP. Die Forde¬ 
rung, aus der NATO auszutreten sei zentral. 
„Es liegt an uns, dass die Friedensbewegung 
nicht ausgrenzt, sondern integriert, bei Be¬ 
wahrung ihrer richtigen Orientierung“. 

Seite 12 


Angst wird Normalzustand 

Merkels Partner Erdogan sichert sich mit Verfassungsänderung noch mehr Macht 



Eine Stütze der Macht Erdogans: Die allgegenwärtige Polizei 


P räsident Recep Tayyip Erdogan 
ist dabei, den seit vergangenem 
Juli geltenden Ausnahmezustand 
in der Türkei zu verewigen. Die Herr¬ 
schaft per Dekret wird zum Normalzu¬ 
stand, die Gewaltenteilung Geschichte. 
Im Blitztempo hat die Große National¬ 
versammlung der Republik Türkei mit 
den Stimmen der regierenden islami¬ 
tischen AKP und der faschistischen 
MHP gerade binnen einer Woche ihre 
Selbstentmachtung durchgeprügelt - 
wortwörtlich: Am Ende kam es zu Prü¬ 
geleien mit der verbliebenen Oppositi¬ 
on. „Unser Parlament hat Selbstmord 
begangen. Mein Beileid“ twitterte der 
international bekannte Journalist und 
frühere Chefredakteur der Oppositi¬ 
onszeitung Cumhuriyet, Can Dündar. 
Im Frühjahr soll das Volk den Willen 
des Präsidenten gutheißen. Es reicht 
eine einfache Mehrheit. 

Der Präsident steht dann nicht 
nur der neuen Regierung vor, er kann 
nach Gusto Ministerien kreieren und 
per Dekret regieren. Das Parlament 
darf kritische Nachfragen an den Vize¬ 
präsidenten und die Minister richten - 
schriftlich. Der Staatschef bekommt 
zudem deutlich mehr Einfluss auf die 
Justiz. Richterstellen und Staatsan¬ 
waltsposten können nicht mehr an ihm 
vorbei besetzt werden. 

Dabei liegt der Rechtsstaat ohne¬ 
hin am Boden. Rund 4000 Richter und 
Staatsanwälte wurden in den vergan¬ 
genen sechs Monaten unter dem Vor¬ 
wurf verhaftet, sie würden zur verbo¬ 
tenen Bewegung des islamischen Pre¬ 
digers Fethullah Gülen gehören. 3000 
von ihnen sitzen weiterhin in Haft. Un¬ 
ter dem seit Juli 2016 geltenden Aus¬ 
nahmezustand sind die „unabhängi¬ 
gen Inseln in der Justiz weit geringer 
geworden“, konstatiert Metin Feyziog- 
lu, Präsident der Union der türkischen 
Anwaltskammern (UTBA), gegenüber 
der Nachrichtenagentur AFP. Viele der 
entlassenen Richter seien durch Refe¬ 
rendare ohne jegliche Berufserfahrung 
ersetzt worden, die nun teilweise völlig 
überfordert seien. 

Die türkische Anwaltskammer hat¬ 
te gegen die Verfassungsänderung zu¬ 
sammen mit 100 weiteren Vereinen und 
Gewerkschaften zu Protesten vor dem 


Es ist ungewöhnlich in bürgerlichen 
Demokratien, dass Ankündigungen 
im Wahlkampf sich in Regierungshan¬ 
deln widerspiegeln. Donald Trump, in 
vielem ein Ausnahmepräsident, macht 
auch hier eine Ausnahme: Am Frei¬ 
tag, dem Tag seiner Amtseinführung, 
unterschrieb er eine Exekutivanord¬ 
nung, das „Obamacare“, die unter sei¬ 
nem Vorgänger durchgesetzte halb¬ 
herzige Reform der Krankenversi¬ 
cherung, teilweise außer Kraft setzt. 
Ein Paukenschlag zur Eröffnung der 
Offensive im Klassenkampf, der deut¬ 
lich macht, wie verlogen seine Anbie¬ 
derung der vergangenen Monate an 
die arbeitenden Menschen und die 
Armen war. 

Für mehr Erregung beim „libera¬ 
len Amerika“, also in erster Linie den 


Parlament aufgerufen. Die Führung in 
Ankara ließ Panzer und Wasserwerfer 
auffahren, Demonstranten wurden mit 
Tränengas und Polizeiknüppeln verjagt. 

Ihr Protest ist mutig in Zeiten wie 
diesen. Im Interview mit der Tageszei¬ 
tung „junge Welt“ beschrieb Sakine 
Esen Yilmaz, die frühere Generalse¬ 
kretärin der türkischen Bildungsge¬ 
werkschaft Egitim Sen, die Gefahren¬ 
lage für Linke und Gewerkschafter 
in Erdogans neuem Reich. „Ihre Ver¬ 
sammlungen sind stets bedroht, von 
Selbstmordattentätern des IS mit töd¬ 
lichen Bomben angegriffen zu wer¬ 
den. Sie haben Angst um ihr Leben. 
Nur wer auch das riskiert, traut sich 
noch auf die Straße, um öffentlich zu 
protestieren. Es herrschen das große 
Schweigen, Unsicherheit, Angst und 
Hoffnungslosigkeit. Selbst wer seine 
Meinung im Internet äußert, ist ge¬ 
fährdet, dass Erdogans Polizei gegen 
ihn ermittelt. 1600 Menschen sind des¬ 
halb festgenommen worden.“ 

Nicht jeder Gewerkschafter ist au¬ 
tomatisch Erdogan-Gegner. Die Ge¬ 
werkschaftsdachverbände Türk-Is und 


Vertretern des transnationalen Groß¬ 
kapitals und der Medien, sorgte indes 
Trumps Aufkündigung des transpazifi¬ 
schen Handelspakts TPP, der unter Ob- 
ama schon ausverhandelt war. Für die 
Vorkämpfer des „Freihandels“ ist das 
ein herber Rückschlag, der sie als Ver¬ 
teidiger des Systems, das Figuren wie 
diesen 45. Präsidenten der Vereinigten 
Staaten von Amerika an die Oberflä¬ 
che schwemmt, auf die Straße und an 
die Seite systemkritischer Demonst¬ 
ranten treibt. 

Kräftig bläst der orangehaarige 
Präsident in die schwelenden Gluten 
des Nahen Ostens. Seine Ankündi¬ 
gung, die US-Botschaft in Israel von 
Tel Aviv nach Jerusalem zu verlegen, 
wurde von der israelischen Regierung 
als Rückendeckung verstanden. Schon 


Hak-Is sind regierungsfreundlich und 
konform. Mit nationalistischen Phra¬ 
sen halten sie ihre Basis zusammen. 
Lediglich DISK, der Bund Progressi¬ 
ver Gewerkschaften, kann als unab¬ 
hängig von politischen Parteien und 
von der Regierung gelten. „Wir unter¬ 
stützen alle demokratischen Bewegun¬ 
gen in der Türkei, und deshalb verur¬ 
teilen wir die Verhaftungen der HDP- 
Politiker auf das schärfste“, bekräftigt 
Eyup Ozer, internationaler Sekretär 
der vereinten Metallarbeitergewerk¬ 
schaft (Birlesik Metal-Is) die zum lin¬ 
ken Dachverbande DISK zählt. Allein, 
die Mobilisierung fällt schwer. „Aber 
die gesellschaftliche Stimmung in der 
Türkei ist geprägt von Angst, die Ge¬ 
sellschaft ist in eine Schockstarre ver¬ 
fallen. Die Menschen sind so scho¬ 
ckiert über die Ereignisse, dass bisher 
keinem oppositionellen Akteur eine 
Mobilisierung auf der Straße gelingt.“ 
Seine Kollegin Yilmaz aus dem Bil¬ 
dungssektor ergänzt: „Lässt Deutsch¬ 
land seine Abkommen über Waffenex¬ 
porte und gegenseitige Wirtschaftsinte¬ 
ressen mit der Türkei weiterlaufen, als 


am Sonntag erteilte die Stadtverwal¬ 
tung von Jerusalem die Genehmigung 
zum Bau von 566 neuen Siedlerwoh¬ 
nungen im annektierten Ostteil der 
Stadt. Nachdem erst im Dezember der 
UN-Sicherheitsrat eine Resolution ge¬ 
gen den israelischen Siedlungsbau ver¬ 
abschiedet hatte, sieht sich Netanjahu 
jetzt ermuntert, die Annexion von Tei¬ 
len des Westjordanlands ins Gespräch 
zu bringen. In Übereinstimmung sieht 
er sich mit Trump auch bezüglich des 
erst vor zwei Jahren abgeschlossenen 
Iran-Abkommens, das beide für nichtig 
erklären wollen. 

„Wir, die Bürger Amerikas, sind 
jetzt in einer großen nationalen Kraft¬ 
anstrengung vereint, um unser Land 
wieder aufzubauen und sein Verspre¬ 
chen an alle Bürger wiederherzustel- 


wäre nichts geschehen, hilft es Erdo¬ 
gan, seine grausamen Ziele zu verfol¬ 
gen. Unsere demokratische Bewegung 
fordert wirtschaftliche Sanktionen und 
ein Waffenembargo. Viele deutsche Ge¬ 
werkschafter teilen unsere Meinung. 
Wir wünschen uns, dass Menschen in 
Europa dies auf die Straße tragen. Be¬ 
legschaften von Firmen, die Waffen und 
Wirtschaftsgüter an die Türkei liefern, 
könnten in ihren Produktionsstätten 
aktiv werden.“ 

Noch halten sich die Gewerkschaf¬ 
ten in Deutschland mit öffentlichkeits¬ 
wirksamen Positionierungen zurück. 
Eine der wenigen Ausnahmen ist die 
GEW in Düsseldorf, die sich Ende 
Dezember mit dem Dachverband der 
türkischen Gewerkschaften im öffent¬ 
lichen Dienst (KESK) solidarisch er¬ 
klärt hatte. Wichtiger für die Solidari¬ 
tät mit den Kolleginnen und Kollegen 
in der Türkei wird sein, Druck auf die 
deutsche Regierung aufzubauen. Denn 
Kanzlerin Merkel hält ungeachtet von 
Ausnahmezustand, Mediengleichschal¬ 
tung und Oppositionsausschaltung zum 
Autokraten Erdogan. Rüdiger Göbel 


Neuen im Weißen Haus 

len. Zusammen werden wir den Kurs 
Amerikas und der Welt in den kom¬ 
menden Jahren bestimmen.“ Diese 
Worte aus Trumps Inaugurationsrede 
wurde von vielen Menschen in aller 
Welt richtig, das heißt als Drohung 
verstanden. Weltweit wurde gegen ihn 
und seine Politik demonstriert. In den 
USA gingen zweieinhalb Millionen, so 
viele Menschen wie noch nie seit dem 
barbarischen Krieg gegen Vietnam, 
auf die Straßen: Für Demokratie, ge¬ 
gen Krieg, gegen Sexismus, gegen den 
offenen Rassismus des Neuen im Wei¬ 
ßen Haus. Die größte Manifestation 
war der „Women’s March“, der Marsch 
der Frauen, an dem in verschiedenen 
Städten zusammen über eine Million 
Menschen teilnahmen. 

Manfred Idler 


„America first“ - gegen Trump 

Am Wochenende demonstrierten in den USA 2,5 Millionen Menschen gegen den 


Wach bleiben 

Kriegsmüde? Der Leiter der Münche¬ 
ner Sicherheitskonferenz, Wolfgang 
Ischinger, warnt im SWR-Interview: 
„Nach den frustrierenden Erfahrun¬ 
gen mit Interventionen, von Afgha¬ 
nistan über Irak bis Libyen, hat sich 
eine Interventionsmüdigkeit im Wes¬ 
ten breit gemacht, die möglicherweise 
noch viel schrecklichere Folgen zeitigt 
als eine interventionistische Politik.“ 
Ischinger leistet auch in diesem Jahr 
seinen Beitrag dafür, die Kriegspolitik 
der NATO und Deutschlands wach¬ 
zuhalten. Vom 17. bis zum 19. Februar 
findet die „Münchener Sicherheits¬ 
konferenz“ statt. Dort trifft sich die 
„internationale Strategie Communi¬ 
ty 4 “, heißt es in der Selbstdarstellung 
der Organisatoren. Dort treffen sich 
die „NATO-Kriegsstrategen“ sagt das 
„Aktionsbündnis gegen die NATO-Si- 
cherheitskonferenz“ das auch in die¬ 
sem Jahr den Protest gegen die Tagung 
organisiert. 

Demonstration 
gegen die Tagung 
der NATO-Kriegs- 
strategen 

18. Februar, München 

13.00 Uhr: 

Auftaktkundgebung Sta¬ 
chus/Karlsplatz (Vorpro¬ 
gramm ab 12.30 Uhr) mit 
Beiträgen des Aktionsbünd¬ 
nisses, von Daniela Dahn 
und Lisa Fitz 
14.00 Uhr: 

Demonstration (über Len- 
bachplatz, Platz der Opfer 
des Nationalsozialismus - 
Odeonsplatz - zum Marien¬ 
platz), Protest-Kette (über 
Neuhauser Straße - Kau¬ 
fingerstraße - zum Marien¬ 
platz) 

15.00 Uhr: 

Kundgebung am Marien¬ 
platz. 

Es sprechen: 

Sprecherin Münchner 
Flüchtlingsgruppe 
Sevim Dagdelen, MdB 
(Linkspartei) 

Eugen Drewermann,Theo- 
löge 


UZ-Online 

Mit der UZ 5/2017 vom 3. Februar 
2017 werden wir das Login für den 
UZ-Abobereich aktivieren. Ab die¬ 
sem Zeitpunkt können nur noch 
Abonnentinnen auf alle Artikel und 
das UZ-Archiv zugreifen. 

Wer bereits ein Kombiabo (Print + 
Online) oder ein Onlineabo gebucht 
hat, erhält Ende Januar 2017 die Zu¬ 
gangsdaten per Mail. Alle anderen 
Interessentinnen können sich jeder¬ 
zeit unter www.unsere-zeit.de/abo 
anmelden. 

Alle Kombi- und Online-Abonnentln- 
nen erhalten wöchentlich per Mail 
alle Artikel der aktuellen Ausgabe 
auf ihren Rechner oder aufs Smart- 
phone. Weitere Infos: Klaus Leger, 
verlag@unsere-zeit. de 
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Tarifsei n heitsgesetz 
verfassungswidrig? 

Das Bundesverfassungsgericht 
verhandelt über die Beschwerde 
mehrerer Gewerkschaften gegen 
das Tarifeinheitsgesetz der Gro¬ 
ßen Koalition. Sie halten das Ge¬ 
setz für verfassungswidrig. Mit 
dem Prinzip, dass nur der Tarifver¬ 
trag gelten solle, der in einem Be¬ 
trieb von der Gewerkschaft mit den 
meisten Mitgliedern ausgehandelt 
wurde, sehen sich die Gewerkschaf¬ 
ten in ihren Rechten eingeschränkt. 
Beschwerdeführer sind ver.di und 
einige kleine Gewerkschaften, ge¬ 
gen die das Gesetz, das seit 2015 in 
Kraft ist, formuliert wurde. 

Schäuble-Gesetz gegen 
Steuervermeidung 

Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) legt dem Kabi¬ 
nett einen Gesetzentwurf „gegen 
schädliche Steuerpraktiken im Zu¬ 
sammenhang mit Rechteüberlas¬ 
sungen“ vor. Durch das Gesetz sol¬ 
len Steuerschlupflöcher geschlos¬ 
sen werden. Bis zu 30 Mio. Euro 
erhofft sich der Minister dadurch 
jährlich, berichtete die „Rheinische 
Post“. Schäuble will demnach „Li¬ 
zenzschranken“ errichten. Konzer¬ 
nen soll verweigert werden, Paten¬ 
te oder Lizenzen in Länder mit ge¬ 
ringen Steuersätzen auszugliedern. 
Entsprechend sollen die Lizenzen 
pauschal mit 25 Prozent besteuert 
werden. Die bis zu 30 Mio. Euro 
an zusätzlichen Einnahmen, die 
sich der Finanzminister vom neu¬ 
en Gesetz verspricht, wirken aller¬ 
dings nur lächerlich, wenn man es 
mit den jährlich 160 Mrd. Euro ver¬ 
gleicht, die nach Schätzungen der 
EU-Kommission von den Multis 
am Fiskus vorbei ins Ausland ver¬ 
lagert werden. 

Staatsschulden ein 
bisschen gesunken 

Der Schuldenstand in der Euro-Zo- 
ne ist nach amtlichen Angaben im 
dritten Quartal 2016 auf den nied¬ 
rigsten Stand seit fast vier Jahren 
gefallen. Die Verschuldung der 19 
Mitgliedstaaten, gemessen am BIP 
(Wirtschaftsleistung), sank insge¬ 
samt auf 90,1 Prozent, wie die Statis¬ 
tikbehörde Eurostat mitteilte. Dies 
seien 1,1 Prozentpunkte weniger als 
im zweiten Quartal 2016 und der ge¬ 
ringste Stand seit dem vierten Quar¬ 
tal 2012. Die mit Abstand höchste 
Verschuldung verzeichne weiterhin 
Griechenland mit 176,9 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP). 

Streikresolution 
in Saarbrücken 

184 Krankenhausbeschäftigte haben 
am vergangenen Montag im Saar¬ 
land die Arbeit niedergelegt, um für 
einen Tarifvertrag zur Entlastung 
des Personals zu demonstrieren. Die 
Pflegekräfte, die in Saarbrücken- 
Dudweiler zu einer „Streikdelegier¬ 
tenkonferenz“ zusammenkamen, 
waren von ihren Teams geschickt 
worden und repräsentierten so laut 
ver.di zusammen 3 749 Beschäftigte. 
Sie beschlossen eine Demonstration 
zum Internationalen Frauentag am 
8. März 2017 in Saarbrücken. „Wir 
sind auf einen Arbeitskampf vorbe¬ 
reitet, und wir bereiten uns weiter 
vor“, heißt es in einer von den strei¬ 
kenden Delegierten verabschiede¬ 
ten Resolution. 

HSH Nordbank 
wird verkauft 

Bis zum Frühjahr 2018 muss die 
HSH Nordbank privatisiert sein. 
Das hat die EU-Kommission den 
Mehrheitseigentümern Schleswig- 
Holstein und Hamburg befohlen 
und dafür Beihilfen genehmigt, die 
die Bank über Wasser gehalten ha¬ 
ben. Der Verkaufsprospekt ist nun 
veröffentlicht worden. Einer der 
Interessenten wird die NordLB, die 
Landesbank Niedersachsens sein. 
Die HSH Nordbank besteht aus 
einer funktionierenden Kernbank, 
die Gewinn macht, und einer „Ab¬ 
baubank“, in der die faulen Kredite 
lagern. 


Davos im Liebestaumel für Xi 

Die Exportnationen China und Deutschland fürchten den US-Protektionismus am meisten 



Xi Jiping im Gespräch mit Klaus Schwab, Gründer und Vorsitzender des Forums 


avos feiert Xi Jinping. Auf dem 
Hochamt der „Globalisierungs“- 
Profiteure in den Schweizer Ber¬ 
gen wurde der Generalsekretät der mit 
fast 90 Millionen Mitgliedern weltweit 
mächtigsten kommunistischen Partei als 
„Anti-Trump“ ( Handelsblatt ), als „The 
new Davos man“ ( Economist ) gefeiert. 
Xi habe sich als „Glühender Verfechter 
des kapitalistischen Freihandels“ prä¬ 
sentiert, begeistert sich das Handels¬ 
blatt, während der US Präsident gegen 
den Freihandel poltere, andere Natio¬ 
nen beschimpfe und auf Twitter um sich 
schlage. 

Diese neue Freihandels-„Achse“ 
Berlin-Peking mit Xi Jinping als „neu¬ 
em Führer der freien Welt“ {Welt) gegen 
die Mächte der Finsternis, die Populisten 
und Protektionisten Donald Trump und 
Wladimir Putin hätte vor kurzem wohl 
kaum jemand für möglich gehalten. Mit 
der tatsächlichen Amtsübernahme der 
Regierung Trump hat das Potential ei¬ 
ner substantiellen Veränderung der glo¬ 
balen politökonomischen Beziehungen 
erheblich zugenommen. Selbstredend 
sehr zum Unmut seiner derzeitigen Pro¬ 
fiteure. 

Xis Rede hat die Trump-Debatte auf 
den Kern des Problems konzentriert. 
Seine Haltung etwa zu Frauen oder Ein¬ 
wanderern, seine, um es wohlwollend zu 
formulieren, barocke Art mag irritieren, 
ist aber dort herzlich gleichgültig, wenn 
es um strategische Investments im mehr¬ 
stelligen Milliardenbereich, um wichtige 
Rohstoff- und Arbeitskraftressourcen, 
um Macht und Geostrategie im Allge¬ 
meinen geht. Trump ist der Auffassung, 
die USA seien die großen Verlierer der 
„Globalisierung“ genannten neolibe¬ 
ralen Entfesselung des Finanzkapitals 
und der damit verbundenen Wanderbe¬ 
wegung eben dieses Finanzkapitals hin 
zu den globalen industriellen Sonderzo¬ 
nen mit den niedrigsten Löhnen, Steu¬ 
ern, Sozialkosten und Umweltstandards. 
Kurz, zu den Plätzen mit der höchsten 
Profitrate. Man ist geneigt, ein etwas 
modifiziertes Manifest zu zitieren: Die 
Globalisierung hat, mit einem Wort, an 
die Stelle der mit sozialstaatlichen und 
menschenrechtspolitischen Illusionen 
verhüllten Ausbeutung die offene, un¬ 
verschämte, direkte, dürre Ausbeutung 
gesetzt. 

Verlierer der Hauptstraße 

Dieser Prozess der neoliberal gren¬ 
zenlosen Verteilung der Produktions¬ 
stätten kennt in der Tat Gewinner und 
Verlierer. In den USA sind es vor allem 
die „1 Prozent“, die Wall Street und die 
Konzerne mit zunehmend internatio¬ 
nal strukturierten „Wertschöpfungs¬ 
ketten“, besser Ausbeutungsketten, wie 
beispielsweise Apple, Nike oder Wal¬ 


mart, die sich auf diese Weise hohe An¬ 
teile des global erzeugten Mehrwerts 
aneignen können und die nun mit ih¬ 
ren niedrigen Preisen stark deflatio¬ 
när insbesondere auf die inländische 
Lohnstruktur und somit auf die Kauf¬ 
kraft wirken. Die Verlierer sind das 
„Main Street“ (Hauptstraße) genann¬ 
te, normale urbane Leben, die lokalen 
und regionalen Produktionsstätten, 
der Mittelstand, die kleinen Geschäf¬ 
te, eben der weit überwiegende Teil, die 
„99 Prozent“ der US-amerikanischen 
Gesellschaft, die der Billigkonkurrenz 
der asiatischen „Sweatshops“ unterle¬ 
gen sind. Von der ehemals so stolzen 
industriellen Basis sind die 
rostig-verfallenden Indus¬ 
triegürtel der ehemals so 
stolzen industriellen Basis, 
als Symbole des Verfalls des 
„American Dream“ übrig 
geblieben. 

Nationalökonomisch be¬ 
trachtet waren die Profiteure 
des globalen Goldrausches 
nach 1989 vor allem Länder 
wie die VR China und die 
Bundesrepublik Deutsch¬ 
land. Während China von 
der Bereitstellung der größten billigen 
industriellen Reservearmee profitier¬ 
te, lieferte Deutschland, um im Bild zu 
bleiben, die Hacken und Schaufeln, das 
technische Equipment für die Schürfer 
und die Luxuskarossen für diejenigen, 
die in den neuen Zentren zu Geld ge¬ 
kommen waren. 

Nach fast 30 Jahren Globalisierung 
(und Krieg um die globalen Ressourcen 
und die geostrategische Vorherrschaft) 
ist das ökonomische Potential der „Ein¬ 
zigen Weltmacht“ von etwa der Hälfte 
der globalen Wirtschaftskraft nach 1945 
auf heute etwa ein Fünftel geschrumpft. 
Die USA sind vom globalen Gläubiger¬ 
land zum Land mit den höchsten Schul¬ 


den und der höchsten Auslandsverschul¬ 
dung abgestiegen. 

China baut neue Seidenstraße 

Mit der Großen Weltwirtschaftskri¬ 
se 2007 ff. ist der wichtigste Motor der 
„Globalisierung“, der schuldenfinan¬ 
zierte Konsum der USA, wegen Über¬ 
schuldung ins Stocken geraten. Die 
Volksrepublik musste ihre exportge¬ 
triebene nachholende Industrialisierung 
auf eher binnenwirtschaftliche Impulse 
ausrichten. 2013 verkündete Xi Jinping 
den Plan eines gigantischen eurasischen 
Wirtschafts-, Handels- und Infrastruk¬ 
turprojektes, einer „Neuen Seidenstra¬ 


ße“ zu Wasser und zu Lande, kurz „One 
beit one road“ (OBOR). OBOR ist für 
die Teilnahme von 60 Staaten projek¬ 
tiert und soll ein Volumen von 8 oder 
mehr Billionen US-Dollar umfassen. 
Es ist leicht erkennbar, dass OBOR in 
Washington alle Alarmglocken hat klin¬ 
geln lassen. Nach Zahlen des Hongkon- 
ger Brokerhauses CLSA hat China al¬ 
lein 2015 etwa 1,6 Billionen Dollar in 
die Infrastruktur investiert. 2016 lagen 
die gesamten Bruttoanlageinvestitionen 
bei 8,7 Billionen Dollar bei einer Kre¬ 
ditvergabe von 1,83 Billionen Dollar. 
Dagegen wirken Trumps Pläne, 1 Billion 
Dollar in 10 Jahren in die Infrastruktur 
zu investieren, doch eher bescheiden. 


Während die Billigproduktion in är¬ 
mere Länder weiterzieht, hat die Konse¬ 
quenz der staatlich dirigierten industri¬ 
ellen Nachrüstung Chinas dazu geführt, 
dass das Land nun zum Konkurrenten 
der etablierten kapitalistischen Staaten, 
auch des Ausrüsters Bundesrepublik, ge¬ 
worden ist, ja diese in vielen Bereichen 
weit überflügelt hat. Im alten Kampf um 
Technologieführerschaft hat nun auch 
die Volksrepublik den Hut in den Ring 
geworfen. 

Die deutsche Führung hat versucht 
mit einer Strategie der Arbeitskraft¬ 
verbilligung, des Substanzverzehrs bei 
Infrastruktur und Bildung, der Ausver¬ 
kaufsstrategie der Austerität ihr Terrain 
zu halten und auszubauen. Und sie hat 
diese Strategie auch Europa und der Eu¬ 
rozone aufgezwungen. Mit katastropha¬ 
len Folgen. 

Mit Donald Trump ist nun jemand 
ins Amt gekommen, der die sozioöko- 
nomischen und geostrategischen Fol¬ 
gen dieses Prozesses aus der Perspek¬ 
tive der nationalen US-Bourgeoisie 
nicht nur benennt, sondern auch den 
Willen erkennen lässt, die Spielregeln 
zu ändern. Die Formel „Freihandel 
oder Protektionismus“ ist dabei eine 
Scheinalternative. Es geht immer um 
die Durchsetzung der günstigsten Kon¬ 
ditionen für die Profitinteressen der 
jeweils herrschenden Kapitalfraktio¬ 
nen. Real ist es immer eine Mischung 
von beidem. Auch jetzt hindert der 
Kampfruf „Freihandel“ die imperia¬ 
listischen Mächte natürlich 
nicht daran, hart protekti¬ 
onistisch zu agieren, wenn 
bestimmte Profitinteressen 
durch ausländische Kon¬ 
kurrenten bedroht werden. 
Trump ist angetreten, die 
Profitinteressen der „Main 
Street“ stärker zur Gel¬ 
tung zu bringen. Gelingt es 
ihm, sich damit im republi¬ 
kanisch dominierten Kon¬ 
gress durchzusetzen, könn¬ 
te es für die exportfokus¬ 
sierte Wirtschaft wie China, aber mehr 
noch für die hart merkantilistisch, auf 
eine aggressive Exportausweitung und 
minimierten Binnenkonsum getrimm¬ 
te Wirtschaft in Deutsch-Europa fa¬ 
tale Konsequenzen haben. Da wird 
der Jubel für Xi und das Einprügeln 
auf Trump wenig helfen. Wenn beide 
Wirtschaftsgroßmächte, sowohl Chi¬ 
na als auch die USA, sich stärker auf 
die Binnenentwicklung und techno¬ 
logische Führerschaft konzentrieren, 
dürfte sich das Austeritätskonzept des 
deutschen Imperialismus als ein strate¬ 
gischer europapolitischer Fehler aller¬ 
ersten Ranges herausstellen. 

Klaus Wagener 


Gerichtsurteilen gegen E.on/Uniper 
fest gestanden. 

E.on hatte den Grundstein für das 
Kraftwerk bereits 2007 gelegt. Doch 
schon im September 2009 wurde der 
im Zusammenwirken mit der Bezirks¬ 
regierung von der Stadt Datteln auf¬ 
gestellte Bebauungsplan vom Ober¬ 
verwaltungsgericht (OVG) Münster 
aufgehoben. Diese Entscheidung ist 
dann später vom Bundesverwaltungs¬ 
gericht (BverwG) bestätigt worden. 
Gleichwohl habe die Bezirksregierung 
ihren - damit ebenfalls rechtswidrig 
gewordenen - immisionsschutzrecht- 
lichen Genehmigungsbescheid nicht 
zurückgenommen, so der BUND. Erst 
infolge einer Klage der Umweltorga¬ 
nisation im Juni 2012 sei dieser vom 
Oberverwaltungsgericht Münster auf¬ 
gehoben worden. Dieses Urteil wurde 
ebenfalls vom BverwG bestätigt. Nach 
der sogenannten Zielabweichungsent¬ 
scheidung der Landesregierung wurde 
ein neuer Bebauungsplan genehmigt, 
gegen den der BUND ebenfalls klagt. 

Bernd Müller 


Grünes Licht für Datteln IV 

Umstrittenes Kohlekraftwerk darf weiter gebaut werden 


Das umstrittene Kohlekraftwerk „Dat¬ 
teln IV“ darf weiter gebaut werden. Die 
Bezirksregierung Münster hat kürzlich 
dafür die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung erteilt. „Mit dieser Ge¬ 
nehmigung kann das Kraftwerk fertig 
gebaut werden und in Betrieb gehen“, 
erklärte ein Sprecher der E.on-Tochter 
Uniper. 

Der Bund für Umwelt und Natur¬ 
schutz Deutschland (BUND) nannte 
die Entscheidung der Bezirksregie¬ 
rung einen „Kniefall vor der Kohle¬ 
lobby“ und kündigte an, voraussicht¬ 
lich erneut gegen das Kraftwerk zu 
klagen. Die Umweltschützer lehnen 
das Großkraftwerk mit rund 1100 Me¬ 
gawatt Leistung ab, weil es zu nah an 
Wohnhäusern und einem Naturschutz¬ 
gebiet stehe und außerdem wegen der 
Energiewende überflüssig sei. 

Zwar habe es kleinere Nachbes¬ 
serungen beispielsweise in Bezug auf 
den Ausstoß von Quecksilber gegeben, 
konstatiert der BUND von Nordrhein- 
Westfalen. Dennoch gebe es weiterhin 
gravierende Mängel. „Aufgrund der 


Vorkenntnisse in der Sache und der 
Einbindung in die Prozesse bis zu die¬ 
ser Genehmigung ist für den BUND 
bereits klar, dass auch die neue Geneh¬ 
migung als rechtswidrig zu bewerten ist 
und der BUND voraussichtlich Klage 
dagegen einreichen wird“, sagte der 
stellvertretende BUND-LandesVorsit¬ 
zende Thomas Krämerkämper. Nach 
wie vor würde der Betrieb des Kraft¬ 
werks beispielsweise zu unzulässigen 
Schadstoff- und Stickstoffeinträgen in 
besonders empfindliche europäische 
Natura-2000-Schutzgebiete führen. 

Der Genehmigung sei ein umfang¬ 
reiches Verfahren vorausgegangen, 
betonte dagegen die Bezirksregierung. 
Diese habe sich mit allen Einwendung 
und Ergebnissen der Erörterung sowie 
zahlreichen Gutachten intensiv ausein¬ 
ander gesetzt, heißt es in einer Presse¬ 
mitteilung. „Wir haben mit der größt¬ 
möglichen Sorgfalt geprüft und die 
Belange der Menschen und des Um¬ 
weltschutzes sehr ernst genommen“, 
sagte demnach Regierungspräsident 
Reinhard Klenke. „Wenn alle Voraus¬ 


setzungen erfüllt sind, gibt das Gesetz 
die Entscheidung vor“. Auch Eckhardt 
Rümmler, Geschäftsführer von Uniper, 
zeigte sich erfreut über die Entschei¬ 
dung und sieht sie als positives Signal 
für die gesamte Region. Die Geneh¬ 
migung sei das Ergebnis eines langen 
und intensiven Dialogs mit den Men¬ 
schen und Entscheidern der Region, so 
Rümmler. 

Für den BUND komme die Geneh¬ 
migung allerdings nicht überraschend, 
so Krämenkämper, habe doch die 
Landesregierung keinen Zweifel da¬ 
ran gelassen, das schon mehrfach vor 
Gericht gescheiterte Vorhaben unbe¬ 
dingt realisieren zu wollen. „Offenbar 
hatte die Taktik von Uniper Erfolg, 
jenseits aller umweltrechtlichen und 
klimaschutzpolitischen Hindernisse 
erst einmal Fakten zu schaffen“. Und 
die „von den SPD-Kohlefreunden do¬ 
minierte Landesregierung hatte nicht 
das Rückgrat, den Konzernwünschen 
zu widerstehen.“ Anders als bei kleine¬ 
ren Antragstellern hätte die Neugeneh¬ 
migung politisch bereits kurz nach den 


Vergleichszahlen zweier Exportnationen 2016 



China 

BRD 

BIP (Bio. $) 

10,8 

3 d 

+/- % zu 2015 

+ 6,7 

+b 9 

Export (Mrd. $) 

2097 

1201 

+/- % zu 2015 

-6,1 

+0,8 

Import (Mrd. $) 

1588 

944 

+/- % zu 2015 

+ 3,1 

+0,7 

Handelsbilanz (Mrd. $) 

+509 

+257 

Handelsbilanz mit den USA (2015, Mrd.$) +365 

+69 


Quelle: Destatis 
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Aufstand der Busfahrer 

Nach zwei Wochen Streik in die Schlichtung - Privatisierung als Ursache 
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Wir streiken 


Busfahrerstreik in Limburg 


D er schon zwei Wochen lang geführ¬ 
te Streik der Busfahrer in Süd- und 
Mittelhessen ist am vergangenen 
Montag unterbrochen worden. Die Ge¬ 
werkschaft ver.di hat einer Schlichtung 
zugestimmt. Der Streik betrifft vorwie¬ 
gend die Region Rhein-Main, deren öf¬ 
fentlicher Verkehr vom RMV (Rhein- 
Main-Verkehrs verbünd) organisiert wird. 
Das sind die Städte Frankfurt, Darmstadt, 
Marburg, Hanau, Fulda, Gießen, Maintal, 
Offenbach sowie der Main-Kinzig Kreis. 
Allerdings sind die bestreikten Betriebe 
vorwiegend Privatunternehmen, die im 
Auftrag der städtischen Verkehrsbetrie¬ 
be fahren. Für die Arbeitgeber tritt der 
„Landesverband Hessischer Omnibusun¬ 
ternehmer (LHO)“ auf. 

Obwohl der Streik seit Montag, dem 
9. Januar effektiv geführt wurde und ob¬ 
wohl die Auswirkungen des Streiks auf 
die Bevölkerung erheblich war, legte der 
LHO erst in der zweiten Streikwoche, am 
17. Januar ein erhöhtes Angebot vor, das 
ebenfalls inakzeptabel war. Die Schlich¬ 
tung wurde von der Arbeitgeberseite vor¬ 
geschlagen. Als „ihren“ Schlichter berief 
sie einen ehemaligen Geschäftsführer des 
RMV, also jener Organisation, die die 
Misere der schlecht bezahlten Busfahrer 
wesentlich zu verantworten hat. Die Ge¬ 
werkschaft benannte Rudolf Hausmann, 


einen früheren SPD-Landtagsabgeord- 
neten aus Baden-Württemberg, der den 
Fachbereich Verkehr bei ver.di in Stutt¬ 
gart geleitet hatte. 

Die Tarifkommission der Gewerk¬ 
schaft ver.di hatte Ende vergangenen 
Jahres ein Arbeitgeberangebot des pri¬ 
vaten Busverkehrsverbands als völlig 
unzureichend zurückgewiesen und die 
Verhandlungen für gescheitert erklärt. 
In dem Streit geht es um einen Ent¬ 
gelttarifvertrag sowie um den Mantel¬ 
tarifvertrag. Besonders strittig sind die 
Punkte Ecklohn, Urlaubsanspruch und 
betriebliche Altersversorgung, ver.di 
fordert eine stufenweise Erhöhung des 
Lohns auf 13,50 Euro die Stunde. Die 
Arbeitgeber wollen eine Laufzeit bis 
Ende 2018 und bieten insgesamt nur ei¬ 
nen Anstieg des Lohns bis 12,65 Euro. 
Derzeit beträgt der Stundenlohn küm¬ 
merliche 12,00 Euro. Außerdem fordert 
ver.di die Einführung einer betrieblichen 
Altersversorgung. Darüber hinaus soll es 
ab dem 1.1.2017 für jeden Beschäftigten 
einen zusätzlichen Urlaubstag geben. 
Wichtig sind auch die Pausenregelungen. 
Die Busfahrer verlangen, dass es keine 
Abzüge beim Wenden oder bei Stand¬ 
zeiten geben darf. Es soll nur noch ein 
maximaler Pausenabzug von 30 Minuten 
am Tag erfolgen. Bei Dienstlängen unter 


5,5 Stunden soll generell gar kein Pau¬ 
senabzug stattfinden. 

Der Streik war in den zwei Wochen 
vorzüglich organisiert und wurde weitge¬ 
hend befolgt. In Frankfurt funktionier¬ 
te der S-, U- und Straßenbahnverkehr. 
Aber im Umland stellte der Streik für die 
Bevölkerung eine starke Einschränkung 
dar. Die lokale Presse berichtete aber, 
dass es für das Anliegen der Busfahrer 
unverändert großes Verständnis gebe. 
Auch deshalb meldeten sich Kommu¬ 
nalpolitiker der Region (vorwiegend von 
der SPD) zu Wort, die den Arbeitgebern 
ein Entgegenkommen empfahlen. Das 
wirkt ein wenig komisch, denn die nied¬ 
rigen Löhne gehören in diesem Fall zum 
Konzept der Privatisierung. Die „FAZ“ 
fragte deshalb: „Ob den Politikern jetzt 
bewusst ist, dass ihre Kommunen und 
Kreise davon profitieren, dass durch die 
Ausschreibung von Buslinien die Löhne 
der Fahrer nach unten gedrückt worden 
sind?“ 

Der gewerkschaftspolitische Spre¬ 
cher der Linkspartei im hessischen 
Landtag, Hermann Schaus, brachte in 
einem Interview mit der „Frankfurter 
Rundschau“ die Ursachen für die mise¬ 
rable Bezahlung der Busfahrer auf den 
Punkt: Aufgrund der europaweiten Aus¬ 
schreibungen hätten sich alle städtischen 


Verkehrsbetriebe in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten einen privaten Teil an 
Busbetrieben geschaffen. In diesem ei¬ 
genständigen Betrieb wendeten sie den 
schlechteren Tarifvertrag des Landes¬ 
verbandes der Hessischen Omnibusun¬ 
ternehmer (LHO) an. In Frankfurt zum 
Beispiel sei zur Jahrtausendwende der 
Busverkehr der städtischen ICB vom 
privaten kleinen Reiseunternehmen, der 
Firma Sippel, übernommen worden - zu¬ 
nächst nur in Teilen, später komplett. Alle 
Busfahrer, die neu eingestellt werden, 
würden zu erheblich schlechteren Tarif¬ 
bedingungen bezahlt, als sie etwa Mitar¬ 
beiter der Verkehrsgesellschaft Frankfurt 
(VGF) erhalten. 

Schaus weist auf die Ursachen, näm¬ 
lich den von oben verordneten Privatisie¬ 
rungszwang hin. 

Durch die europaweiten Ausschrei¬ 
bungen sei ein Unterbietungswettbe¬ 
werb entstanden, der zu Lasten der Be¬ 
schäftigen veranstaltet worden sei. Wer 
aufgrund alter Verträge noch bei den 
kommunalen Betrieben angestellt ist, 
werde deutlich besser bezahlt. Das Gros 
der Busfahrer sei aber in den schlechte¬ 
ren Tarif geschoben worden. Dabei arbei¬ 
ten die Beschäftigten mit besseren und 
schlechteren Tarifverträgen teils im sel¬ 
ben Gebäude. 


Schaus stellt fest, dass es eine öf¬ 
fentliche Aufgabe sei, stattdessen einen 
preiswerten und gut organisierten öffent¬ 
lichen Nahverkehr zu haben. Es müsse 
auch Aufgabe der Kommunen sein, die¬ 
sen Nahverkehr in Eigenregie zu betrei¬ 
ben. Es sei die Forderung der „Linken“, 
die Spaltung in die verschiedenen Tari¬ 
fe und den Wildwuchs abzuschaffen, der 
entstanden sei. Das EU-Recht schreibe 
zwar vor, dass die Kommunen den güns¬ 
tigsten Anbieter auswählen müssten. 

Aber die Kriterien für die Ausschrei¬ 
bungen definierten die Kommunen oder 
ihre Nahverkehrsgesellschaften selbst. 
Ihnen gehe es im Nahverkehr, der ja im¬ 
mer defizitär ist, darum, Kosten einzuspa¬ 
ren. Deshalb hätten sie die Standards für 
die Ausschreibungen heruntergeschraubt. 
Sie hätten durchaus sagen können: Wir 
wollen bestimmte tarifliche Standards, 
wir wollen bestimmte Arbeitsbedingun¬ 
gen, wir wollen - was die Busfahrer be¬ 
rechtigterweise fordern -, dass die Wen¬ 
dezeiten als Arbeitszeiten angerechnet 
werden. An jeder einzelnen Stelle sei in 
den letzten 20 Jahren gedreht worden, 
immer auf dem Rücken derjenigen, die 
die Fahrgäste sicher transportieren sol¬ 
len. LZ 
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Schwieriger Arbeitskampf 

Wie der Öffentliche Dienst zerlegt und die Beschäftigten geschwächt wurden 


M ehr als 400 000 Beschäftig¬ 
te beteiligten sich am Streik. 
Busse und Bahnen blieben 
in den Depots, der Müll wurde nicht 
abgeholt, 50 Millionen Briefe und Pa¬ 
kete nicht ausgeliefert, Schwimmbä¬ 
der und Kindergärten waren geschlos¬ 
sen. Auch das Personal in Ämtern, 
Krankenhäusern, Flughäfen und Au¬ 
tobahnmeistereien beteiligte sich am 
Streik. Wahrscheinlich sind jetzt vie¬ 
le Leser verwirrt. Um welchen Streik 
geht es? Habe ich etwas nicht mit¬ 
bekommen? Was ist da los? Manche 
werden denken: Das ist ja toll! Und 
andere werden sich erinnern: Die 
Rede ist nicht vom Jahr 2017, sondern 
vom Jahr 1992. So lange liegt der letz¬ 
te große Streik im öffentlichen Dienst 
zurück. 

Und tatsächlich scheint es wie aus 
einer anderen Zeit. Wer weiß heute 
noch genau, um welche Beschäftigten¬ 
gruppe im öffentlichen Dienst es ei¬ 
gentlich gerade geht? Die der Länder, 
des Bundes oder der Kommunen? Die 
Busfahrer oder die Straßenbahnfah¬ 
rer? Und was haben jetzt die am Flug¬ 
hafen damit zu tun? 

In den vergangenen 25 Jahren 
wurde eine Zersplitterung des öffent¬ 
lichen Dienstes durchgesetzt, um die 
Löhne zu senken, Personal abzubauen 
und die „Effizienz“ zu steigern, also 
den Arbeitsdruck zu erhöhen. Kran¬ 
kenpfleger, Busfahrer, Kindergärtner 
und Verwaltungsangestellte spüren es 


an ihren eigenen Knochen und Köp¬ 
fen. 

Parallel zur Planung und Durchset¬ 
zung der Hartz-Gesetze wurde die Axt 
an den öffentlichen Dienst gelegt. Der 
Durchbruch gelang 2002/2003 mit der 
Abschaffung des Bundesangestellten- 
Tarifs (BAT) und der Einführung des 
TVÖD. Wichtiger Punkt dabei: Die 
Trennung nach Bund und Kommune 
auf der einen und Bundesländer auf 
der anderen Seite. Aus der Tarifge¬ 
meinschaft der Länder stieg 2003 dann 
auch noch das rot-rot regierte Berlin 
aus, mit der Folge einer drastischen 
Lohnsenkung im Öffentlichen Dienst. 
Diesem Vorbild folgte 2004 die hessi¬ 
sche CDU-Regierung. 

Privatisierung und Zerklüftung 
der Tarifverträge dienen der Lohn¬ 
senkung. Nach Berechnungen der 
Hans-Böckler-Stiftung bestehen da¬ 
durch Lohnunterschiede von bis zu 
50 Prozent für die gleiche Tätigkeit. 
Zudem werden die Verhandlungen 
getrennt geführt, das Ergebnis ist 
wie beabsichtigt die Schwächung der 
Kampfkraft der Beschäftigten. Es 
folgten niedrige Abschlüsse mit lan¬ 
gen Laufzeiten, die häufig dennoch 
von Arbeitgebern und ver.di als Er¬ 
folg verkauft wurden. 

Der Öffentliche Dienst (ÖD) hat 
„Vorbildcharakter“, allerdings ganz 
und gar nicht im Sinne der Beschäftig¬ 
ten. Von diesen im Öffentlichen Dienst 
Beschäftigten gibt es noch über 4 Milli¬ 


onen, die nach Privatisierung und Ent¬ 
lassung übrig geblieben sind. Damit ist 
der Öffentliche Dienst immer noch der 
größte Arbeitgeber im Lande, 13 Pro¬ 
zent der abhängig Beschäftigten arbei¬ 
ten dort. Sie stellen aber keine einheit¬ 
liche Kraft dar. 

An ihnen wurde und wird die 
Agenda 2010 durchexerziert. Der An¬ 
teil der Teilzeit verdoppelte sich laut 
einer Studie des WSI (Wirtschafts¬ 
und Sozialwissenschaftliches Institut) 
in zwei Jahrzehnten von 16 auf 32 Pro¬ 
zent und liegt über dem der Gesamt¬ 
wirtschaft (ca. 26 Prozent). Die Zahl 
der befristeten Arbeitsverhältnisse ist 
seit Mitte der 2000er Jahre von etwa 
10 auf 15 Prozent gestiegen und liegt 
auch deutlich über dem der Gesamt¬ 
wirtschaft mit 9 bis 10 Prozent. Be¬ 
schäftigte des ÖD sind häufiger auf 
Nebenjobs angewiesen als Beschäftig¬ 
te der Privatwirtschaft. 2010 mussten 
mehr als 130 000 Angestellte des ÖD 
ergänzend Hartz IV beantragen, weil 
ihr Lohn unter dem Sozialhilfesatz lag. 
Allein in Frankfurt/Main gab es 2014 
mehrere hundert Aufstocker. In der 
Länder-Tarifrunde von 2015 handel¬ 
te ver.di eine Sozialkomponente von 
75 Euro aus, um die die Gehälter min¬ 
destens stiegen. Dennoch ist wegen der 
langen Laufzeit von zwei Jahren nur 
dank der niedrigen Inflationsrate für 
einige Beschäftigte ein kleines Plus he¬ 
rausgekommen. In der aktuellen Run¬ 
de wurde auch eine Sockelforderung 


aufgestellt, deren Höhe aber nicht ver¬ 
raten wurde. Sie dürfte schnell unter 
den Tisch fallen. 

Wie ging die Geschichte 1992 aus? 
Am 7. Mai einigten sich verdis Vor¬ 
gängergewerkschaft ÖTV und die 
Arbeitgeber auf die Höhe des vorher 
abgelehnten Schlichterspruchs. Die 
Gewerkschaftsführung beendete den 
Streik daraufhin sofort. Die Basis war 
aber damit nicht einverstanden. Nur 
44,1 statt der zu dieser Zeit noch er¬ 
forderlichen 50 Prozent stimmten für 
den Abschluss. Die ÖTV-Führung un¬ 
ter Monika Wulf-Mathies geriet unter 
Druck, setzte sich jedoch über das Vo¬ 
tum der Basis hinweg. Ein Baustein für 
Enttäuschung, Frustration und Austrit¬ 
te. 

Der Organisationsgrad von ver.di 
bei den Angestellten der Länder ist 
heute relativ schwach. Nötig wäre es, 
zu einem gemeinsamen Kampf aller 
Bereiche des ÖD zurückzufinden. Das 
fordern auch viele ver.di-Kollegen, die 
ihre Zersplitterung als Schwäche erle¬ 
ben. Die Ausgangslage ist auf der einen 
Seite gut: Die Staatskassen sind gefüllt. 
Auf der anderen Seite ist sie schlecht: 
Es stehen Bundestagswahlen an. Es 
ist davon auszugehen, dass sich bei 
der ver.di-Führung viele die SPD- und 
Grünen-Landesregierungen nicht als 
Gegner von Lohnerhöhungen erschei¬ 
nen lassen wollen und einem Arbeits¬ 
kampf deshalb erneut aus dem Weg ge¬ 
hen. Philipp Kissel 


Samsung-Gewinn steigt 

Trotz des Debakels um das brand¬ 
gefährliche Handy Galaxy Note 7 
hat das südkoreanische Großunter¬ 
nehmen Samsung Electronics das 
vergangene Geschäftsjahr mit ei¬ 
nem kräftigen Gewinnsprung abge¬ 
schlossen. Der Überschuss stieg um 
19 Prozent auf 22,73 Billionen Won 
(17,4 Mrd. Euro). Nach zwei Jahren 
des Gewinnrückgangs hat Samsung 
damit eine Wende erreicht. Der 
operative Gewinn im Geschäft mit 
Handys hat sich bei einem abermals 
schrumpfenden Umsatz stabilisiert. 
Samsung meldete für das Gesamt¬ 
jahr ein leichtes Umsatzwachstum 
von 0,6 Prozent auf 201,87 Billio¬ 
nen Won (154,4 Mrd. Euro). Der Be¬ 
triebsgewinn stieg um 10,7 Prozent 
auf 29,24 Billionen Won. 

Nahles-Plan reicht nicht 

Die Deutsche Rentenversicherung 
betrachtet das Vorhaben von Bun¬ 
desarbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) skeptisch, mit einer Stabili¬ 
sierung des Rentenniveaus der Al¬ 
tersarmut entgegenzuwirken. Das 
würde »nicht die Absicherungspro¬ 
bleme spezifischer Gruppen mit er¬ 
höhtem Altersarmutsrisiko« lösen, 
heißt es in deren Stellungnahme für 
eine Bundestagsanhörung zur Alters¬ 
sicherung. Zur Begründung verwies 
die Körperschaft darauf, dass knapp 
zwei Drittel der derzeitigen Grund¬ 
sicherungsempfänger gar keine oder 
eine sehr geringe Rente erhalten - 
und deswegen auch nicht von deren 
Anhebung profitieren würden. 
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Studenten fordern neuen Job 


Auch Mietinitiativen solidarisch mit Ex-Staatssekretär 



Rückhalt für Holm: Berliner Mieteraktivisten - hier bei einer Demonstration im September 2016 - unterstützen Holms 
wohnungspolitische Forcierungen. 


Nazis enthemmt 

In der Nacht zum Montag brannten 
in Berlin Neukölln die Autos zweier 
Antifaschisten, die dort leben. Be¬ 
troffen sind Detlef Fendt, DKP-Mit- 
glied und IG-Metall-Funktionär, und 
Heinz J. Ostermann, Buchhändler, 
der sich in einer Gruppe von Buch¬ 
händlern gegen Rassismus engagiert. 

Die Brände legten vermutlich Fa¬ 
schisten: Die Anschläge ähneln den 
acht Angriffen, die die Naziszene in 
Neukölln in den vergangenen vier 
Wochen verübte. 

Ein antifaschistisches Bündnis 
aus Neukölln schätzt ein, dass die 
Ablehnung des NPD-Verbots die 
Rechten „enthemmt und ermutigt 
hat, mit terroristischen Mitteln Angst 
und Einschüchterung in der Zivilge¬ 
sellschaft zu verbreiten.“ Das Bünd¬ 
nis ruft für den kommenden Samstag 
zu einer Demonstration auf (15.00 
Uhr, vor der Hufeisentreppe, Fritz- 
Reuter-Allee 48). 

Inhuman und fahrlässig 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
hat Bund und Länder aufgefordert, 
in der gegenwärtigen Situation von 
Abschiebungen nach Afghanistan 
abzusehen. Afghanistan sei nach 
wie vor kein sicheres Land, vielmehr 
habe sich die Sicherheitslage dort 
nachweislich in den letzten Mona¬ 
ten drastisch verschlechtert. Die ge¬ 
planten Abschiebungen seien daher 
inhuman und „grob fahrlässig“, so 
der Verband. 

„Nicht die politische Stimmung 
in Deutschland, sondern allein die Si¬ 
cherheitslage in Afghanistan darf da¬ 
rüber entscheiden, ob Abschiebun¬ 
gen nach Afghanistan möglich sind 
oder nicht. Und die vorliegenden Be¬ 
richte sprechen hier eine eindeutige 
Sprache“, unterstrich Prof. Dr. Rolf 
Rosenbrock, Vorsitzender des Paritä¬ 
tischen Wohlfahrtsverbandes, weiter. 

US-Aufmarsch 
durch Hamburg 

Seit Anfang Januar transportiert 
die US-Armee im Rahmen der Mi¬ 
litäroperation „Atlantic Resolve“ 
Kriegsmaterial quer durch Euro¬ 
pa - einem Bericht der „Neuen Os- 
nabrücker Zeitung“ zufolge haben 
drei Frachter der US-Armee 2 500 
Ladungsstücke, darunter 446 Ketten¬ 
fahrzeuge einschließlich Kampfpan¬ 
zern und 907 Radfahrzeuge zunächst 
nach Bremerhaven transportiert. Die 
Linksfraktion in der Hamburgischen 
Bürgerschaft hat nachgefragt, ob die¬ 
se Transporte auch durch Hamburg 
führen. Das Bundesverteidigungs¬ 
ministerium konnte dem Senat je¬ 
doch nur mitteilen, dass die Mili¬ 
tärtransporte nicht über Hamburgs 
Straßen führen. Zu etwaigen Schie¬ 
nentransporten durch die Stadt lägen 
aber keine Erkenntnisse vor. Aller¬ 
dings seien bei der Polizei zwischen 
dem 10. und 12. Januar acht Militär¬ 
transporte der US-amerikanischen 
Streitkräfte durch Hamburg gemel¬ 
det worden. „Die Antworten legen 
nahe, dass der Senat weder über das 
Sicherheitskonzept für diese sensib¬ 
len Güter, noch über mögliche ex¬ 
plosive oder radioaktive Güter bei 
den Schienentransporten informiert 
war“, kommentierte der Bürger¬ 
schaftsabgeordnete Martin Dolzer. 

Braune Hochburg 

Die sächsische Landtagsabgeordnete 
Kerstin Köditz (Linkspartei) hat von 
der Staatsregierung eine detaillierte 
Auskunft über die Entwicklung der 
Naziszene in Sachsen von 2011 bis 
2016 erbeten. In dem besagten Zeit¬ 
raum seien mehr als 10 000 rechts¬ 
motivierte Straftaten begangen und 
rund 6 OOOTatverdächtige ermittelt 
worden. Knapp 40 Prozent aller 
rechten Delikte wurden polizeilich 
aufgeklärt. 

Auch ihre Infrastruktur haben die 
Neonazis ausgebaut. Insgesamt 62 
Objekte stehen den extremen Rech¬ 
ten im Freistaat als Treffpunkte zur 
Verfügung. Vor allem die Städte 
Dresden, Leipzig sowie der Land¬ 
kreis Sächsische Schweiz-Osterzge¬ 
birge gelten mittlerweile als regiona¬ 
le Schwerpunkte der Naziszene. 


D ie Solidarität mit Andrej Holm 
reißt nicht ab. Holm war in der 
vergangenen Woche von seinem 
Amt als Staatssekretär zurückgetreten, 
nachdem eine Schlammschlacht gegen 
ihn aufgrund seiner Arbeit für das Mi¬ 
nisterium für Staatssicherheit eröffnet 
worden war (UZ berichtete). 

Schon seit Mittwoch letzter Wo¬ 
che halten Studentinnen und Studen¬ 
ten das Sozialwissenschaftliche Insti¬ 
tut der Berliner Humboldt-Universität 
besetzt. Sie fordern, dass das Univer¬ 
sitätspräsidium seine „politische Ent¬ 
scheidung, den kritischen Sozialwissen¬ 
schaftler und Dozenten Andrej Holm 
zu entlassen“ zurücknimmt. 

„Die Mehrheit der Studierenden 
schätzt Andrej Holms Beiträge in 
Lehre und Forschung“, konstatierten 
die Besetzer. Kritische Forschung, die 
sich nicht scheue, aktiv stadtpolitische 


Heroische Musik, ein Fahnenzug - ein 
paar Fackeln hätten die Zeitreise in die 
30er Jahre perfekt gemacht: Die rech¬ 
ten Redner ziehen in die Rhein-Mosel- 
Halle in Koblenz ein. Hier feiern sich 
am vergangenen Samstag die neuen 
Nationalisten Europas als die kom¬ 
mende Macht des Kontinents - eine 
Mischung aus Karnevalssitzung, Ok¬ 
toberfest und Eurovision-Song-Con- 
test. Anderthalb Kilometer weiter, am 
Deutschen Eck, erinnert das riesige 
Reiterstandbild Wilhelms I. an die re¬ 
aktionäre Tradition, in der dieses Tref¬ 
fen steht. 

Die Rechten sehen sich im Auf¬ 
stieg. Der Moderator kündigt die Red¬ 
ner als die künftigen Regierungschefs 
Europas an: Frauke Petry und Marcus 
Pretzell von der AfD, Marine Le Pen 
vom französischen Front National, Ge- 
ert Wilders von der niederländischen 
PW, Matteo Salvini von der italieni¬ 
schen Lega Nord und Harald Vilims- 
ky von der FPÖ aus Österreich. Die 
Fraktion „Europa der Freiheit und der 
Nationen“ (ENF) im EU-Parlament, zu 
der diese Parteien gehören, richtete die 
Veranstaltung aus. An diesem Wochen¬ 
ende präsentieren sich die Spitzen der 
rechten Parteien als einige Kraft - zum 
ersten Mal. Noch im Herbst 2016 hatte 
ein auch in der AfD umstrittenes Tref¬ 
fen zwischen Petry und Le Pen heim¬ 
lich stattgefunden. 

Die Medien hatten vor der Ver¬ 
anstaltung berichtet, welche Presse¬ 
vertreter die ENF von der Veranstal¬ 
tung ausschließen wollte. Der Mode¬ 
rator verkündet, dass 350 Journalisten 
anwesend seien. Das Publikum ruft: 
„Lügenpresse!“. Die Journalisten sind 


Missstände anzusprechen und aktiv 
zu werden, sei genauso Andrej Holms 
Markenzeichen „wie eine innovative, 
spannende und engagierte Lehre“. Sie 
warfen dem Präsidium zudem vor, vor¬ 
handene Spielräume nicht genutzt zu 
haben und mit seiner „politische(n) 
Entscheidung“ „weiten Teilen der Stu¬ 
dierenden in den Rücken“ gefallen zu 
sein. Sollte eine Revision der Entschei¬ 
dung des Präsidiums, Andrej Holm zu 
entlassen, nicht möglich sein, fordern 
sie die „Schaffung einer neuen, unbe¬ 
fristeten Stelle am Lehrbereich ,Stadt- 
und Regionalsoziologie 4 am Institut für 
Sozialwissenschaften“. Eine der rund 
150 Besetzerinnen und Besetzer frag¬ 
te: „Wie würde eine Präsidentin han¬ 
deln, die hinter Holm steht? So jeden¬ 
falls nicht - dieser Umgang mit einem 
profilierten und allseits anerkannten 
Forscher ist für uns nicht hinnehmbar.“ 


sauber vom Publikum getrennt, das 
die Anweisung hat, nicht mit ihnen zu 
sprechen. 

Zunächst spricht Marcus Pretzell 
von der Angst vor Überfremdung und 

am* ._. 


bringt zum Teil haarsträubende Hirn¬ 
gespinste zum Ausdruck. So finan¬ 
ziere die EU den Terror gegen Israel, 
und Israel sei ein Vorbild im Umgang 
mit dem Islam. Auf ihn folgt Marine 
Le Pen, die das Ganze auf eine noch 
höhere Ebene hebt: Sie ist der festen 
Überzeugung, dass 2017 das europäi¬ 
sche Festland erwachen wird, nachdem 
die USA mit der Wahl Trumps und die 
Briten mit dem Brexit bereits erwacht 


Auch Mieterinitiativen hatten sich 
mit Holm solidarisiert, den auch sie „als 
Streiter für die Rechte der Mieter und 
Mieterinnen“ wahrgenommen haben. 
Dieser habe „wie kein anderer seit lan- 


seien. Die Einwanderung verursache, 
sagt Le Pen, Arbeitslosigkeit und nied¬ 
rigere Löhne. Die Lösung heiße Patrio¬ 
tismus, Patriotismus sei die Politik der 
Zukunft. Die Menge jubelt, die Stim¬ 


mung erinnert an Goebbels 4 Rede im 
Sportpalast. 

Gegen die knapp 1 000 Besucher 
in der Halle, die die Spitzen der euro¬ 
päischen Rechten bejubeln, demons¬ 
trieren draußen 5 000 Menschen. Das 
Bündnis „Koblenz bleibt bunt“ hat zu 
den Protesten aufgerufen. Regierungs¬ 
vertreter dominieren die Kundgebung: 
Als Hauptredner treten die SPD-Mi- 
nisterpräsidentin Malu Dreyer und der 


für Holm 


ger Zeit in der Öffentlichkeit vor der 
aktuellen Wohnungskrise gewarnt, die 
Berlin“ spalte. „Explodierende Mieten, 
Gentrifizierung und Verdrängung be¬ 
drohen viele Berliner und Berlinerin¬ 
nen und das gesellschaftliche Miteinan¬ 
der, das ein Gemeinwesen ausmacht 44 

„Hier geht es letztendlich nicht 
um die Personalie ,Holm 4 . Hier geht es 
vielmehr um die Zukunft Berlins und 
welchen Interessen der Senat folgt 44 
stellten mehrere Initiativen in einem 
Offenen Brief klar. Eine soziale Stadt¬ 
entwicklung und Wohnraumversor¬ 
gung sei aus ihrer Sicht „elementar für 
die Zukunft Berlins“. Die Immobilien¬ 
wirtschaft und die Stadtverwertungs¬ 
profiteure wollten Andrej Holm hinge¬ 
gen „scheitern sehen“. 

Tatsächlich hätte ein Staatssekre¬ 
tär namens Holm Berlin gut tun kön¬ 
nen. Nirgendwo sonst stiegen die Woh¬ 
nungspreise derart schnell in die Höhe, 
wie in der Bundeshauptstadt. Nirgend¬ 
wo sonst ist der Zuzug an neuen Ein¬ 
wohnern derart groß. Kritik mehrt sich 
mittlerweile jedoch auch zunehmend 
am Berliner Landesverband der Links¬ 
partei. Diese sei nicht solidarisch ge¬ 
nug mit Holm gewesen und habe sich 
nicht transparent und offensiv genug 
für den von ihr eingesetzten Staats¬ 
sekretär stark gemacht, hieß es unter 
anderem. 

Markus Bernhardt 

Kommentar: Seite 9 


luxemburgische Außenminister Jean 
Asselborn auf. Neben staatstragenden 
Parteien nehmen linke Gruppen und 
Gewerkschafter an den Protesten teil, 
auch die SDAJ Trier hat nach Koblenz 
mobilisiert. 

Nach Le Pens Rede träumt Geert 
Wilders von einem neuen Europa. Er 
ist begeistert vom neuen US-Präsiden- 
ten, der am Vortag vereidigt worden 
ist: „Gestern ein neues Amerika, heu¬ 
te ein neues Koblenz und morgen ein 
neues Europa!“ Seine Haartolle und 
sein Grinsen erinnern an das Vorbild 
aus den USA. 

Frauke Petry krönt das Ganze: Sie 
spricht von der planlosen Homogeni¬ 
sierung und Durchmischung der Völ¬ 
ker, die sie zu bekämpfen fordert. Sie 
spricht davon, dass endlich Schluss sein 
soll damit, dass man sich für „die Taten 
seiner Vorfahren schämt“ - drei Tage 
vorher hatte Herr Hocke in Dresden 
Geschichtsunterricht erteilt. Während 
Pretzell mit seinem Lob für die israe¬ 
lische Apartheidpolitik auf Distanz zu 
den antisemitischen Stimmen in seiner 
Partei geht, greift Petry Höckes Angriff 
auf ein antifaschistisches Geschichts¬ 
bild auf. Und Petry bezieht sich auf 
Helmut Kohl: Der hatte in den 80er 
Jahren, als seine Regierung die sozial¬ 
liberale Koalition ablöste, eine „geistig¬ 
moralische Wende“ versprochen. Die 
CDU habe diese Wende nicht eingelei¬ 
tet, nun sei es an der AfD, die geistig¬ 
moralische Wende durchzusetzen. Die 
Schmierfrisuren und Trachtenjacken im 
Publikum springen von den Sitzen und 
träumen von der Machtergreifung im 
September. 

Hannes Schinder 


Reinemachen mit Tradition 

Wilhelm Krelle wurde 1991 zum Grün¬ 
dungsdekan berufen. Er müsse „rei- 
nemachen“, kein Marxist solle seinen 
Fuß über die Schwelle seiner Fakultät 
setzen, so sah Krelle seine Rolle. 

Der SS-Sturmbannführer Krelle 
hatte ab 1944 eine SS-Panzergrena- 
dierdivision kommandiert. Dass er 
befohlen hatte, Deserteure und geflo¬ 
hene KZ-Häftlinge zu erschießen, hin¬ 
derte die Universität nicht daran, Krel¬ 
le 1994 zum Ehrendoktor zu machen. 


Geistig-moralische Wende 

ln Koblenz feiern sich Rechte als künftige Regierungschefs 


Die Humboldt-Universität begrün¬ 
dete die Entlassung Andrej Holms 
damit, dass er seine Arbeit für das 
Ministerium für Staatssicherheit 
verschwiegen habe. Schon nach der 
„Wende“ von 1989 waren Wissen¬ 
schaftler, die unter dem Verdacht des 
Marxismus standen, aus der Universi¬ 
tät entlassen worden - für diese Auf¬ 
gabe holten die neuen Machthaber 
im Fall des Fachbereichs Wirtschafts¬ 
wissenschaften auch einen alten Nazi 
aus dem Ruhestand zurück: Professor 



So sieht die Organisation „Avaaz“ das rechte Treffen in Koblenz: Am Deutschen 
Eck stellte sie Bilder von Hitler, Mussolini und Petain auf, um vor der rechten 
Gefahr zu warnen. 
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Schwarz-grüne Spitze 

Die Grünen streiten über ihren Wahlkampf - die Parteirechte kommt weiter voran 



Foto: Rasmus Tanck 


Gutes Klima, Kurs auf Schwarz-Grün: Die Grünen haben Katrin Göring-Eckardt 
und Cem Özdemir als Spitzenkandidaten gewählt. 


I ch bin Protestantin, er ist Vegetari¬ 
er“ stellte die Vorsitzende der Bun¬ 
destagsfraktion der Grünen, Katrin 
Göring-Eckardt, am 18. Januar fest. Sie 
meinte sich und Cem Özdemir. Ähnlich 
flach blieb sie im Hinblick auf den Wahl¬ 
kampf der Partei: „Wir wollen die Na¬ 
tur erhalten und das Klima schützen, das 
wird der Kern des grünen Wahlkampfes 
sein.“ Dabei gehe es natürlich auch um 
ein gutes gesellschaftliches Klima - was 
immer das für Göring-Eckardt heißten 
mag: Sie befürwortet Hartz IV und hält 
es noch heute für richtig, vor Jahren die 
Gesetzgebung für die Grünen mitver¬ 
handelt zu haben, auch wenn da Fehler 
passiert seien. 

Wochenlang hatte die Urwahl bei 
den Grünen gedauert. Auf mehre¬ 
ren Veranstaltungen warben die „Ur- 
Thüringerin“ und Ex-Bürgerrechtlerin 
Göring-Eckardt, einzige Bewerberin 
und damit von Anfang an gesetzt, und 
ihre drei männlichen Kollegen Partei¬ 
chef Cem Özdemir, Anton Hofreiter, 
Vorsitzender der Bundestagsfraktion, 
sowie der schleswig-holsteinische Um¬ 
weltminister Robert Habeck um Stim¬ 
men der Mitglieder. Als dann das Er¬ 
gebnis der Abstimmung am 18. Januar 
bekannt gegeben wurde, war klar: Die 
sogenannten Realos haben das Rennen 
gemacht. 

Göring-Eckardt wird mit Özdemir 
für die Grünen in den Wahlkampf zie¬ 
hen. Özdemir erhielt 35,96 Prozent der 
abgegebenen Stimmen, Habeck 35,74 
Prozent - nur 75 Stimmen weniger. Der 
Parteilinke Hofreiter landete mit 26 Pro¬ 
zent auf dem letzten Platz. 


Ob sich die ganze Partei von den Spit¬ 
zenkandidaten vertreten fühlt? Jürgen 
Trittin, einer der Befürworter einer rot- 
rot-grünen Koalition im Bund, schrieb 
nach der Urwahl: „Herzlichen Glück¬ 
wunsch (...)! Nun geht es auf in einen 
starken grünen Wahlkampf. Wir Grüne 
wollen bei der anstehenden Bundestags¬ 
wahl drittstärkste Kraft werden. Dafür 
werden wir gemeinsam kämpfen.“ Die 
frühere Vorsitzende der Grünen Clau¬ 
dia Roth meinte, das Ergebnis sei „nicht 
Ausdruck von Flügellogik, sondern ein 
Ergebnis für zwei starke Persönlichkei¬ 
ten“. Die aber stehen eben für bestimm¬ 
te politische Positionen bei den Grünen. 

Die Auseinandersetzung bei den 
Grünen geht um eine mögliche Koali¬ 
tion mit der SPD und der Linkspartei 
im Bund. Der Streit geht um die Erb¬ 
schaftssteuer- „Reform“ der Großen Ko¬ 
alition, um eine Reichensteuer, um die 
Sanktionen gegen Russland. Özdemir ist 
für die Sanktionen, Trittin dagegen. Der 
Ministerpräsident Baden-Württembergs, 
Winfried Kretschmann, gehört zu jenen, 
die dafür sind, noch mehr Staaten als „si¬ 
chere Herkunftsstaaten“ zu bezeichnen 
um noch mehr Flüchtlinge abzuschie¬ 
ben, eine Mehrheit der Partei ist es wohl 
nicht. Und Rebecca Harms, Abgeordne¬ 
te im Europaparlament, stellte sogar das 
Nein zum Freihandelsabkommen Ceta 
infrage. Das wäre ein Zeichen mangeln¬ 
der Begeisterung für EU-Europa. 

„Die Partei schwankt zwischen öko¬ 
sozialer Profilierung und Anpassung an 
konservativ-liberale Politikmodelle“, 
hieß es in der „Frankfurter Rundschau“ 
am 26. Oktober des vergangenen Jahres. 


Damals hatten die Veranstaltungen zu 
den Urwahlen bei den Grünen gerade 
erst begonnen. 

Schon vor der Bekanntgabe des Ur- 
wahlergebnisses hatte die Parteiführung 
der Grünen erklärt, dass es vor den Bun¬ 
destagswahlen keine Koalitionsaussage 


geben soll. Doch schon jetzt ist klar, 
dass das Spitzenduo, mit dem die Grü¬ 
nen in den Wahlkampf zieht, nicht für 
ein Bündnis mit SPD und Linkspartei 
im Bund steht. Und da geht es nicht da¬ 
rum, dass man mit Sahra Wagenknecht 
nicht kann, sondern um die Haltung der 


Linkspartei zur EU, zur NATO, zu UN- 
mandatierten Militäreinsätzen und zu 
Russland. Göring-Eckardt und Özde¬ 
mir stehen - wie unter anderem ihr Par¬ 
teifreund Kretschmann in Baden-Würt¬ 
temberg, der mit der Union im Ländle 
nicht nur gut kann, sondern auch die 
anderen Fragen den Abschied von grü¬ 
nen „Gründungsidealen“ fordert - für 
Schwarz-Grün. Wenn es dafür nach dem 
24. September denn reicht. Auf jeden 
Fall möchte man aber endlich wieder 
mitregieren. 2013 hatte es damit nicht 
geklappt. 

Für die Befürworter von „Rot-Rot- 
Grün“ im Bund wird es nun eng. Die, die 
sich eher am „konservativ-liberalen Po¬ 
litikmodell“ orientieren, haben sich bei 
den Grünen (zunächst?) durchgesetzt. 
Die Vorsitzende der Linkspartei, Katja 
Kipping, sah folgerichtig denn auch die 
Wahl von Göring-Eckardt und Özdemir 
zu Spitzenkandidaten der Grünen als Si¬ 
gnal gegen „Rot-Rot-Grün“ im Bund. 
„Mit dieser Personalentscheidung wird 
ein sozial-ökologischer Politikwechsel 
nicht gerade wahrscheinlicher“, erklärte 
sie gegenüber der „Neuen Osnabrücker 
Zeitung“. Ähnlich sieht es Sahra Wa¬ 
genknecht. In einem Interview mit dem 
„ND“ erklärte sie am vergangenen Wo¬ 
chenende: „Die Grünen haben gerade 
zwei Vertreter von Schwarz-Grün zu ih¬ 
ren Spitzenkandidaten bestimmt.“ 

Mit Blick auf eine mögliche Koalition 
der Grünen mit der CDU im Bund mein¬ 
te Kipping aber auch zutreffend: „Wer 
sich an Merkel bindet, der bekommt See¬ 
hofer dazu - und damit auch die Ober¬ 
grenze für Flüchtlinge.“ Nina Hager 


Gewollte Misere 

Ein Dozent betreut 67 Studierende - GEW fordert 
mehr Geld für Hochschulen 




Kommunisten wählen!: Mit diesen Plakaten wird die DKP in den Wahlkampf zum Landtag in Nordrhein-Westfalen 
gehen. Im DKP-Bezirk Ruhr-Westfalen hat die DKP 13 Direktkandidatinnen und -kandidaten aufgestellt, im Bezirk Rhein¬ 
land-Westfalen drei. Das heißt: Zusätzlich zu den Unterstützern für die Landesliste müssen die DKP-Mitglieder für jeden 
Direktkandidaten 100 Unterschriften sammeln. 


Täuschungskampagne 

Studie kritisiert Bundeswehrwerbung 


In einer Analyse von Bundeswehr- 
Werbekampagnen, welche die „Infor¬ 
mationsstelle Militarisierung“ (IMI) 
kürzlich in Zusammenarbeit mit der 
„Deutschen Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen“ 
(DFG-VK) vorgelegt hat, kommen die 
beiden Friedensorganisationen zu dem 
Schluss, dass das Bundesverteidigungs¬ 
ministerium „skrupellos“ bei seiner 
Nachwuchswerbung und Öffentlich¬ 
keitsarbeit vorgehe. „Es wird getrickst, 
getäuscht und gelogen“, konstatieren 
die beiden Organisationen. 

Schon seit November 2015 sei die 
bundesdeutsche Armee mit ihrer Kam¬ 
pagne unter dem Motto „Mach, was 
wirklich zählt“ im öffentlichen Raum 
präsent. Dabei werde ein Bild von der 
Bundeswehr präsentiert, das nicht der 


Realität entspreche, moniert die IMI in 
der besagten Studie, im Rahmen derer 
die verschiedenen Teile der „Mach, was 
wirklich zählt“-Kampagne der Armee 
sowie die Bundeswehr-YouTube-Serie 
„Die Rekruten“ detailliert beschrie¬ 
ben und analysiert werden. „In der 
Werbung wird das Soldatin-und-Sol- 
dat-Sein sehr unpolitisch, dafür aber 
der persönlichen Entwicklung dienlich 
dargestellt“, kritisiert der Politikwissen¬ 
schaftler Michael Schulze von Glaßer. 
Themen wie Auslandseinsätze, Tod und 
Verwundung würden kaum oder nur 
oberflächlich angesprochen. Teilweise 
werde gar versucht, den militärischen 
Charakter der Bundeswehr herunter¬ 
zuspielen. Während der letzten Olym¬ 
pischen Spiele warb die Bundeswehr 
beispielsweise mit ihren Sportsolda- 


tinnen und -Soldaten und dem Spruch 
„Ausbilder von Vorbildern“ für den 
Dienst an der Waffe: „Die Bundeswehr 
ist aber kein Sportverein“, so Schulze 
von Glaßer weiter. Er warf der Bundes¬ 
wehr außerdem vor, „junge Leute mit 
Versprechungen zu sich zu locken, die 
sie dann nicht halten kann“. 

Ähnlich äußerte sich Ralf Buch- 
terkirchen, Bundessprecher der DFG- 
VK. Er forderte zugleich Konsequen¬ 
zen: „Die Täuschungs-Kampagnen der 
Bundeswehr müssen sofort eingestellt 
werden. Es muss Aufklärung darüber 
geleistet werden, wie die Armee ver¬ 
sucht, auf junge Leute und auch die öf¬ 
fentliche Meinungsbildung in Fragen 
der Sicherheitspolitik Einfluss zu neh¬ 
men“, so der Friedensaktivist. 

Markus Bernhardt 


Der Deutsche Hochschulverband hat 
aktuelle Zahlen des Statistischen Bun¬ 
desamtes zur Situation an den Hoch¬ 
schulen bekannt gemacht. Dabei geht 
es um die sogenannte „Betreuungsre¬ 
lation“, d.h. das Verhältnis von Lehren¬ 
den und Lernenden in absoluten Zah¬ 
len. Während sich die Zahl der Univer¬ 
sitätsprofessoren auf 26 927 nur leicht 
gegenüber den Vorjahren erhöhte, stieg 
die Menge der Studierenden auf mitt¬ 
lerweile 2,75 Millionen an. Im Klartext 
bedeutet das, dass jeder Lehrende, ob 
er nun eine C4-Professur hat, ein soge¬ 
nannter „Juniorprofessor“ ist, Privatdo¬ 
zent oder den alten Titel eines Akade¬ 
mischen Rates hat, mehr als 100 Studie¬ 
rende zu betreuen hat. 

Im Durchschnitt, da in den Massen¬ 
fächern wie BWL, Jura oder „auf Lehr¬ 
amt“ dieses Verhältnis noch viel krasser 
ausfällt, kommt eine Zahl von 67 Stu¬ 
dentinnen auf eine Lehrkraft, noch vor 
einigen Jahren lag diese Verhältnis bei 
60 zu 1. Besser sieht es im zweiten Teil 
des Medizinstudiums aus - worüber wir 
erleichtert sind - und in einigen „Orchi¬ 
deenfächern“ wie Japanologie, Finnlan- 
distik oder Ägyptologie. Leider ist aus 
dem Zahlenmaterial des Statistischen 
Bundesamtes nicht zu ermitteln, wie 
hoch der Anteil der Professoren ist, die 
überhaupt keinen Lehrauftrag haben, 
weil sie nur in der Forschung tätig sind 
oder deren Aufwand für die Studieren¬ 
den sehr gering ist. Nach vorsichtigen 
Schätzungen kann man aber davon 
ausgehen, dass rund 5 bis 6 Prozent der 
Akademiker sich ohne einen Lehrauf¬ 
trag an den Hochschulen tummeln, was 
natürlich bedeutet, dass die eigentliche 
Betreuungsrelation noch schlimmer 
aussieht. 

Übrigens: Schlusslicht bei diesen 
Verhältnissen ist das Land NRW, wäh¬ 
rend Bremen und Berlin sich noch ein 
wenig besser darstellen. 

Im internationalen Vergleich, so 
zu finden über Veröffentlichungen der 
Europäischen Kommission zu Hoch- 
schulranking, sind die Universitäten 
und Fachhochschulen der Republik 
eher im Mittelfeld oder auch im letzten 
Viertel zu finden. Hier finden sich eher 


Einrichtungen aus Frankreich, den Nie¬ 
derlanden, Italien und Finnland. Spitze 
sind deutsche Unis nur bei einem Ver¬ 
gleich, nämlich bei den Zahlen zum The¬ 
ma „Gemeinsame Publikationen mit 
Wirtschaft und Industrie“, hier machen 
München, Nürnberg und Reutlingen die 
Spitzenplätze unter sich aus. 

Diese Misere passt haargenau in die 
Hochschulpolitik von Bund und Län¬ 
dern: Magere finanzielle Ausstattung 
der Hochschulen, wenn überhaupt ge¬ 
fördert wird, dann in der „Exzellenzini¬ 
tiative“, Stellenabbau im akademischen 
Mittelbau, ein schneller Durchlauf bis 
zum Bachelor, wer keine Drittmittel 
aus Industrie und Wirtschaft einbringt, 
gefährdet seinen zumeist ohnehin nur 
befristeten Vertrag. Und ganz sauer re¬ 
agieren die Herrschenden, wenn For¬ 
derungen laut werden nach Förderung 
zum selbstständigen Denken oder nach 
dem Bildungsauftrag, der doch angeb¬ 
lich seit Humboldts seligem Andenken 
das oberste Gebot akademischen Le¬ 
bens sei. 

Der Bitte um eine Stellungnahme 
kam das Bundesministerium für Bil¬ 
dung und Forschung leider nicht nach, 
die verantwortliche Ministerin Johan¬ 
na Wanka hat sich zuletzt 2015 in einer 
Sonntagsrede ohne Plan und Ziel dazu 
geäußert. 

Die GEW fordert in ihrer „Witten¬ 
berger Erklärung“ aus dem September 
2016, dass allein an den Universitäten 
die Zahl der Professorinnen und Profes¬ 
soren in den nächsten zehn Jahren um 
über 80 Prozent auf mehr als 43 000 er¬ 
höht werden muss, um die weiterhin auf 
hohem Niveau bleibende Zahl der Stu¬ 
dienanfängerinnen und Studienanfän¬ 
ger angemessen ausbilden und betreu¬ 
en zu können. Des Weiteren heißt es in 
dieser Erklärung, dass die Lehre inzwi¬ 
schen überwiegend von wissenschaft¬ 
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 
tern oder Lehrkräften geleistet wird, die 
nur selten eine dauerhafte Anstellung 
erhalten, zunehmend auch von Lehrbe¬ 
auftragten, die semesterweise für einen 
Apfel und ein Ei oder ganz unentgelt¬ 
lich angeheuert werden. 

Herbert Becker 
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KKE lud nach Brüssel 

Im Brüssel trafen sich am Montag 
Vertreter von 42 kommunistischen 
und Arbeiterparteien - darunter der 
DKP - aus 32 Ländern zum „Euro¬ 
päischen Kommunistischen Treffen 
2017“. Thema war der 100. Jahres¬ 
tag der Oktoberrevolution. Dimitris 
Koutsoumpas, Generalsekretär der 
gastgebenden Kommunistischen Par¬ 
tei Griechenlands, hob Lenins Rolle 
bei der Auseinandersetzung mit den 
Teilen der Sozialdemokratie seiner 
Zeit hervor, die in Verletzung der 
Beschlüsse der 2. Internationale die 
Bourgeoisie ihres Landes unterstützt 
hätten. (Bericht in der nächsten UZ) 

Löhne sinken 

In Griechenland bekommen mitt¬ 
lerweile 41,25 Prozent der Gehalts¬ 
und Lohnempfänger weniger als 700 
Euro brutto. Unter den „Besserver¬ 
dienern“ bekommen 21,96 Prozent 
brutto bis zu 1000 Euro im Monat; 
28,33 Prozent erhalten bis zu 2000 
Euro; 5,56 Prozent bis zu 3000 Euro 
und 2,81 Prozent mehr. 

Die Zahlen wurde letzte Woche 
von der Zeitung „Imerissia“ unter 
Berufung auf Daten aus dem grie¬ 
chischen Arbeitsministerium veröf¬ 
fentlicht. Neben den Niedriglöhnen 
hat vor allem die Teilzeitbeschäfti¬ 
gung in Griechenland weiter zuge¬ 
legt. Zwar gab es 2016 knapp 83 000 
oder 5,1 Prozent zusätzliche abhängi¬ 
ge Beschäftigungsverhältnisse, davon 
waren aber 57,34 Prozent Stellen mit 
weniger als 20 Wochenstunden. 

Valls bei Vorwahlen 
nur zweiter 

Bei den Vorwahlen der Bewerber der 
Mitte-links-Parteien für die Kandi¬ 
datur der am 23. April in Frankreich 
stattfindenden Präsidentschaftswah¬ 
len hat Benoit Hamon mit 36,1 Pro¬ 
zent überraschend den ersten Platz 
belegt. Der ehemalige Premiermi¬ 
nister Manuel Valls landete mit 31,2 
Prozent lediglich auf dem zweiten 
Platz.Nur rund 1,75 Millionen Fran¬ 
zosen, PS-Anhänger eingerechnet, 
beteiligten sich am Wahlgang. Vor 
fünf Jahren gab es eine Million mehr 
Beteiligte. 

Der ehemalige Parteisprecher 
und Bildungsminister Hamon war 
von der Parteirechten, zu der auch 
Valls gehört, aus der Regierung ge¬ 
drängt und als linker „Utopist“ be¬ 
zeichnet worden. Der mit rund 18 
Prozent auf Platz 3 gewählte Arnaud 
Montebourg gehört ebenfalls zu den 
eher linken Bewerbern. Montebourg 
kündigte an, dass er selbst und seine 
Anhänger beim zweiten Wahlgang 
Hamon unterstützen werden. Da¬ 
mit hat Hamon gute Chancen, nun 
auch die entscheidende Wahlrunde 
am Sonntag für sich zu entscheiden. 

US-Seemanöver mit 
Südkorea und Japan 

Die US-Streitkräfte haben ein ge¬ 
meinsames Seemanöver mit Südko¬ 
rea und Japan „zur Abwehr nordko¬ 
reanischer Raketen“ durchgeführt. 
Das dreitägige Manöver, bei dem 
die Ortung und Verfolgung von Ra¬ 
keten geübt werden soll, fand „in der 
Umgebung der koreanischen Halb¬ 
insel“ statt, teilte ein Sprecher des 
Kriegsministeriums in Seoul letzte 
Woche mit. Es ist die dritte derartige 
Seeübung der USA-Marine mit den 
Seestreitkräften der beiden ostasi¬ 
atischen Verbündeten. Im Juni und 
November des vergangenen Jahres 
gab es ähnliche gemeinsame Manö¬ 
ver der drei Länder, um „Nordkorea 
abzuschrecken“. 

Zypern-Beratungen 

Die Expertengespräche zur Über¬ 
windung der Teilung Zyperns sind 
im schweizerischen Mont-Pelerin ei¬ 
nen Tag früher als geplant bereits am 
Donnerstag letzter Woche zu Ende 
gegangen. Die Verhandlungen sei¬ 
en „erfolgreich“ gewesen, sagte der 
UNO-Vermittler Espen Barth Eide. 
Details wurden offiziell allerdings 
nicht bekannt. „Nach der Rückkehr 
der Experten werden wir sehen, wie es 
weitergeht“, sagte der zyprische Regie¬ 
rungssprecher Nikos Christodoulides. 


Die Optionen der Herrschenden 

Südkorea nach der Entmachtung von Präsidentin Park 



Der amtierende Präsident Südkoreas, Hwang Kyo-ahn, mit seinem Kabinett (g. Dezember 2016) 


I m Dezember 2016 war Präsidentin 
Park Geun-Hye vom Parlament ent¬ 
machtet worden. Von den 300 Ab¬ 
geordneten stimmten 234 für die Ent¬ 
lassung aus dem Amt, 56 stimmten da¬ 
gegen. Wenn die Amtsenthebung vom 
Verfassungsgericht endgültig als ge¬ 
rechtfertigt erklärt wird, wird eine Neu¬ 
wahl stattfinden. 

Nach der Amtsenthebung spaltete 
sich die Regierungspartei in zwei Lager: 
In Anhänger und Gegner Parks. 29 der 
100 Abgeordneten der rechtskonserva¬ 
tiven Regierungspartei traten aus ihrer 
Partei aus und gründeten eine neue, die 
Barun-Partei. Sie distanziert sich von 
den „alten Konservativen“, positioniert 
sich als „gesunde konservative Partei“. 
Die Barun-Partei kritisiert den autori¬ 
tären Herrschaftsstil Parks, übernimmt 
jedoch ihre Politik - wie die geplante 
Stationierung des US-Abwehrraketen¬ 
systems THAAD in Südkorea und die 
Arbeitsrechtsreform. 

Weil die Regierungspartei Saenuri 
völlig untergegangen und die neu ge¬ 
gründete konservative Partei Barun 
noch zu schwach ist, schmiedet die herr¬ 
schende Klasse nun einen neuen Plan: 
Bildung einer „Mitte-Rechts-Koaliti- 
on“. Sie versucht, eine Koalition zwi¬ 
schen den noch in der Saenuri-Partei 
verbliebenen Gegnern Parks, der Ba¬ 
run-Partei und dem rechten Flügel des 
liberalen Lagers zu bilden. Als nächs¬ 
ten Schritt plant sie, den früheren UN- 
Generalsekretär Ban Ki-Moon, der auf 
Rang zwei in der Wählergunst steht, als 
ihren Kandidaten für die Präsidenten¬ 
wahl aufzustellen. Ban verhält sich so, 
als wäre er schon der Kandidat dieser 
Koalition. Beim seinem ersten Auftritt 
auf der politischen Bühne behaupte¬ 
te er, die Stationierung der THAAD 
sei eine unabdingbare Verteidigungs¬ 
maßnahme, weil Südkorea zurzeit im 
Kriegszustand sei. Seine arbeiterfeind¬ 
liche Haltung machte er in seiner Rede 
deutlich, als er von „Adelsgewerkschaf¬ 
ten“ sprach, die ihre Privilegien aufge¬ 
ben müssten. Diese Koalition mit Kan¬ 
didat Ban Ki-Moon an der Spitze ist 


zweifellos das beste Szenario für die 
herrschende Klasse. 

Ist es nicht möglich, eine solche Koa¬ 
lition zu bilden, dann wäre eine Koaliti¬ 
on aus liberaler Partei, der Demokratie- 
Partei und ihrem möglichen Kandida¬ 
ten Mun Jae-In keine schlechte Option 
für die Herrschenden. Erfahrungen aus 
der Geschichte zeigen, dass die frühe¬ 
ren Präsidenten der Demokratie-Par¬ 
tei, Kim Dae-Jung und Roh Moo-Hyun, 
massiv unternehmerfreundliche Politik 
durchsetzen. Sie ermöglichten u.a. eine 
massenhafte Zunahme prekärer Be¬ 
schäftigung. 

Die Position des US-Imperialismus 
ist klar: Solange jemand dessen Inter¬ 
essen verteidigen will, wird er von den 
USA unterstützt. Der Sprecher des US- 
Außenministeriums, Mark Toner, er¬ 
klärte nach der Absetzung Parks: Die 
USA seien an der Seite Koreas, wäh¬ 
rend das Land einen politischen Wan¬ 
del und Übergang durchmacht. Diese 
Äußerung suggeriert die Akzeptanz der 
Absetzung von Park. 


Gefährlich ist, dass mögliche Kan¬ 
didaten seit dem Machtwechsel in den 
USA beginnen, um die Unterstützung 
der USA zu konkurrieren. Nicht nur 
der konservative Ban Ki-Moon, auch 
der liberale Mun Jae-In sagte kurz vor 
Trumps Amtsantritt, er sei zwar gegen 
THAAD, aber es sei unmöglich, ein di¬ 
plomatisches Übereinkommen mit den 
USA zu brechen. 

Die politische Lage Südkoreas ist 
nicht rosig. Aber es gibt hoffnungsvol¬ 
le Zeichen, dass die Forderungen der 
Protestierenden, die Massendemons¬ 
trationen für die Amtsenthebung Parks 
organisierten, über den Skandal hinaus¬ 
zugehen beginnen. 

In der letzten Woche beantragte 
die Staatsanwaltschaft Koreas Haft¬ 
befehl gegen den De-facto-Chef der 
Samsung-Gruppe, Lee Jae-Yong. Ihm 
wird vorgeworfen, dass er Präsiden¬ 
tin Park bestochen habe. Aber das 
Gericht in Seoul lehnte den Antrag 
ab. Diese Entscheidung des Gerichts 
goss Öl ins Feuer, die Wut der Bevöl¬ 


kerung explodierte. Zwei Tage nach 
dieser Entscheidung gingen wieder 
mehr als 300 000 Demonstranten auf 
die Straße, forderten, die dunklen Be¬ 
ziehungen zwischen Konzernen und 
Politikern aufzuklären und korrupte 
Politiker und Konzernchefs zu bestra¬ 
fen. Die Demonstranten riefen: „Die 
Wurzel des Skandals ist die Macht der 
Konzerne!“ 

Seit der Vergeltungsmaßnahme Chi¬ 
nas gegen THAAD und Trumps Rede 
von einer aggressiveren Nordkorea- 
Politik eskaliert die Angst vor einem 
Krieg. Angesichts der wachsenden 
Kriegsgefahr kritisierten Demonstran¬ 
ten die opportunistische Haltung der 
bürgerlichen Parteien zu der Stationie¬ 
rung des THAAD. 

Je klarer der opportunistische Cha¬ 
rakter dieser bürgerlichen Parteien ans 
Licht kommt, egal ob konservativ, libe¬ 
ral oder pseudolinks, desto rascher wird 
das Klassenbewusstsein in der Protest¬ 
bewegung gestärkt. 

Choi Hohyun 


Für ein soziales Graz 

KPÖ will bei Gemeinderatswahlen den zweiten Platz verteidigen 


Dass die KPÖ-Frontfrau, Elke Kahr, 
im Sommer doch noch von der Ge¬ 
meinderatsmehrheit zur Vizebürger¬ 
meisterin gewählt wurde, zeigt den 
großen Rückhalt der KPÖ in Teilen 
der Grazer Bevölkerung. Ursprüng¬ 
lich hatte das Bündnis aus ÖVP, SPÖ 
und FPÖ eine andere Entscheidung 
im Gemeinderat getroffen. Die KPÖ 
wurde im November 2012 mit 19,9 Pro¬ 
zent der Stimmen zweitstärkste Partei. 
Langjährige Übung war es, der zweit¬ 
stärksten Partei das Vizebürgermeis¬ 
teramt zu übertragen. Diesmal erhielt 
die an dritter Stelle liegende SPÖ das 
Amt von der Mehrheit der 48 Abge¬ 
ordneten. Das führte zur Empörung in 
der Grazer Bevölkerung wie auch in 
Teilen der Medien, die erst nach Mo¬ 
naten verstummte. 

ÖVP, SPÖ und FPÖ hatten gleich¬ 
zeitig ein Arbeitsübereinkommen ge¬ 
troffen. Ein Jahr später, als die FPÖ 
sich auf medialem Höhenflug sah, ließ 
sie das Übereinkommen platzen - ver¬ 
mutlich, um Neuwahlen zu provozieren. 
Nun war die KPÖ als Budgetpartnerin 
von der ÖVP gefragt. Mit der Zustim¬ 
mung zum zweijährigen Budget - nicht 
zur Koalition - setzte die KPÖ unter 
anderem durch, dass die Jahreskar¬ 
te für die öffentlichen Verkehrsmittel 
zum Preis der Halbjahreskarte ange- 
boten wird, die jährlichen Erhöhungen 
bei den Kanal- und Müllgebühren aus¬ 
gesetzt wurden sowie die Abschaffung 
des Mobilitätsschecks für Studierende 
verhindert und mehr Grünraumflächen 
zur Verfügung gestellt werden. 

Die Zustimmung zu diesem Zwei- 
Jahres-Budget wurde auf der Mitglie¬ 
derversammlung der KPÖ Graz inten¬ 


siv diskutiert und beschlossen. Aus der 
Bevölkerung gab es daraufhin hohe 
Zustimmung für das Vorgehen. Neu¬ 
wahlen nach einem Jahr waren nicht 
gewünscht und die Erleichterungen 
für die Bevölkerung gaben vielen eine 
finanzielle Atempause. 

Die durch die jahrelange Arbeit der 
KPÖ erreichten Verbesserungen dran¬ 
gen zunehmend ins Bewusstsein der 
Menschen: 1000 Gemeindewohnun¬ 
gen auf den Weg gebracht, Sozialpass 
durchgesetzt, Pflegeregress abgeschafft, 
Teilreparatur der Kürzung der Wohn¬ 
beihilfe, Kautionsfonds, Erweiterung 
der Nachbarschafts- und Stadtteilzen¬ 
tren, Beihilfen zu Schulveranstaltun¬ 
gen, Mietzinszuzahlungen, Mieternot¬ 
ruf, Sozialberatung und Sitzbänke im 
öffentlichen Raum unter dem Motto: 
„Geld für Bankerl statt für Banken“. 
Auch kommen jährlich rund 6000 Men¬ 
schen ins Büro von Elke Kahr und er¬ 
fahren konkrete Beratung und Unter¬ 
stützung. 

Ständige Infotische sowie außer¬ 
parlamentarische Aktionen wie Un¬ 
terschriftensammlungen zur Abwehr 
der Privatisierung der Gemeindewoh¬ 
nungen, der Kürzung der Wohnbeihilfe, 
der Verlagerung der Maklergebühren 
auf die Vermieter, für die Abschaffung 
der Rückerstattung von Pflegegebüh¬ 
ren durch die Kinder, für die Auswei¬ 
tung der Nachtfahrten für die Nightline 
am Wochenende und Demonstrationen 
gegen die Kürzung im Sozialbereich um 
25 Prozent, bei der Wohnbeihilfe sowie 
gegen eine finanzielle Beteiligung der 
Stadt am Murkraftwerk haben die Be¬ 
völkerung in den Widerstand einbezo¬ 
gen. 



Elke Kahr, KPÖ-Frontfrau und Bürger¬ 
meisterin in Graz 


Nicht übersehen wird, dass KPÖ- 
Abgeordnete große Teile ihres Ein¬ 
kommens verwenden, um Menschen 
in Not zu helfen. Einmal im Jahr, am 
Tag der offenen Konten, werden den 
Journalisten die Ordner vorgelegt, in 
denen sie - unter Einhaltung der An¬ 
onymität - nachlesen können, wofür 
die Gelder verwendet wurden. Daraus 
geht auch hervor, dass seit 1998 über 
1,7 Mio Euro an knapp 13 000 Fami¬ 
lien und Personen ausbezahlt wurden, 
u. a. für Schulkosten, Bekleidung, Heil¬ 
behelfe, Spitals- und Arztkosten sowie 
Bädergutscheine. 

Im November vergangenen Jahres 
stand nun ein neues Budget an. Die 
ÖVP war nicht bereit, notwendige In¬ 
vestitionen im öffentlichen Verkehr 


vorzunehmen, die Parteienförderung 
zu kürzen und wollte keine Absage 
an Verschlechterungen für das städ¬ 
tische Personal vereinbaren. Die von 
über 10 000 Grazerlnnen geforder¬ 
te Volksbefragung zum umstrittenen 
Murkraftwerk verweigerte sie eben¬ 
so. Da das städtische Budget dafür 
auf Jahrzehnte belastet würde, konnte 
die KPÖ ohne Befragung der Bevöl¬ 
kerung dem Budget nicht zustimmen. 
So kommt es zur um ein halbes Jahr 
vorgezogenen Neuwahl am 5. Februar. 

Die Liste „Elke Kahr.KPÖ“ geht 
unter dem Motto „Wir alle sind Graz - 
Vorschläge für eine soziale und öko¬ 
logische Stadt“ mit 10 Gemeinderats¬ 
mitgliedern, 28 Bezirksrätlnnen und 
einem Stadtratsmandat in den kurzen 
Wahlkampf. Ziel ist es, wieder zweit¬ 
stärkste Partei zu werden und vor der 
FPÖ zu bleiben. 98 Personen bewer¬ 
ben sich auf der KPÖ-Liste für 48 
Mandate, weitere auf den 17 Bezirks¬ 
ratslisten. 

Kein Verkauf städtischer Ge¬ 
meindewohnungen und Bau weite¬ 
rer, Obergrenzen für Kautionen und 
Maklergebühren, keine Privatisierun¬ 
gen, Sicherung und Schaffung von Ar¬ 
beitsplätzen durch Investitionen in die 
Infrastruktur, wie z.B. in öffentlichen 
Wohnbau, Verkehr und Kinderbetreu¬ 
ungseinrichtungen, keine Leiharbeit 
bei der Holding Graz, keine Schlech¬ 
terstellung bei Neueinstellungen. Auch 
weitergehende Forderungen wie z.B. 
Einführung einer Wertschöpfungsab¬ 
gabe und andere Einnahmequellen für 
die Stadt stehen in dem leicht lesbaren 
Programm auf der Agenda. 

Anne Rieger 
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Frühling der Petrodollar 

Libyen, Tunesien, Ägypten - Eine Bilanz des „Arabischen Frühlings“ von Manfred Ziegler 



Demonstranten, die am 29. Januar 2011 auf einem Armee-Lastwagen in der 
Innenstadt von Kairo stehen. 


E s waren bewegende Bilder, als 
Zehntausende, Hunderttausen¬ 
de Demonstranten den zentralen 
Platz in Kairo besetzten. Die Sicher¬ 
heitskräfte mit ihrer Ausrüstung, die 
von den USA und Europa geliefert war, 
konnten sie nicht vertreiben und auch 
die Armee nicht. 

Blicken wir heute auf den „Arabi¬ 
schen Frühling“ zurück, sehen wir all 
die negativen Folgen. Fibyen zerstört, 
die bewaffneten Islamisten gestärkt, 
Krieg gegen Syrien und Jemen und die 
ägyptischen Machthaber, die das Fand 
wieder in alter Stärke beherrschen. 

Nordafrika und der Nahe Osten leis¬ 
ten wichtige Beiträge zur Ölversorgung. 
Vor dem Arabischen Frühling hatten die 
USA und Europa hier Diktatoren un¬ 
terstützt, die für „Ruhe und Ordnung“ 
sorgten - von Tunesien bis Saudi-Ara¬ 
bien. Und auch Europa vor Migranten 
abschotteten. Nicht die „Apathie der 
arabischen Bevölkerung“ oder der Is¬ 
lam waren die Ursache für Korruption 
und fehlende Entwicklung in den arabi¬ 
schen Fändern, sondern der Druck des 
Westens. Er hatte ja die Sicherheitskräf¬ 
te ausgerüstet und trainiert, mit denen 
die überwiegend im Interesse des Wes¬ 
tens agierenden Herrscher ihre Macht 
erhielten. Damit wurde jede positive ge¬ 
sellschaftliche Entwicklung verhindert. 

Als im Dezember 2010 in Tunesien 
die Proteste gegen den damaligen Prä¬ 
sidenten Ben Ali begannen, konnte nie¬ 
mand ahnen, welche massive Erschüt¬ 
terung der Region folgen würde. Die 
Außenpolitik der USA und Europas 
schwankte zwischen Unterstützung für 
Ben Ali und Mubarak und der späteren 
Abkehr von den säkularen Diktatoren 
und der Zuwendung zu den Moslem¬ 
brüdern als neuer Ordnungskraft. Der 
gordische Knoten, der zuvor ein unver¬ 
änderlich erscheinendes labiles Gleich¬ 
gewicht der Kräfte zusammengehalten 
hatte, wurde zerschlagen. 

Linke waren zuvor jahrelang blind 
gegenüber den Entwicklungen in den 
arabischen Ländern und auf einmal 
geblendet vom Geschehen in Tunesi¬ 
en und Ägypten. Diese Blendung ließ 
viele nicht verstehen, dass in Tunesien, 
Ägypten und dem Jemen - und von Sy¬ 
rien ganz zu schweigen - trotz ähnlicher 
Ursachen ganz unterschiedliche Kräfte 
aus unterschiedlichen Gründen gegen 
die jeweiligen Herrscher kämpften: Von 
Teilen der Eliten bis hin zu Verlierern 
der Globalisierung. 

Nach dem Sturz von Ben Ali, Mu¬ 
barak und Gaddafi unterstützen die 
Golfstaaten gemeinsam mit den USA 
islamistische Fundamentalisten. Damit 
wurde dafür Sorge getragen, dass die 
konservativsten Kräfte in den arabi¬ 
schen Gesellschaften gestärkt wurden 
und nicht etwa der arabische Frühling 
zu einem unabhängigen demokrati¬ 
schen Experiment wurde. 

Libyen 

Am 17. Februar 2011 begann der Um¬ 
sturz in Libyen. Gebannt von den Mas¬ 
sendemonstrationen in Kairo erwartete 
man auch in Libyen ein schnelles Ende 
des Diktators im Tsunami eines Auf¬ 
stands der „Generation Facebook“. Und 
manch einer träumte schon von einem 
Umsturz von Kairo bis Moskau und Pe¬ 
king - wobei die Revolution allerdings 
einen weiten Umweg um das Europa 
der EU machen würde. Doch nicht etwa 
„Säkulare Aktivisten“ führten die Ak¬ 
tionen gegen Muammar al-Gaddafi an, 
sondern eine regionale und religiöse 
Opposition. „Es gibt keinen Gott außer 
Allah, Muammar ist ein Feind Allahs“ 
waren Parolen, die auf Demonstratio¬ 
nen in verschiedenen Städten gerufen 
wurden. 

Anders als in Ägypten oder Tune¬ 
sien entwickelten sich diese Demons¬ 
trationen sehr schnell zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen. Und während 
die öffentliche Wahrnehmung von vorn¬ 
herein die „Verbrechen des Regimes“ 
in den Vordergrund stellte und u.a. von 
Flächenbombardierungen gegen Zivi¬ 
listen die Rede war, galten die Gegner 
Gaddafis als säkulare und friedliche 


Vertreter der Zivilgesellschaft - obwohl 
man doch in den Fernsehnachrichten 
sah und hörte, wie sie mit dem Ruf „Al¬ 
lah ist groß „ ihre Kanonen abfeuerten. 

In der Hauptstadt und einem großen 
Teil des Landes wurde das „Regime“ 
nach wie vor unterstützt. Ausländer, die 
aus Libyen evakuiert wurden, berichte¬ 
ten über die Hauptstadt, dass die Situa¬ 
tion ruhig war, Geschäfte und Banken 
geöffnet hatten und die Medien maßlos 
übertrieben. Luftangriffe hätten wohl 
allenfalls Munitionslagern gegolten und 
sollten verhindern, dass sie in die Hän¬ 
de der Aufständischen fallen. Virtuel¬ 
le Gräuel wie Flächenbombardements 
und Massenvergewaltigungen wurden 
Begründung für einen sehr realen Luft¬ 
krieg gegen Libyen. Die „Flugverbots¬ 
zone zum Schutz von Zivilisten“ war 
in Wirklichkeit die Luftwaffe der Auf¬ 
ständischen. Oder vielmehr: Die Auf¬ 
ständischen waren die Bodentruppen 
der NATO. Ein halbes Jahr und 7600 
Luftangriffe benötigte die NATO, um 
die Dschihadisten zum Sieg zu bomben. 
In Libyen konnten die religiösen und 
konservativen Kräfte ihren Krieg füh¬ 
ren und sich der Unterstützung durch 
die NATO gewiss sein. 

Tunesien 

Auslöser der Demonstrationen im De¬ 
zember 2010 war die Nachricht über die 
Selbstverbrennung von Mohamed Bou- 
azizi am 17. Dezember 2010 in Sidi Bou- 
zid, einem kleinen Ort in Tunesien. Die 
Proteste und Demonstrationen weite¬ 
ten sich schnell aus, befeuert von der 
Perspektivlosigkeit vieler junger Leute 
und der Korruption, die das Land von 
oben her durchdrang. Exilpolitiker der 
Opposition wandten sich mit Aufrufen 
und Erklärungen an die Bevölkerung - 
ohne aber wirklich Einfluss auf das Ge¬ 
schehen zu haben. Sie wirkten sehr weit 
vom realen Geschehen entfernt. 

Zine el-Abidine Ben Ali, der seit 
1987 Präsident von Tunesien war und in 
dieser Zeit versucht hatte, den Einfluss 
von Islamisten zu beschränken, wurde 
zunächst von Frankreich und den USA 
gestützt. Die Eliten - zunächst die An¬ 
waltskammer - wandten sich ganz zu 
Beginn des Jahres 2011 von Ben Ali 
ab. Nachdem auch US-Außenministe¬ 
rin Hillary Clinton Ben Ali fallen ließ, 
musste er fluchtartig das Land verlas¬ 
sen. Seitdem lebt er unter dem Schutz 
des Königshauses in einer Luxussied¬ 
lung in der saudischen Stadt Dschidda. 

Trotz eines verhältnismäßig geord¬ 
neten Übergangs ist das Land heute tief 
gespalten. Tausende Tunesier kämpfen 
im Irak und in Syrien auf Seiten des IS 
und anderer dschihadistischer Organi¬ 
sationen. 

Ägypten 

In dem Roman „Der Jakubijan-Bau“ 
von Alaa al-Aswani sagt Buthaina, eine 
der Protagonistinnen: „Dies ist nicht 
unser Land. Dieses Land gehört den 


Leuten, die Kohle haben ... Wenn Sie 
den ganzen Tag von einer Stelle zur an¬ 
deren gehen um Arbeit zu suchen und 
keine finden ... - dann wissen Sie, war¬ 
um wir Ägypten hassen.“ 

Ägypten ist nach wie vor extrem 
gespalten: Millionen Menschen an 
oder unter der Armutsgrenze neben 
wenigen Superreichen. Bis zu 50 Pro¬ 
zent Analphabeten stehen mehr als 20 
Millionen Internetnutzern gegenüber. 
Wohlhabende Mittelschichten in Kairo 
und anderen Städten auf der einen und 
bittere Armut auf der anderen Seite, die 
Familien dazu zwingt, ihre Kinder - d.h. 
ihre Töchter - zu verkaufen, um eine 
Esserin weniger am Tisch zu haben. 

Die tiefe Spaltung zwischen Arm 
und Reich in Ägypten zeigt sich unmit¬ 
telbar, zum Beispiel an Donnerstag¬ 
abenden, zu Beginn des Wochenendes. 
Unzählige Luxusautos suchen dann ei¬ 
nen Parkplatz an einer der mondänen 
Clubanlagen wie dem Schießklub in 
Dokki, einem der reichsten Viertel des 
Molochs Kairo. Und nicht weit davon 
entfernt gibt es Viertel, in denen selbst 
Ziegen mühsam ihre Nahrung suchen. 


Vor dem arabischen Frühling war 
Ägypten in mancher Hinsicht ein mo¬ 
dernes Land. An vielen Stellen blüh¬ 
te buchstäblich die Wüste, bewässer¬ 
te Plantagen zwischen Kairo und dem 
Suezkanal boten ein überraschendes 
Bild. Es gab internationale Konzerne, 
Supermärkte, Autos, Pizzerien und Par¬ 
tys - für die Leute mit Kohle. Mubarak 
als Alleinherrscher war ein Relikt aus 
einer anderen Zeit. Seine Reputation 
hatte er im Oktoberkrieg (Jom-Kippur- 
Krieg) gewonnen. Dass er so lange an 
der Macht bleiben konnte, dankte er 
der Rolle Ägyptens im Nahen Osten. 
Für die USA war Ägypten ein Boll¬ 
werk der Stabilität - und das hieß da¬ 
mals noch ein Bollwerk gegen Islamis¬ 
ten und den politischen Islam. 

Militärhilfe im Wert von 1,5 Mil¬ 
liarden Dollar pro Jahr, eine weitere 
Milliarde zur Unterstützung des ägyp¬ 
tischen Staatshaushalts, Ausbildung 
und Flugtraining für ägyptische Mili¬ 
tärs - die USA ließen sich ihren Ein¬ 
fluss auf Ägypten etwas kosten. Nur 
die Militärhilfe für Israel war höher als 
die für Ägypten. Im Gegenzug waren 
US-Truppen auf dem Sinai stationiert 
und hatten dort de facto Kontrolle über 
den Suez-Kanal. Mubarak baute darauf, 
dass seine Politik, die Islamisten einzu¬ 


dämmen, ihn an der Macht halten wür¬ 
de. Als die großen Demonstrationen 
bereits begonnen hatten, sprach der 
ägyptische Innenminister davon, es sei 
die Moslembruderschaft, die Unruhen 
schüre. Er tat das vor allem, um die Un¬ 
terstützung durch die USA sicherzustel¬ 
len und sie wurde der Regierung auch 
zugesichert: Hilary Clinton versicherte 
während einer Pressekonferenz: „Die 
ägyptische Regierung ist stabil.“ 

Der Schutz der USA für Mubarak 
war nicht von Dauer. Die USA hatten 
einen „Plan B“ - und vielleicht war 
das sogar der „Plan A‘: Zusammenar¬ 
beit mit den Moslembrüdern als neuem 
Ordnungsfaktor. Für Mubarak bedeute¬ 
te dies das Ende seiner Herrschaft. 

Ein System, das vor Jahrzehnten in 
einer überwiegend dörflichen und an¬ 
alphabetischen Gesellschaft begründet 
war, wurde mit einer neuen Realität 
konfrontiert: einer in den Zentren wie 
Kairo und Alexandria gebildeten arabi¬ 
schen und international vernetzten Kul¬ 
tur, die sich gegen Korruption und die 
Allmacht Mubaraks wandte. 

Sichtbare Träger dieser Realität 
waren diejenigen, die als gehobene 
Angestellte bei internationalen Konzer¬ 
nen oder in der staatlichen Verwaltung 
arbeiteten oder ein eigenes kleines Un¬ 
ternehmen führten. Sie waren gebildet, 
mussten nicht vergebens an der Bushal¬ 
testelle warten, wenn sie aus einer der 
Sattelitenstädte ins Zentrum wollten. 
Allenfalls mussten sie in ihrem Auto 
stundenlang im Stau warten. Dass die 
herrschende Nationalpartei als Sieger 
aus den Wahlen 2010 hervorgehen wür¬ 
de, stand bereits vorher fest. Auf die¬ 
sem Hintergrund hatte es Vorschläge 
aus Oppositionsparteien (unter ande¬ 
rem durch Mohammed El-Baradei, den 
ehemaligen Chef der IAEA) gegeben, 
zu einem Boykott der Wahlen aufzuru¬ 
fen. Die Moslembruderschaft lehnte da¬ 
mals einen Wahlboykott ab. Die Strafe 
folgte auf dem Fuß: die Wahlfälschun¬ 
gen waren so massiv, dass die Moslem¬ 
bruderschaft im ersten Wahlgang nicht 
einen einzigen Kandidaten durchbrach¬ 
te. Jetzt entschloss sie sich doch noch zu 
einem Wahlboykott im zweiten Wahl¬ 
gang. Was folgte, machte den Wahlboy¬ 
kott obsolet. 

Der Beginn der Massen-Proteste 


im Januar überraschte auch die Mos¬ 
lembrüder. Zunächst hielten sie sich - 
wie schon beim Wahlboykott - zurück. 
Doch mit Protesten in den Straßen von 
Kairo versuchten die Organisatoren, 
auch die Betenden aus den Moscheen 
zu holen und zum Protest auf die Straße 
zu bringen. Mit Erfolg. Eine der führen¬ 
den Kräfte in den Demonstrationen, die 
zum Sturz Mubaraks führten, war die 
Bewegung des 6. April. Sie ist eine Or¬ 
ganisation, die sich zur Unterstützung 
eines Textilarbeiterstreiks gebildet hat¬ 
te und deren Gründer zuvor auch gegen 
den Irak-Krieg der USA aktiv waren. 
Die Bewegung hatte auch Proteste ge¬ 
gen Wahlfälschungen organisiert. 

Diese Bewegung arbeitete eng mit 
den Moslembrüdern zusammen und 
es gibt gute Gründe anzunehmen, dass 
nur diese Zusammenarbeit den Sturz 
von Mubarak möglich gemacht hatte. 
So hatte ein großer Protest in der Stadt 
Alexandria seinen Ausgangspunkt in 
den Moscheen der Stadt. Damals waren 
die konservativen Kräfte in der Defen¬ 
sive. Die Moslembrüder spalteten sich 
und mussten den Vorrang von Gruppen 
wie der Bewegung des 6. April anerken¬ 
nen. So hieß es damals in einer ihrer Er¬ 
klärungen: „Wir schätzen die Rolle der 
jungen Leute, die die Revolution ausge¬ 


17. Dezember 2010 - Beginn der Proteste in Tunesien 
14. Januar 2011 - Ben Ali verlässt fluchtartig Tunesien 
25. Januar 2011 - Beginn der Proteste in Ägypten 
11. Februar 2011 - Rücktritt von Mubarak 

Februar 20H -Proteste und Beginn bewaffneter Auseinandersetzungen in Libyen 
14. März 2011 - Beginn der Proteste in Daraa, Syrien 

14. März 2011 - Besetzung von Bahrain durch Truppen der Golfstaaten, d.h. im 
wesentlichen Saudi-Arabien, um die Demokratiebewegung niederzuschlagen. 
19. März 2011 -„Flugverbotszone“ und Angriffe vor allem Frankreichs und Groß¬ 
britanniens auf die libyschen Streitkräfte 


löst haben und den Funken zum Feuer 
werden ließen, bis das Volk sich um sie 
versammelt hat ... und wir haben kei¬ 
nen Zweifel daran, dass sie Führung des 
Volkes sein werden“. 

Das Machtsystem, für das Mubarak 
stand, wurde in seinen Grundfesten er¬ 
schüttert: gewerkschaftliche Forderun¬ 
gen und Streiks der Arbeiter nahmen 
zu, die Bankangestellten streikten und 
sogar die Polizei ging für mehr Geld auf 
die Straße. Mitarbeiter der Suez-Kanal- 
Gesellschaft streikten ebenso wie die 
Angestellten der Azhar-Universität, 
eine religiöse Institution. Und dass die 
Armee mindestens geteilte Loyalitäten 
hatte, konnte man auf den Bildern deut¬ 
lich sehen. 

Die Erschütterung war tiefgreifend, 
und Mubarak musste gehen. Aber mit 
der Machtübernahme durch die Armee 
bzw. den Generalstab war eine Voraus¬ 
setzung für den Erhalt der bestehenden 
Strukturen gegeben. 

Robert Fisk hatte über den ägypti¬ 
schen Sicherheitsapparat geschrieben, 
dass er „die Slums mit einem Netz von 
Geheimdiensten überzogen (hat), um 
sicherzustellen, dass keine ernsthafte 
Opposition im Schmutz und der Fröm¬ 
migkeit von Kairo entstehen kann“. Es 
ist wirklich eine ironische Wendung, 
dass die Revolution in Ägypten nicht 
in Schmutz und Frömmigkeit der Slums 
entstand, sondern von den gebildeten 
Mittelschichten ausging. 

Fehlende Perspektiven und Ar¬ 
beitsplätze, die Vorherrschaft des mi¬ 
litärisch-industriellen Komplexes mit 
der Armee als großem Unternehmen 
und die Korruption, die die ganze Ge¬ 
sellschaft durchzog und Entwicklung 
behinderte, forderten eine Modernisie¬ 
rung. Und dazu drohte die Verlänge¬ 
rung des Status Quo mit einer mögli¬ 
chen Kandidatur von Mubaraks Sohn 
als Staatspräsident. 

Es waren drei Gruppierungen, die in 
Ägypten um die Macht kämpften: Das 
alte System aus Staatsverwaltung, Ar¬ 
mee und ihren Seilschaften und Netz¬ 
werken; die Moslembrüder und Isla¬ 
misten jeglicher Couleur - wenn man 
so will: gefühlte oder echte Verlierer der 
Globalisierung. Und die im weitesten 
Sinne bürgerlichen Kräfte aus neuen 
Mittelschichten, Wirtschaftsliberalen 
bis hin sogar zu gewerkschaftlich orga¬ 
nisierten Gegnern des Systems und der 
Moslembrüder. Der Sturz von Mubarak 
erfolgte durch eine Koalition von Mos¬ 
lembrüdern und der genannten „bür¬ 
gerlichen“ Schicht, wobei Letztere den 
Ton angab. Dies sollte sich schon bald 
ändern. 

Der Sturz von Mubarak bot den 
Millionen Ägyptern, die unter der Ar¬ 
mutsgrenze lebten, keine Perspektive. 
Geld aus Saudi-Arabien half dabei, 
dschihadistische Parteien aufzubauen. 
Und mit dem Angriff der NATO auf 
Libyen begann sich das Klima auch in 
Ägypten zu ändern. 

In einer besonderen Situation hatte 
gewissermaßen ein Flashmob gereicht, 
Hunderttausende auf die Straße zu 
bringen. Doch es hatte nicht gereicht, 
eine glaubhafte Alternative zum beste¬ 
henden System aufzubauen. Wieder¬ 
holte Aufrufe, sich auf dem Tahrir zu 
versammeln, „um die Revolution zu 
retten“, wirkten von Mal zu Mal hilflo¬ 
ser. Insbesondere in der Diskussion und 
Abstimmung um die Verfassungsände¬ 
rung im Sommer 2011 zeigte sich eine 
Stärkung der konservativsten Gruppie¬ 
rungen und der gut organisierten Mos¬ 
lembrüder, die bis zur Wahl von Mursi 
zum Staatspräsidenten anhielt. Dabei 
entwickelte sich eine bedingte Koope¬ 
ration zwischen der Armee und den 
Moslembrüdern. Die Herrschaft der 
Moslembrüder stand unter dem Motto: 
„Stabilität“ statt demokratischer Expe¬ 
rimente; und die Armee hielt sich be¬ 
reit, notfalls einzugreifen. Die bürger¬ 
lichen Kräfte traten völlig in den Hin¬ 
tergrund. 

Aus dem arabischen Frühling wurde 
der Frühling der Petrodollar. Was blieb 
war der Mythos des „Arabischen Früh¬ 
lings“. 
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Werkstatt für Rosa 


In diesen Werkstattcontainer passt 
noch einiges an Werkzeug rein 


Praktische Hilfe für das Solidaritätsprojekt „Rosa-Luxemburg-Klinik“ in Kuba 




Zu den Soliprojekten der DKP in Kuba 
zählen mehrere medizinische Einrich¬ 
tungen, neben anderen die Familien¬ 
arztpraxis „Tamara Bunke“ in Matan- 
zas und die „Rosa Luxemburgo“ in Cär- 
denas. Die Projekte wurden gemeinsam 
von Brigadistlnnen der DKP und Ku¬ 
banern errichtet. Doch sie wollen auch 
erhalten werden. Deshalb sammelte 
Uli Peetzen zu seinem 50. Geburtstag 
Geld, um die Therapiemöglichkeiten in 
der Rosa-Luxemburg-Klinik zu erhal¬ 
ten und zu erweitern. Die gesammelte 
Summe stockte er auf 3 000 Euro auf, 
die er 2014 bei einer Kubareise der Kli¬ 
nik übergab. 

Damals reiste er gemeinsam mit sei¬ 
ner Frau Pascale Stangnier nach Kuba, 
um dort mit einem gemieteten Bus und 
Fahrrädern herumzureisen. Als sie das 
Geld der Klinik übergaben, stellten sie 
fest, in welch schlechtem Zustand die 
medizinischen Geräte und das Gebäude 
waren. Durch die salzhaltige Karibikluft 
bröckelt schnell der Putz von den Wän¬ 
den und die Geräte waren durch den 
häufigen Gebrauch teilweise beschädigt. 

Bei der Besichtigung fiel ihnen auch 
auf, mit welch einfachen Mitteln Reno¬ 
vierungsarbeiten durchgeführt werden. 
„Da laufen Männer mit einem Stück 
Metall herum und benutzen das eine 
Ende als Messer und das andere als 
Schraubenzieher“ beschreibt Uli die 
Situation in der Klinik. Und meint wei¬ 
ter „durch die wirtschaftliche Situation, 
verursacht durch die Blockade, gibt es 
kaum Werkzeug in Kuba“. 

Das fiel ihnen besonders auf, als sie 
versuchten ein Fahrradschloss für ihre 
Fahrräder zu kaufen. „Wir haben nur 
versucht, eine Kette und ein einfaches 
Vorhängeschloss zu bekommen. Das 
war fast unmöglich.“ Daher überleg¬ 
ten sie, wie man der Kinderklinik wei¬ 
terhelfen könnte. Ihnen kam der Ge¬ 
danke, dass in Deutschland viele Men¬ 
schen Werkzeug „doppelt und dreifach 
besitzen“, das sie oft gar nicht benöti¬ 
gen. Warum sollte man das nicht nach 
Kuba schicken, um die Möglichkeit der 
Selbsthilfe zu bieten? 

Dem Ehepaar kam die Idee eines 
Containers, der als Werkstatt ausge¬ 
baut und mit Werkzeug bestückt wird. 
So arbeitet Uli auch in seinem Betrieb. 
Da sie viel auf Messen beschäftigt sind, 
haben sie sich einen Container ausge¬ 
baut, den sie als mobile Werkstatt ver¬ 
wenden. Dies ist auch der Plan für Ma- 
tanzas. 


Uli hat einen Container gekauft 
und stellte diesen beim letzten Presse¬ 
fest auf. In Dortmund waren die Wände 
noch mit einer Fotoleinwand beklebt, 
damit sich Interessierte vorstellen 
konnten, wie das Innere des Containers 
später aussehen soll. Dabei wurde auch 
um Spenden gebeten. 

Bisher sei die Spendensituation nicht 
so gut. Denn es fehlen funktionsfähiges 
Werkzeug und auch größere Geräte, wie 
eine Werk- oder Hobelbank. Im März 
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würde Uli gerne mit dem Ausbau des 
Containers beginnen, damit dieser dann 
im Mai verschifft werden kann. Um den 
Ausbau durchzuführen muss er jedoch 
wissen, welches Werkzeug vorliegt. Da¬ 
her bittet er Interessierte, Kontakt mit 
ihm aufzunehmen (sieheKasten).Dabei 
geht es nicht nur um Sach-, sondern auch 
um Geldspenden. Denn auch der Aus¬ 
bau und die Verschiffung kosten Geld. 
Uli weist darauf hin, dass man Werk¬ 
zeuge auch per Post versenden kann, 
„ein Paket bis 20 kg kann man für unter 
10 Euro innerhalb Deutschlands verschi¬ 
cken“. Und größeres Gerät kann man 
per Spedition kostengünstig abholen 
und liefern lassen. Das würde Uli auch 
organisieren. Pascale erklärt das so, dass 
man es „den Leuten so einfach wie mög¬ 
lich machen muss“, damit der Container 
mit gespendetem Werkzeug gefüllt wer¬ 
den kann. Hannes Schinder 

Wer funktionsfähiges Werkzeug 
oder Geld spenden möchte kann 
sich an 

office@diestromer.de wenden. 
Betreff: Rosa 
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Männe Grüß über den offiziellen Holocaust-Gedenktag 

Das „absolut Unfassbare“ 


A ls vor etwa zwei Wochen der ehe¬ 
malige Bundespräsident Roman 
Herzog starb, ließ es sich kein 
Autor in seinem Nachruf nehmen, auf 
Herzogs berühmt-berüchtigte „Ruck¬ 
rede“ von 1997 hinzuweisen. Mit die¬ 
ser Rede hatte Herzog die zweifelhaf¬ 
te Ehre, den wenige Jahre später un¬ 
ter Gerhard Schröder durchgesetzten 
Frontalangriff gegen die arbeitende 
Klasse mit Namen Agenda 2010 rheto¬ 
risch vorzubereiten. 

Der Linkspartei-Vorsitzende 
Bernd Riexinger kritisierte diese 
Rede wenigstens ein bisschen: Sie 
habe „nicht in die richtige Richtung 
gewiesen“. So unkonkret Riexingers 
Kritik in dieser Frage blieb, so konkret 
lobte er Herzog in einer anderen: Die 
Einführung des 27. Januars als offiziel¬ 
len „Gedenktag für die Opfer des Na¬ 
tionalsozialismus“. Riexinger schätzte 
ein: „Roman Herzog hat sich mit der 
Einführung des ,Tages des Gedenkens 
an die Opfer des Nationalsozialismus’, 
des Tages der Befreiung des Vernich¬ 
tungslagers Auschwitz-Birkenau 


durch die Rote Armee, darum ver¬ 
dient gemacht, dass diese Verbrechen 
in der kollektiven Erinnerung blei¬ 
ben.“ Roman Herzog - der 
neoliberale Vorreiter, aber 
dafür immerhin Antifa? 

Kein Zweifel: Den 
27. Januar als offiziellen 
Gedenktag einzuführen, 
an dem die Rote Armee das Konzen¬ 
trationslager Auschwitz befreite, war 
und ist notwendig. Doch dafür wäre 
es auch notwendig gewesen, diese Tat¬ 
sache auch so zu benennen. Das Ge¬ 
genteil war der Fall: Weder in seiner 
Proklamation zur Einführung des Ge¬ 
denktages noch in seiner dazugehöri¬ 
gen Rede vom 19. Januar 1996 nannte 


Herzog die Rote Armee mit einer Sil¬ 
be. Was Herzog also zunächst leistete, 
war die Befreier vom deutschen Fa¬ 


schismus aus der kollektiven Erinne¬ 
rung zu streichen. 

Überhaupt ist die Rede Herzogs 
jedem zu empfehlen, der auf die Idee 
kommt, der offizielle Gedenktag für 
die Opfer des Nationalsozialismus sei 
aus einer antifaschistischen Haltung 
heraus entstanden. So liest sich Her¬ 
zogs Rede zu Beginn durchaus viel¬ 


versprechend bezüglich der Zielset¬ 
zung, wenn er sagt: „Wir wollen nicht 
unser Entsetzen konservieren. Wir 
wollen Lehren ziehen, die 
auch künftigen Generati¬ 
onen Orientierung sind.“ 
Doch welche Lehren zog 
Herzog in seiner Rede? 
Zum Beispiel diese: „Wir 
Deutschen haben mehr als andere 
lernen müssen, dass das absolut Un¬ 
fassbare trotz allem geschehen kann.“ 
Mit diesem Ausspruch markier¬ 
te der Bundespräsident einen neuen 
amtlichen Tiefpunkt in der histori¬ 
schen Einordnung des deutschen Fa¬ 
schismus durch deutsche Würdenträ¬ 
ger. Aber genau damit zeigte er auch, 


wie sehr er den Ideologiebedarf des 
deutschen Imperialismus in der Of¬ 
fensive verinnerlicht hatte. Denn das 
sinnentleerte Begaffen des ,absolut 
Unfassbaren“ war neben der Ruck- 
Rede die zweite ideologische Vorla¬ 
ge für die rot-grüne Bundesregierung: 
Mit diesem westdeutschen „Staats¬ 
antifaschismus“ (im Gegensatz zum 
staatlichen Antifaschismus der DDR) 
war es möglich, mit dem Schlachtruf 
„Nie wieder Auschwitz!“ gegen Jugo¬ 
slawien in den Krieg zu ziehen. 

Der deutsche Imperialismus 
brauchte weniger als 20 Jahre, um 
mit Joachim Gauck einen Bundes¬ 
präsidenten ins Amt zu hieven, der 
die ideologischen Verrenkungen sei¬ 
nes Amtsvorgängers nicht mehr nötig 
hat. Ihm reicht schon der Hinweis auf 
einen rassistischen, homophoben US- 
Präsidenten, um die weitere Aufrüs¬ 
tung der Bundeswehr und EU einzu¬ 
fordern. Die Frage für Antifaschisten 
muss also lauten: Wie verhindern wir 
diese Kriegsmobilisierung im Deck¬ 
mantel des Antifaschismus? 


„Der offizielle,Antifaschismus' lieferte die 
Ideologie für die imperialistische Offensive 



Größere Scheine 

Venezuelas Banken haben begonnen, die 
neuen Banknoten auszugeben. Die neuen 
Scheine mit den Nennwerten von 500, 
5000 und 20 000 Bolivar sind drei von 
sechs Banknoten, die ausgegeben werden. 
Scheine mit dem Nennwert von 1000, 
2000 und 10 000 Bolivar sollen folgen. 

Am 9. Januar hatte Venzuelas Präsident 
Maduro angekündigt, dass die neuen 
Banknoten in Umlauf gebracht werden 
sollen, der Beginn der Ausgabe war 
ursprünglich für Mitte Dezember 2016 
vorgesehen. 

Die neuen Banknoten sollen die Auswir¬ 
kungen der hohen Inflation in Venezuela 
abschwächen. Nach Angaben der Regie¬ 
rung zum offiziellen Wechselkurs sind 
20 000 Bolivar derzeit etwa 30 US-Dollar. 
Auf dem Schwarzmarkt brachte der neue 
20 000 Bolivar-Schein dem Nachrichten¬ 
portal „Venezuela Analysis“ zufolge bei 
Ausgabe allerdings nur etwas weniger als 
7 US-Dollar. 


Prüfstein Berufsverbot 

45 Jahre Kampf gegen den „Radikalenerlass“ - Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Am 28. Januar jährt sich zum 45. Mal 
der so genannte „Radikalenerlass“, 
der Beschluss einer Tagung der Minis¬ 
terpräsidenten der Bundesländer und 
des damaligen Bundeskanzlers Willy 
Brandt. Ein Beschluss mit verheeren¬ 
den Folgen nicht nur für die vom daraus 
folgenden Berufs- oder Ausbildungs¬ 
verbot Betroffenen. 

Dass die staatlichen Repressionen 
den Kampfgeist und das Rückgrat vie¬ 
ler Betroffener nicht brechen konnten, 
dass so viele beispielhaft über Jahr¬ 
zehnte gegen politisches Unrecht an¬ 
gekämpft haben und bis heute kämp¬ 
fen, ist ein bislang noch nicht aufge¬ 
arbeitetes Ruhmesblatt der 70er/80er 
Jahre. Die heute so gern verspotteten 
„Alt68er“ brachten auch ganz andere 
Typen hervor als die nach rechts abge¬ 
drifteten „Joschkas und Co.“ Das belegt 
nicht zuletzt die Geschichte der meisten 
vom Berufsverbot Betroffenen. 

Aber es ging damals und es geht bis 
heute nicht nur um persönliche Schick¬ 
sale, so sehr jede(r) Einzelne mit ihren/ 
seinen individuellen sozialen und psy¬ 
chischen Konsequenzen der Berufs¬ 
verbote auch Jahrzehnte später noch 
zu tun hat. 

Der „Radikalenerlass“ galt und 
gilt nicht Frau X und Herrn Y. Es ging 
um die Schaffung eines Modells für 
den Umgang mit den damaligen mar¬ 
xistisch-sozialistisch-kommunistischen 
„Gefährdern.“ In einer Dokumenta¬ 
tion, herausgegeben vom Liberalen 
Hochschulverband, mit dem Titel „Be¬ 
trifft Berufsverbote“ führte der dama¬ 
lige Bundesvorsitzende und Marburger 
Politologe Prof. Theo Schiller folgendes 
aus: „Der ganze Trick mit der Einzel¬ 
fallprüfung besteht also darin, dass die 
politischen Ziele der inkriminierten 
Parteien/Organisationen aus Kollek¬ 


tivzielen in (addierte) Individualziele 
atomisiert und sodann den individu¬ 
ellen Mitgliedern als Individual- und 
Einzelfallumstände vorgeworfen wer¬ 
fen: Der große Pauschaltopf der Ver¬ 
fassungsfeindschaft wird ersetzt durch 
Tausende ebenso pauschale Individu¬ 
altöpfchen der Verfassungsfeindschaft.“ 
Der spätere Vizepräsident der Uni¬ 
versität Marburg und bürgerlich-libera¬ 
le Schiller, hatte den tieferen Sinn die¬ 
ser „Anhörungen“ sehr klar erkannt. Es 
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ging im Prinzip darum, dass der bürger¬ 
liche Staat BRD sich ein neues Verbots¬ 
urteil gegen die 1968 neukonstituierte 
KP in Westdeutschland ersparen wollte. 
Man wollte (noch) kein zweites KPD- 
Verbot. 

Die Summe von abgelehnten Be¬ 
werbern sollte das höchstrichterliche 
Urteil durch eine Addition von tausen¬ 
den behördlichen „Attesten“ über die 
angebliche Verfassungsfeindlichkeit der 
einzelnen Parteimitglieder ersetzen. Es 


ging um das faktische Verbot der Kom¬ 
munistischen Partei. 

Und deshalb half auch nicht eine be¬ 
sondere rhetorische Raffinesse in den 
zigtausendfach durchgeführten offiziel¬ 
len inquisitorischen „Anhörungen.“ Das 
war auch nicht notwendig. Die betroffe¬ 
nen Mitglieder der Partei von Herbert 
Mies, der DKP vor 1989, standen mit 
all ihren eigenen vielfältigen subjekti¬ 
ven Erfahrungen zu ihrer politischen 
und weltanschaulichen Überzeugung, 
die sie auch in dieser Situation der Be¬ 
drängnis nicht verleugneten. So gut 
wie niemand distanzierte sich von die¬ 
ser manchmal selbst von einigen Mit¬ 
gliedern heute als „stalinistisch“ verun¬ 
glimpften Partei und ihrem Programm. 

Ja, Berufsverbote waren und sind als 
politische Prüfsteine zu bewerten und 
nicht als Probe für politische Wendig¬ 
keit und Geschicklichkeit bei Anhörun¬ 
gen. Mit ihrer Gradlinigkeit und Klar¬ 
heit schuf dieser Teil der „68er“ und 
„Post-68er“ auch Grundlagen für eine 
demokratische Tradition, die wir heu¬ 
te im Widerstand gegen den von Bun¬ 
desinnenminister de Maiziere verkün¬ 
deten starken Staat als Modell für eine 
exzessive Ausweitung von Repressalien 
gegen heutige „Gefährder“ aktivieren 
müssen. 

Dass gerade in den letzten fünf Jah¬ 
ren sich im Kampf gegen die Langzeit¬ 
folgen der Berufsverbote Beachtliches 
bewegt hat, macht auch dafür Mut. 
Ehemals gegeneinander streitende lin¬ 
ke Organisationen und Personen ar¬ 
beiten gegenwärtig solidarisch mit ge¬ 
genseitigem Respekt sehr erfolgreich 
zusammen und haben die vergessene 
Geschichte mit Nachdruck an die Öf¬ 
fentlichkeit gebracht. 

Sie zeigen damit: Es lohnt sich wei¬ 
ter zu kämpfen. 


Lucas Zeise zum Streik der Busfahrer in Hessen 


Früchte der Privatisierung 


Ein Busfahrer im Rhein-Main-Gebiet 
kommt im Monat auf etwa 2 000 Euro 
brutto. Wenn er viel nachts und an Fei¬ 
ertagen fährt, können es ein paar hun¬ 
dert Euro mehr sein. Wenn er im teuren 
Frankfurt (oder den gleich teuren Städ¬ 
ten Darmstadt oder Wiesbaden) arbei¬ 
tet und zur Miete wohnt, kann er sich zu 
diesem Gehalt nur mit Mühe allein über 
Wasser halten. Eine Familie zu ernähren 
ist unmöglich. Die Kommunalpolitiker 
in der Region sind über den Streik der 
Busfahrer in Südhessen entsetzt und er¬ 
schrocken. Das wollten wir nicht, sagen 
sie, wenn sie den Ärger der Bevölkerung 
spüren, und empfehlen den Busunterneh¬ 
mern, den Forderungen der Fahrer und 
ihrer Gewerkschaft ein wenig entgegen¬ 
zukommen. 

Das ist entweder heuchlerisch oder 
dumm. Vermutlich beides. Die Privati¬ 
sierung städtischer Betriebe hat schließ¬ 
lich als Hauptzweck den Unterbietungs¬ 
wettbewerb beim Lohn und den Arbeits¬ 
bedingungen. Wenn die Stadt oder die 
Stadtwerke den Betrieb von Buslinien 
ausschreiben, erhält das Busunterneh¬ 


men den Zuschlag, der die Strecke am 
billigsten abfahren kann. Der Lohn ist 
der bei weitem wichtigste Kostenfaktor 
für diese Unternehmen. Wer am wenigs¬ 
ten zahlt, gewinnt. Das System wurde vor 
etwa 15 Jahren eingeführt. Es hat zu den 
gewünschten Ergebnissen auch deshalb 
geführt, weil die Privatisierungsschritte 
klein waren. Die Arbeitsplatzbesitzer wa¬ 
ren zunächst nicht betroffen. Der Wider¬ 
stand dagegen hielt sich in Grenzen. 

Der Streik der Busfahrer bei den bil¬ 
ligen Anbietern ist notwendig. Er muss 
zu einer Anhebung des Ecklohns füh¬ 
ren. Ob das Eingehen auf die Schlich¬ 
tung mit Friedenspflicht die richtige 
Taktik ist, muss aber bezweifelt werden. 
Selbst wenn jetzt ein Teilerfolg gelingt, 
wird dasselbe Problem überall wieder 
auftauchen. Die herrschende neolibera¬ 
le Politik hatte die Privatisierung durch¬ 
gezogen, um das Lohnniveau generell zu 
senken. Die Gewerkschaft muss sich auf 
einen langen Kampf einrichten, der das 
politische Ziel hat, überall die Privatisie¬ 
rung öffentlichen Eigentums rückgängig 
zu machen. 


Nina Hager zur Kampagne gegen Andrej Holm 


Das eigentliche Dilemma 


Die Berliner Humboldt-Universität 
(HU) behauptet, sie habe Andrej Holm 
nicht wegen seiner Arbeit für das Minis¬ 
terium für Staatssicherheit entlassen - 
sondern nur, weil er seine Biographie 
falsch dargestellt habe. Das war in all den 
Jahren nicht auf gef allen, in denen Holm 
nach Einschätzung der HU-Präsidentin 
eine gute Arbeit als Wissenschaftler ge¬ 
leistet hat. 

Erst als ihn Karin Lompscher (Par¬ 
tei „Die Linke“) zum Staatssekretär im 
neuen rot-rot-grünen Senat berief, wurde 
in Holms Vergangenheit gegraben, wur¬ 
de seine nur wenige Monate dauernde 
hauptamtliche Tätigkeit beim Ministeri¬ 
um für Staatssicherheit der DDR skan- 
dalisiert - und sein Umgang mit seiner 
eigenen Biografie. In der „Süddeutschen 
Zeitung“ hieß es am Montag sehr tref¬ 
fend: „Berlin erlebte einen Rückfall in 
die Muster der Jahre nach dem Ende der 
DDR, als alleine das Etikett Stasi schnell 
eine Laufbahn beenden konnte. Auch 
diesmal genügte das Etikett.“ 

Der Beitrag beklagt, dass eine Chan¬ 
ce zum differenzierten Umgang kaum 
noch gegeben sei. „Man muss in diesem 
Zusammenhang fragen, wie die Sache 
verlaufen wäre, wenn Holm nicht von der 
kritischen Linken käme, sondern im bür¬ 
gerlichen Lager Karriere gemacht hätte.“ 

Weil er eben nicht im bürgerlichen 
Lager Karriere gemacht hatte, half Holm 
nicht, dass er sich auf Erinnerungslücken 
berief. Ihm nutzte auch nicht, dass er sich 
in den letzten Wochen opportunistisch 


mehrfach vom Ministerium für Staats¬ 
sicherheit in der DDR als Teil eines Re¬ 
pressionssystems distanzierte, und er¬ 
klärte, dass er sich „schäme, dass ich ein 
Teil davon war, und dass ich weiß, dass 
ich viel Schuld auf mich geladen hätte, 
wenn die Wende nicht gekommen wäre“. 

Das nutzte ihm auch deshalb nicht, 
weil hinter dieser Kampagne auch das 
Ziel stand eine soziale Wohnungsbau- 
und Mietenpolitik in der Stadt zu ver¬ 
hindern. Vor allem aber geht es um die 
Schwächung der Position der Linkspar¬ 
tei im neuen Senat. 

In einer solchen Situation kann und 
muss man Haltung zeigen. Auch, um ge¬ 
genüber den eigenen Wählerinnen und 
Wählern glaubwürdig zu bleiben. Und 
die zeigten führende Landespolitiker 
der Linkspartei, als sie vor und nach 
dem Rücktritt des Staatssekretärs Holm 
ihre Solidarität erklärten und auch die 
Proteste der Studierenden gegen Holms 
Entlassung begrüßten. Nur: Wäre es 
dann nicht konsequent, dass die Links¬ 
partei die Koalition verlässt? 

Doch da scheint alles wieder in Ord¬ 
nung. Ziemlich lahm erklärte die Lan¬ 
desvorsitzende der Partei, man habe ei¬ 
gene Fehler gemacht und in jeder Koali¬ 
tion gäbe es immer mal wieder Konflikte. 
In Zukunft müsse man eben schneller 
und besser zu Lösungen kommen. Für 
die Regierungsbeteiligung ist sie bereit 
die eigene Glaubwürdigkeit aufzuge¬ 
ben. Diese Haltung ist das eigentliche 
Dilemma. 
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Von der Ruhrlade zum Verfassungsschutz 

Kapitalismuskritik wird kriminalisiert • Von Ulrich Sander 


B is 1989 war der Kapitalismus kein 
Begriff, mit dem sich die Bundes¬ 
republik zieren mochte. Nach den 
Erfahrungen mit dem Faschismus als 
einem der möglichen Resultate kapi¬ 
talistischer Entwicklung wandten die 
Wortführer der vorherrschenden Gesell¬ 
schaftspolitik in der BRD vorzugsweise 
den Begriff „soziale Marktwirtschaft“ 
an, um ihr System zu kennzeichnen. Die 
„freiheitliche demokratische Grundord¬ 
nung“ wie sie im Grundgesetz beschrie¬ 
ben wurde, galt als Alternative zum Ka¬ 
pitalismus. Die Gewerkschaften mach¬ 
ten diese Sprachregelung lange Zeit 
nicht mit; sie sprachen von der „Wieder¬ 
herstellung der alten Besitz- und Macht¬ 
verhältnisse“ aus der Zeit der Weimarer 
Republik, wenn sie den Kapitalismus 
kennzeichnen wollten, allerdings herr¬ 
sche darin die „Sozialpartnerschaft“ 

Verächtlichmachung des 
Begriffs Antifaschismus 

Ab 1990 machte sich die Bundesregie¬ 
rung daran, die DDR vollkommen zu 
delegitimieren. Jeglicher Sozialismus 
wurde verunglimpft. Auch der Begriff 
des Antifaschismus sollte verschwin¬ 
den - in Ost und West. Sogenannte Bera¬ 
ter des Verfassungsschutzes gingen nach 
der Methode vor, „Rot ist schlimmer als 
braun, weil noch wirksam“. Der Berater 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
und spätere Professor Eckard Jesse hat 
in einem Grundsatzartikel in der „FAZ“ 
vom 28.8.1991 der Hoffnung der Ultra¬ 
rechten Ausdruck gegeben: „Vielleicht 
werden die frühen neunziger Jahre der¬ 
einst als eine Inkubationszeit für den Be¬ 
ginn eines, Anti-Antifaschismus’ gelten.“ 
Bald danach wurde diesem Begriff von 
Neonazis mit terroristischen Methoden 
Nachdruck verliehen. Es gab eine Bro¬ 
schüre zur „Inneren Sicherheit“ mit dem 
Titel „Bedeutung und Funktion des An¬ 
tifaschismus“. Darin wird im Vorwort des 
Ministeriums der angebliche Missbrauch 
des Antifaschismus angeprangert: „Die 
Linksextremisten sehen in ihm ein neues 
Schwerpunkt-Aktionsfeld für sich. (...) 
Sie setzen auf die traditionelle Zugkraft 
des Antifaschismus, um so ihre Bünd¬ 
nisfähigkeit zurückzugewinnen.“ (hg. 
vom Bundesinnenministerium, Okto¬ 
ber 1990) 

Zentraldatei des Geheimdiens¬ 
tes gegen die Antifaschisten 

Fortan wurde auch der Kapitalismus 
ganz unbefangen von der Regierung 
davon freigesprochen, geschichtlich be¬ 
lastet zu sein. Kapitalismus und Demo¬ 
kratie wurden gleichgesetzt. Die Verei¬ 
nigung der Verfolgten des Naziregimes/ 
Bund der Antifaschisten lehne „die ka¬ 
pitalistische 4 , mithin freiheitliche demo¬ 
kratische Grundordnung ab“. So wird in 
einem Grundsatzpapier fälschlich for¬ 
muliert, welches das Land Hessen in 
ein Verfahren einbrachte, mit dem sich 
das frühere Berufsverbotsopfer Silvia 
Gingold gegen die andauernde Bespit¬ 
zelung wehrt. „Die VVN-BdA duldet 
Kommunisten in ihren Reihen“, empört 
sich der hessische Verfassungsschutz. 
Und weiter: „So führte der Bundesspre¬ 
cher Ulrich Sander in seiner Rede auf 
dem UZ-Pressefest 2014 (...) der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei (DKP) 
in Dortmund u. a. aus:,Viele Angehörige 
der Hinterbliebenen des deutschen Wi¬ 
derstandes gehören der VVN-BdA an. 
Sie haben auf dem letzten Pressefest hier 
in Wischlingen die neue Zeitzeugenor¬ 
ganisation ,Kinder des Widerstandes’ 
auf den Weg gebracht. Auch von diesen 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
grüße ich heute. Unter ihnen sind vie¬ 
le Kommunistinnen und Kommunisten, 
denn die Arbeiterbewegung war beson¬ 
ders aktiv im antifaschistischen Wider¬ 
standskampf.“ 

Da wird dem deutschen antifaschis¬ 
tischen Widerstand, der weltweit, nur 
nicht hierzulande hochgeachtet ist, der 
Vorwurf gemacht, sich überhaupt gegen 
die Nazis auf gelehnt zu haben. 

Die Antwort des hessischen Verfas¬ 
sungsschutzes auf Silvia Gingolds Kla¬ 
ge gegen das Land Hessen (siehe den 
Bericht in der UZ vom 13.1.) ist äußerst 


aufschlussreich. So ist man überrascht, 
dass auch ein grün mitregiertes Land wie 
Hessen sich verhält, als sei es das Land 
Bayern. Es wird klar, dass die Nichtbe¬ 
handlung der VVN-BdA in den Verfas¬ 
sungsschutzberichten des Bundes und 
der allermeisten Länder - außer Bay¬ 
ern - nur wenig bedeutet. Es besteht, so 
wird bestätigt, ein zentraler Verfassungs¬ 
schutzverbund aller Ämter des Bundes 
und der Länder, der mit einem großen 
einheitlichen Dossier über die VVN- 
BdA arbeitet, bei dem sich alle Geheim¬ 
dienste bedienen können. Es wird mitge¬ 
teilt: Zwei Drittel der Bundesländer und 
das Bundesamt für Verfassungsschutz 
(BfV) bespitzeln und behindern die 
VVN-BdA. Lediglich in den fünf Bun¬ 
desländern Bremen, Mecklenburg-Vor¬ 
pommern, Niedersachsen, Rheinland- 
Pfalz und Sachsen stellt die VVN-BdA 
derzeit offiziell kein Beobachtungs¬ 
objekt dar. Doch Sachsens Regierung 
verhält sich in Sachen Antifaschismus 


durchaus konform; und dass auch Thü¬ 
ringen die VVN-BdA bespitzelt, durfte 
nach früheren Äußerungen von Bodo 
Ramelow nicht einfach erwartet wer¬ 
den, na ja. Der einzige wirkliche aktuel¬ 
le „Beleg“ für die Verfassungsfeindlich¬ 
keit großer Teile der VVN-BdA bzw. ih¬ 
rer linksextremistischen Beeinflussung 
ist laut Dokument die Duldung solcher 
Mitglieder wie Silvia Gingold und Ulrich 
Sander in der Führung der VVN-BdA. 
Die Verfassungsfeindlichkeit der DKP 
wird offenbar als bekannt und erwie¬ 
sen vorausgesetzt. Als Beispiele aus der 
Spitzeltätigkeit werden Vorträge, Lesun¬ 
gen - zum Beispiel aus den Erinnerun¬ 
gen Peter Gingolds - durch die Töchter 
von Peter Gingold herangezogen. 

Wenn Kapitalismuskritik 
„verfassungsfeindlich“ wird 

Ihre Verfassungsfeindlichkeit, so die 
VS-Zentrale, äußere sich auch im An¬ 
tikapitalismus der VVN-BdA, denn 
jede nichtkommunistische Ordnung sei 
nur eine Vorstufe zum Faschismus und 
werde von der VVN-BdA bekämpft: 
Dass es gelte, den Faschismus mit sei¬ 
ner Wurzel zu beseitigen (Schwur von 
Buchenwald) sei Ausdruck dafür, dass 
der Schwur ein kommunistische Her¬ 
vorbringung ist. Der Hinweis auf den 
großen Anteil der Kommunistinnen 
und Kommunisten am Widerstand ge¬ 
gen den Nazismus wird nicht etwa als 
entlastend angesehen. Es wird nahege¬ 
legt, dass der antifaschistische Wider¬ 
stand vor 1945 im Grunde genommen 
verfassungsfeindlich war. 

Hier fühle ich mich an die Rechtspre¬ 
chung des Kalten Krieges gegen Kom¬ 
munisten erinnert, die unbelehrbar sei¬ 
en, was man an der Wiederholung ihrer 
staatsfeindlichen Handlungen von vor 
1945 erkennen könne. Jede Kritik an 
Geheimdiensten wie dem Verfassungs¬ 
schutz wird nicht etwa als legitime Mei¬ 
nungsäußerung gewertet, sondern als 


Beleg für die Richtigkeit der Äußerun¬ 
gen des Verfassungsschutzes über die 
VVN-BdA und über Silvia Gingold. 

Geschichte der 
Schwerindustrie mahnt uns 

Der Eifer des Inlandsgeheimdienstes 
zur Delegitimierung des Antifaschismus 
und zur Verteidigung des Kapitalismus 
erfolgt in einer Zeit, da der Kapitalis¬ 
mus wieder besonders autoritäre und 
verfassungsfeindliche Züge annimmt. 
Dagegen gilt es Aufklärung zu setzen. 
Daher erinnerten wir in einer Aktion 
am Sitz des Geheimbundes „Ruhrlade“ 
an die Rolle dieser Organisation, die von 
1928 bis 1938 existierte. Es handelt sich 
dabei um eine kriminelle geheime Ver¬ 
einigung von Superreichen profaschis¬ 
tischen Charakters, wie sie weltweit bis 
dahin unbekannt war. Anfang Januar 
wurde ein Antrag an die Stadt Dort¬ 
mund gestellt, den Tagungsort der Ruhr¬ 
lade an der Hainallee zu kennzeichnen 


und mit einer Mahntafel zu versehen. 
Vorgesehen ist die Inschrift: 

„Hier an der Ecke Eintrachtstraße/ 
Hainallee stand die Villa Springorum. Es 
trafen sich darin am 7. Januar 1933 Franz 
v. Papen und führende Ruhrindustrielle 
des Geheimbundes ,Ruhrlade’, um über 
die Machtübertragung an Adolf Hit¬ 
ler und seine Partei zu entscheiden. Sie 
erfolgte am 30. Januar 1933, und viele 
Ruhrindustrielle unterstützten sie. Sie 
profitierten von Rüstung und Krieg, von 
der Beseitigung der Demokratie und der 
Gewerkschaften, von Antisemitismus, 
Holocaust und Zwangsarbeit und von 
der Unterdrückung und Ausplünderung 
der Völker Europas.“ 

Mitglieder der Ruhrlade waren u. a. 
Karl Haniel, Gustav Krupp von Boh¬ 
len und Haibach, Ernst Poensgen, Paul 
Reusch, Friedrich Springorum, Fritz 
Thyssen und Albert Vogler. 

Ein Treffen am 4. Januar 1933 in Köln 
zur Vorbereitung der Machtübertragung 
an Hitler und das Treffen am 7. Januar 
1933 in Dortmund stehen in engem Zu¬ 
sammenhang. Doch die wirkliche Ent¬ 
scheidung wurde in Dortmund von der 
geheimen „Ruhrlade“ getroffen. Hier 
wurde Geld für Hitler bereitgestellt, 
weil dieser versprach, die letzten Wah¬ 
len durchzuführen und sie dann für im¬ 
mer abzuschaffen. 

Wahlen werden unwichtig - 
das große Geld entscheidet 

Die politische Herrschaft der Reichen 
und Superreichen wurde kürzlich wie¬ 
der seitens der Regierung eingestanden: 
„Regierung streicht heikle Passagen aus 
Armutsbericht. (...) So fehlt zum Bei¬ 
spiel der Satz: ,Die Wahrscheinlichkeit 
für eine Politikveränderung ist wesent¬ 
lich höher, wenn diese Politikverände¬ 
rung von einer großen Anzahl von Men¬ 
schen mit höherem Einkommen unter¬ 
stützt wird. 4 ... („Süddeutsche Zeitung“ 
15.12.2016 ) 


Zudem droht der Schlussstrich und 
die Aktenvernichtung bei der Justiz. 
Die Zentrale Stelle in Ludwigsburg soll 
geschlossen werden, enthüllte die „Jü¬ 
dische Allgemeine“. Dabei wäre noch 
viel zu tun. Die Erbauer von Auschwitz- 
Birkenau, die Banker und IG-Farben- 
Manager bzw. ihre Institutionen sowie 
die Schwerindustriellen der Ruhrlade 
wurden nicht belangt. Ihre strafweise 
Enteignung unterblieb. Es gab umfas¬ 
sende Tätergruppen, die nie von deut¬ 
schen Gerichten belangt wurden. So die 
großen deutschen Unternehmer. Fer¬ 
ner die Militärs, die nach 1945 von der 
Wehrmacht in die Bundeswehr wechsel¬ 
ten und an den Massakern in den von 
Nazideutschland besetzten Gebieten 
beteiligt waren. Hunderte von ihnen le¬ 
ben noch. 

Alle Formen der kapitalistischen 
Herrschaft und Eigentumsverhältnis¬ 
se - so die konstitutionelle Monarchie, 
die parlamentarische Republik und auch 


der Faschismus - sehen die „Politikver¬ 
änderung von einer großen Anzahl von 
Menschen mit höherem Einkommen“ 
vor; wer arm ist, hat wenig Chancen auf 
Einflussnahme. 1933 wäre die Macht¬ 
übertragung an Hitler und seine Partei 
nicht möglich gewesen ohne den Willen 
der ökonomischen Eliten. Krieg, Holo¬ 
caust, Millionen Tote, ein zerstörtes Eu¬ 
ropa - all das wäre uns erspart geblieben, 
wenn die „Räte der Götter“ oder die 
„Ruhrlade“, vor deren früherem Sitz wir 
bei einer Aufklärungsaktion am 27. Janu¬ 
ar stehen werden, nicht ihre Macht aus¬ 
geübt hätten. 

Antifaschistische Kapitalismuskri¬ 
tik ist daher dringend erforderlich. Seit 
2008 arbeitet unsere Organisation an 
einer Art Anklageschrift, wie sie nie 
ein Staatsanwalt im Lande geschrieben 
hat - wie sie aber notwendig gewesen 
wäre. Wir stellen Anträge und richten 
Eingaben an zuständige Stellen, um die 
Tatorte der Täter des großen Geldes 
zu kennzeichnen und ihre Taten zu be¬ 
schreiben. Aktivisten der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund 
der Antifaschisten weisen vor Ort die 
Schuld des großen Kapitals an der Ver¬ 
nichtung der Demokratie, an Kriegsvor- 
bereitung und Massenvernichtung von 
Menschen nach. 1933 wurde der Staat 
umgekrempelt und jegliche Demokratie 
beseitigt. Und dies auch an der betrieb¬ 
lichen Basis. Erstmals wird von uns der 
Umsturz nicht nur im Reichsmaßstab, 
an der Spitze der Pyramide dargestellt, 
sondern auch die Auswirkungen in den 
Betrieben werden verdeutlicht. 

Straffreiheit für das 
Große Kapital 

Die Alliierten haben in Nürnberg einige 
wenige Industrielle angeklagt, die deut¬ 
schen Behörden haben sie dann wieder 
freigelassen und ihnen ihren Besitz zu¬ 
rückgegeben. Auch von den ganz Gro¬ 
ßen wurden nur sehr wenige belangt, 


so z.B. gingen die Quandts unbehelligt 
durch die deutsche Nachkriegsgeschich¬ 
te und gehören damals wie heute zu den 
Reichsten und Mächtigsten. 

Die etablierten Historiker der Dritt¬ 
mittelforschung haben sich darauf geei¬ 
nigt; das Ansehen des großen Geldes 
nicht zu beschädigen. Der Historiker 
aus den USA Henry Ashby Turners leg¬ 
te 1985 dafür den Grundsatz fest: „Ent¬ 
spricht die weit verbreitete Ansicht, dass 
der Faschismus ein Produkt des moder¬ 
nen Kapitalismus ist, den Tatsachen, 
dann ist dieses System kaum zu vertei¬ 
digen.“ 

Ja, es soll schöngeredet werden. Die 
Stadt Dortmund, heimlicher Sitz der 
Ruhrlade, hat sich in den bisherigen 
Antworten an uns auf die den Kapita¬ 
lismus pauschal rechtfertigenden Thesen 
gestützt, die von Mr. Turner stammen. 

Das vergessene Ahlener 
CDU-Programm 

Das widerspricht den bisherigen Aussa¬ 
gen der Gedenkstätte Steinwache - sie¬ 
he die dortige Information über die In¬ 
dustrielleneingabe vom November 1932. 
Und es widerspricht den Erkenntnissen 
aller demokratischen Kräfte nach 1945. 
Nach 1945 war allgemein die Gewissheit 
verbreitet und akzeptiert, dass die kapi¬ 
talistischen Unternehmen und ihre Füh¬ 
rungen nie wieder so viel Macht erlan¬ 
gen dürften wie 1933. Im Ahlener Pro¬ 
gramm der CDU von 1947 hieß es: „Das 
kapitalistische Wirtschaftssystem ist den 
staatlichen und sozialen Lebensinteres¬ 
sen des deutschen Volkes nicht gerecht 
geworden. Nach dem furchtbaren politi¬ 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Zu¬ 
sammenbruch als Folge einer verbreche¬ 
rischen Machtpolitik kann nur eine Neu¬ 
ordnung von Grund auf erfolgen. Inhalt 
und Ziel dieser sozialen und wirtschaft¬ 
lichen Neuordnung kann nicht mehr das 
kapitalistische Wirtschafts- und Macht¬ 
streben, sondern nur das Wohlergehen 
unseres Volkes sein. Durch eine gemein¬ 
wirtschaftliche Ordnung soll das deut¬ 
sche Volk eine Wirtschafts- und Sozial¬ 
verfassung erhalten, die dem Recht und 
der Würde des Menschen entspricht.“ 

Es ist anders gekommen. Doch es 
gibt noch immer die Möglichkeiten, an 
die Erkenntnisse von 1947 anzuknüp¬ 
fen. Das Grundgesetz und die Länder¬ 
verfassungen kennen Sozialisierungs¬ 
artikel. Das Bundesverfassungsgericht 
entschied in einem Grundsatzurteil im 
Jahre 1954: „Die gegenwärtige Wirt¬ 
schafts- und Sozialordnung ist zwar eine 
nach dem Grundgesetz mögliche Ord¬ 
nung, keineswegs aber die allein mögli¬ 
che.“ Das Urteil gilt bis heute. 

Dennoch verhalten sich viele Ge¬ 
richte und Ämter für Verfassungsschutz 
so, als wäre der Kapitalismus gleichzu¬ 
setzen mit der Verfassung. Kapitalismus¬ 
kritik gilt als verfassungsfeindlich. Doch 
damit finden wir uns nicht ab. Wir sagen: 
Ihr wollt Kapitalismus ohne Demokra¬ 
tie - wir wollen Demokratie möglichst 
ohne kapitalistische Herrschaft. Überall 
schreiten die rechten Bewegungen vor¬ 
an, die die Kapitalherrschaft begünsti¬ 
gen, auch wenn sie sich bisweilen kapi¬ 
talkritisch geben. Viele Millionen Spen¬ 
dengelder und Steuergelder gingen an 
die AfD und NPD. Viele beträchtliche 
Beiträge spendete die deutsche Indust¬ 
rie für Donald Trump. Lassen wir nicht 
zu, dass der faschistische Saatboden, wie 
Habermas die AfD nennt, wieder reich 
gedüngt wird. 

Im Jubiläumsheft 2016 der „Blätter 
für deutsche und internationale Poli¬ 
tik“ schreibt Jürgen Habermas: „Par¬ 
teien, die dem Rechtspopulismus Auf¬ 
merksamkeit statt Verachtung widmen, 
dürfen von der Zivilgesellschaft nicht 
erwarten, dass sie rechte Parolen und 
rechte Gewalt ächtet.“ Und so tragen 
sie dazu bei, dass die AfD von Erfolg 
zu Erfolg eilt. Statt um die Petrys, Hö- 
ckes und Gaulands „herumzutanzen“, 
fordert Habermas, sie „kurz und tro¬ 
cken als das“ zu bezeichnen, „was sie 
sind - der Saatboden für einen neuen 
Faschismus“. 

Es gilt, diesen Saatboden zu beseiti¬ 
gen. Die Geschichte mahnt uns. 



In einem Rüstungswerk des faschistischen Deutschlands. Herstellung von Panzerfahrzeugen. (1940): Die „Ruhrlade“ war eine 
kriminelle geheime Vereinigung von Superreichen profaschistischen Charakters, wie sie weltweit bis dahin unbekannt war. Sie 
unterstützten die NSDAP, brachten sie an die Macht - und verdienten dann an Aufrüstung und Krieg... 
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Kein Naturalismus, sondern Vor-Schein 

„Lieben was es nicht gibt“ widmet sich dem CEuvre Ronald M. Schernikaus 


Kultursplitter 


„Shop the pain away“ - Eine Ausstellung 
in Oberhausen: Katharina Arndt ist die 
Künstlerin, die an einer Wand im Ober- 
hausener Schloss ihr Objekt mit diesem 
schönen Titel versehen hat. Die gerade er- 
öffnete Schau mit Werken von Albrecht 
Dürer bis Gerhard Richter in der Lud¬ 
wig Galerie trägt den Titel „Let 4 s buy it! 
Kunst und Einkauf“ und macht neugierig. 

Die einleitenden Sätze im „Kapital“ 
von Karl Marx lauten: „Der Reichtum 
der Gesellschaften, in welchen die ka¬ 
pitalistische Produktionsweise herrscht, 
erscheint als ungeheure Warenansamm¬ 
lung, die einzelne Ware als seine Elemen¬ 
tarform. Unsere Untersuchung beginnt 
daher mit der Untersuchung der Ware.“ 

Das, was als Kunstwerk oder Kunst¬ 
objekt benannt wird, ist selbstverständ¬ 
lich erst dann eines, wenn es zur Schau 
gestellt wird, wenn es - im gewünschten 
Fall - angeboten und möglichst verkauft 
wird. Und verblüffend ist, wie häufig Bil¬ 
der, Zeichnungen, Grafiken und Foto¬ 
grafien zu ihrem Thema machen, womit 
gehandelt wird und wo dies stattfindet. 
Darstellungen von Geld in Münzen und 
Scheinen finden wir schon bei Dürer. Das 
zieht sich durch bis Beuys, die, die mit 
Geld handeln, besonders Geldwechsler 
und Banker, werden bis heute meist mit 
semitischen Zügen gezeichnet. Judas 4 
Verrat ist immer deutlich durch die Sil¬ 
berlinge in seinen Händen, der erste gro¬ 
ße Hype, die Tulpenzwiebel-Spekulation 
in den 1630er Jahren, findet seinen Nie¬ 
derschlag in Bildern der Zeit. Marktsze¬ 
nen und das Gebaren der Händler, auch 
hier eher durch Übertölpeln und Ver¬ 
sprechungen negativ aufgeladen, findet 
sich in einer Vielzahl von Werken. 

Im 20. Jahrhundert kommen zwei 
neue Dimensionen hinzu, die Fotografie, 
die die Warenwelt in Kaufhäusern und 
Schaufenstern thematisiert, und Kunst¬ 
objekte, die durch die Auswahl der ge¬ 
wählten Gegenstände ironisch mit den 
Ansprüchen an „Kunst“ spielen. Hier 
zeigt die Ausstellung unter anderem die 
berühmten „Campbell-Suppendosen“ 
von Andy Warhol oder die „Ready- 
Mades“ von Marcel Duchamp bis zur 
„Pop-Art“, die den schönen Schein der 
Warenwelt plakativ preist. 

Eine ausführliche Würdigung findet 
die Installation und fortlaufende Arbeit 
von Christian Lahr: Seit 2009 überweist 
er täglich 1 Cent an das Bundesfinanz¬ 
ministerium, um dem Schuldenberg ent¬ 
gegenzuwirken, im Feld „Verwendungs¬ 
zweck“ schreibt er täglich jeweils 100 
Zeichen aus dem „Kapital“ von Karl 
Marx. Nicht nur, dass das eingehende 
Geld täglich buchhalterisch erfasst wer¬ 
den muss, besonders pfiffig ist, dass der 
Text damit in die Archive des Staatsap¬ 
parates eingeschrieben wird. Der Künst¬ 
ler rechnet mit rund 43 Jahren, bis der 
Text vollständig übermittelt ist. 

Nicht weniger spannend ist, welche 
Veränderungen beim gewählten Thema 
„Kunst als Ware“ im Laufe der Zeiten 
stattfanden. Der Buchdruck um 1500 
führte zur Druckgrafik, Dürer war einer 
der ersten, der Zeichnungen vervielfäl¬ 
tigen ließ. Aber auch Kopisten traten 
zuhauf auf den Plan, um einmalig vor¬ 
handene Bilder durch recht und schlecht 
gemachte Kopien weiter zu verwerten 
und natürlich dauerte es nicht lange, 
bis Fälschungen, zum Teil hervorragend 
gemacht,nicht nur bei Privatsammlern, 
sondern auch in renommierten Museen 
in aller Welt, ihren Platz fanden 

Die Signatur des Künstlers wur¬ 
de zum Markenzeichen, Beuys meinte, 
wenn er Geldscheine signiere, würden sie 
zu Kunstobjekten, Warhol ließ zu, dass 
Siebdrucke wie z.B. seine Serigraphie 
zu Marilyn Monroe in riesigen Auflagen 
nachgedruckt wurden. Ältere Leser er¬ 
innern sich noch an die Postkarten und 
Plakate von Klaus Staeck, der gerne die 
berühmten Zeichnungen von Dürer oder 
„Goethe in der Champagne“ nutzte. 

Ein letzter Blick gilt der Zurschau¬ 
stellung des Künstlers selbst als Ob¬ 
jekt der Vermarktung, nicht schwierige 
Selbstporträts wie van Gogh mit dem 
verbundenen Ohrrest, nein hier zeigt 
die Kuratorin Dr. Christine Vogt Bilder 
und Fotografien wieder von Dürer über 
Kirchner bis Immendorf. Eine Samm¬ 
lung von künstlerisch gestalteten Ein¬ 
kaufstüten von Louis Vuitton entlässt 
den Besucher. Herbert Becker 


D rei bis fünf Jahre Berufserfah¬ 
rung werden verlangt, wenn 
man für das Lifestyle-Magazin 
„Vice“ schreiben will, das sich von der 
subkulturellen Zeitschrift zum milliar¬ 
denschweren Mainstream-Portal ge¬ 
mausert hat. Dann darf man mit wenig 
Rechercheaufwand und viel Hipster- 
Schmiss Kolportagen für den Online¬ 
konsum fabrizieren. Das hat wenig 
mit Journalismus zu tun und versucht, 
Klicks durch gestelzten Zeitgeist unter 
Gruppen mit gleichen Interessen zu ge¬ 
nerieren. 

„Der Text will schon in der Zeitung 
weder Reportage noch Interview, er 
will Prosa sein.“ Das sagt Stefan Ripp- 
linger nicht über „Vice“, sondern über 
Ronald M. Schernikaus Arbeit als 
Feuilletonist. 

Kürzlich erschien im Verbrecher 
Verlag der Band zur Konferenz „Lie¬ 
ben, was es nicht gibt“, die im März 
2015 in Berlin stattfand. Ripplinger 
stellt darin in seinem Beitrag „Wahr¬ 
heit trägt nicht“ fest, dass sich Scherni¬ 
kaus Literatur, zu der er neben dessen 
Essays (u.a. „die tage in 1.“ Konkret Li¬ 
teraturverlag, 1989) auch seine Artikel 
zählte, „nicht als Widerspiegelung, son¬ 
dern als Formung, nicht als Nachspre¬ 
chen, sondern als Sprechakt, nicht als 
Wahrheit, sondern als Lüge, nicht als 
Naturalismus, sondern als Vor-Schein 
zu erkennen gibt“. 

Schernikau (1960-1991) war sich 
bewusst, was er da tat. Auch wenn 
er - Dietmar Dath macht es am Satz 
„da ist paul da“ aus „und als der 
prinz mit dem kutscher tanzte, wa¬ 
ren sie so schön, dass der ganze hof 
in Ohnmacht fiel“ mit dem Unterti¬ 
tel „ein utopischer film“ fest - etwas 
schrieb, das wie „Kinderdeutsch“, 
wie ein Vice-Vorläufer anmutet. Bei 
näherem Betrachten ist die oft am 
Gesprochenen orientierte Schreibe 
aber „Kunstdeutsch“, dessen „Un- 
terbietungs- und Abrüstungsgeste“ 


Jahrzehnte lang lag der 520 Seiten um¬ 
fassende Roman von Harry Gmür in 
seinen geheimen Schubladen. Jener 
Harry Gmür, der äußerlich wenig Ty¬ 
pisches von einem Kommunisten vor 
sich hertrug. Doch der Schein trog. 

Geschrieben wurde der Roman in 
den Fünfzigerjahren. Abgetippt auf der 
Hermes-Schreibmaschine hat Gmür 
sein Werk in den Sechzigerjahren. Er 
musste geahnt haben, dass sich sein 
Werk sehen lassen kann. Allein das 
nötigt heute unsere Bewunderung ab. 
Seinem Sohn Mario Gmür ist es gelun¬ 
gen, den Respekt heischenden Schwar¬ 
ten beim Europa Verlag AG in Zürich 
herauszubringen. Und wir stehen nun 
vor einem Kosmos, der den Namen 
Zürich trägt. Der Kosmos zeigt uns die 
Altstadt, ihre Bars und Kneipen, zum 
Kosmos gehört auch die Welt der Ge¬ 
werkschaften, seine Chefs von damals, 
ihr Kampf um einen großen, stadtbe¬ 
kannten Streik. Ein Kosmos ist aber 
auch das Nuttenmilieu. Und natür¬ 
lich die Implikationen der Zeit: Kalter 
Krieg, Hochkonjunktur, Kolonialismus, 
Antikommunismus. Und die politische 
Rechtslosigkeit der weiblichen Hälfte 
der Gesellschaft. 

Keine Angst: Harry Gmür denkt 
nicht klischeehaft, keine Angst, seine 
Beschreibungen sind nie plump, immer 
recht intensiv und sehr differenziert. 
Er ist weit von der Erzählweise eines 
groben Klassenkämpfers entfernt und 
doch wird der Klassenkampf drastisch 
geschildert, wird ein richtiger Kapita¬ 
list geschildert und charakterisiert, der 
rücksichtslos seinen Egoismus auslebt 
und zudem immer selbstbezüglicher 
wird. Die für uns heute seltsam anmu¬ 
tende Verschweigung des Ortes, die ei¬ 
gentliche Ortlosigkeit, hinter welcher 
Zürich steckt, die Geldwährung Kro¬ 
ne, die Nichtbenennung des großen 
Streiks gehören auch zu jener Zeit, in 


Dath in seinem ausholenden Poetik- 
Beitrag feiert. 

Der Band zur Konferenz soll nicht 
nur protokollieren. Er soll die Werk¬ 
ausgabe ergänzen, die sich „Verbre¬ 
cher“ auf die Fahnen geschrieben hat. 
Schon 2015 stellte man die Neuauflage 
von Schernikaus Hauptwerk „legende“, 
in Aussicht. Die ist derzeit nur antiqua¬ 
risch und zu Höchstpreisen erhältlich. 
Für 2017 soll nun endlich der erste von 
drei Teilen in Druck gehen. 

Dass Interesse besteht, zeigte die 
Konferenz selbst: Bis ins Treppenhaus 
des Literaturforums des Brecht-Hauses 
saßen die Literaturfreaks jeden Alters. 
Man schien von so großer Resonanz 
zu Beginn fast überfordert. Selbst die 
Toilette versagte an jenem Vormittag 
ihren Dienst. 

Nicht nur Literatur, nicht nur Pop¬ 
kultur ranken sich um jenen Autor, der 
sich kurz vor ihrer Einverleibung in die 
DDR einbürgern ließ und so jung an 
Aids starb. 

„Lust und Schönheit identifi¬ 
ziert Schernikau mit Kommunismus“, 
schreibt Georg Fülberth. Im Rück¬ 
schluss liest sich der Band- und Kon¬ 
ferenztitel: Als Liebe Schernikaus zur 
DDR einerseits. Als Liebe der Leserin¬ 
nen zu jenem Autor, den man bereits 
als „letzten Kommunisten“ in die Ein¬ 
samkeit verdammte, andererseits. 

Liebe ist für Schernikau stets eine 
sozialistische, frei von lähmendem Mit¬ 
leid. Anhand des „utopischen Films“, 
der 2012 im Verbrecher Verlag unter 
dem Kurztitel „so schön“ erschien, geht 
Sven Glawion konkret auf Schernikaus 
Verständnis von Beziehung, Liebe und 
Sex ein. Er findet: „Nur im Schreiben 
ließ sich sein Schwul-Sein und Kommu¬ 
nist-Sein verbinden“, und tut Scherni¬ 
kau damit nicht wenig Unrecht. Als 
marxistischem Künstler dürften ihm 
gesellschaftliche Widersprüche kein 
fatales Dilemma, keine Quadratur des 
Kreises gewesen sein, weshalb er das 


dem der Kosmos sich ständig um sich 
dreht, denn es herrscht auch Angst in 
dieser Welt, Angst, die Dinge beim Na¬ 
men zu nennen. 

Harry Gmür erzählt einfühlend 
von der großen Gewerkschaftsver¬ 
sammlung, an der 1 200 Arbeiter teil¬ 
nehmen. Die Meister hatten die Forde¬ 
rungen von 15 Cent mit dem Angebot 
von 2 Cent beantwortet. Wochenlang 
hatten sie es abgelehnt, zu einer Ver¬ 
handlung zu erscheinen. Dann haben 
sie ihre Delegierten geschickt, mit dem 
Auftrag, die Begehren der Gewerk¬ 
schaft schlankweg abzulehnen. Die 
Versammlung gab das Echo mit Wut¬ 
geschrei. Der Streik dauerte dann meh¬ 
rere Wochen. Die Arbeiterschaft war 
beinahe ausgelaugt danach. Der Sekre¬ 
tär berichtete, die Verhandlungen, die 
am Vortag vor dem Schlichtungsamt 
stattgefunden hätten, seien geschei¬ 
tert. Und die Meister hätten erklärt, 
die Kosten der Lebenshaltung seien 
seit einiger Zeit nicht mehr gestiegen. 
Doch nach Ansicht der Arbeiterinnen 
ist die Stadt größer, der Arbeitsweg ist 
länger geworden. Es sei den Malern im¬ 
mer seltener möglich, am Mittag nach 
Hause zu ihren Frauen zu gehen. Die 
Ferienentschädigungen seien so knapp, 
sie würden nie für eine zweite Woche 
reichen. Wochenlang hätten die Meis¬ 
ter es abgelehnt, zu einer Verhandlung 
zu erscheinen. Sie hätten sich verhalten 
wie Prinzen gegenüber dem Volk. 

Harry Gmür wusste auch, was zu ei¬ 
nem großen Roman gehört: eine Liebes¬ 
geschichte, eine dramatische, eine tragi¬ 
sche außerdem. Doris und Alf. Sie waren 
in Geldnöten. Doris hat sich zeitweise 
helfen lassen von einem Windhund. Alf, 
ein junger Mann, der sich als Künstler 
versuchte, schwieg dazu. Aber als ihm 
bewusst wurde, was das süße Mädchen 
getan hatte, um ihnen beiden aus der 
Patsche zu helfen, packte er seine Sa¬ 


schöne Leben auf die Kunst auslagern 
musste. Dass er durchaus die Hegel- 
sche Unterscheidung vom Wesen der 
Dinge und dem kannte, was sie als Er¬ 
scheinung zuweilen über- und verde¬ 
cken können, bewies Schernikau nicht 
nur in seinem Essay über Andy Warhol 
„Was macht ein revolutionärer Künst¬ 
ler ohne Revolution?“. 

Insgesamt finden sich bei den an¬ 
derthalb Dutzend zeitgenössischen 
Beitragenden wohl mindestens andert¬ 
halb Dutzend unterschiedliche Bezü¬ 
ge zur DDR und der Arbeiterbewe¬ 
gung an sich. Hätte man Gisela Elsner 
(Schernikaus literarische Ziehmutter), 
Irmtraud Morgner (sein Vorbild) und 
Peter Hacks (den Brieffreund und Um¬ 
zugsratgeber) gefragt, sie hätten sicher 
auch drei divergierende Bilder vom 
Realsozialismus zu Zeiten Schernikaus 
gezeichnet. 

Auf diese Zeitgenossinnen rich¬ 
ten drei Beiträge ihren Fokus, von de¬ 
nen besonders die Arbeit von Martin 
Brandt heraussticht, die unter dem Ti¬ 
tel „Zweierlei Realismus“ vergange¬ 
nen Oktober bereits in „junge Welt“ 
vorab zu lesen war. Brandt beleuchtet 
darin den Briefwechsel Hacks-Scher- 
nikau und verteidigt Letzteren gegen 
die Polemiken des Ersteren. Er weist 
den Vorwurf des Naturalismus bezüg¬ 
lich der „tage in 1.“ ebenso zurück, wie 
er dessen Stichelei (Hacks: „Sie ver¬ 
teidigen dauernd Unentschuldbares“) 
mit Verweis auf Schernikaus Rede vor 
dem DDR-Schriftstellerkongress 1990 
zugunsten Schernikaus auflöst: „... mit 
Hacks 4 Einschätzung der Honecker-Po¬ 
litik“, so Brandt, stimmt der „durchaus 
überein“. 

„Lieben, was es nicht gibt“ ent¬ 
hält viel Erwähnenswertes, auch der 
zeithistorische Abriss von Schernikau 
am Leipziger Literaturinstitut „Johan¬ 
nes R. Becher“, auch die Dokumente 
am Ende des Buchs, darunter die Ab¬ 
schrift des Interviews für den Berliner 


chen und ging. Das war der jähe Bruch. 
Das vielleicht Erstaunlichste an dem 
Roman ist die Tatsache, dass hier das 
Kollektiv der Gewerkschaft erscheint, 
dass es aber auch eine durchgehende 
Heldenfigur, sowohl eine männliche 
wie eine weibliche, gibt, die mit großer 
Zartheit beschrieben werden, die jedoch 
zeitweise auseinander brechen. 

Harry Gmür profitierte von seinen 
fast allabendlichen Forschungsspazier¬ 
gängen im Stadt-Dschungel, von Bar zu 
Bar, von Kneipe zu Kneipe. Die Mili¬ 
euschilderungen sind farbig, lebendig, 
teilnahmsvoll, ja sogar soziologisch 
und sozial einsichtig. Was für ein heim¬ 
liches, lange verschollenes, jetzt wie¬ 
der erwecktes Meisterwerk! Das Mi¬ 
lieu der Trinker, Zinker und Stinker 
wird mit Anteilnahme gezeichnet. Was 
die sich einbilden, diese Cadillac-Zie¬ 
gen! Schau diese schmierige stockblaue 
Rothaarige an. Sie kann kaum mehr auf 
den Beinen stehen, und hat eine Ge¬ 
sichtsfarbe - wie frisch gekotzt! Schlei¬ 
mige Kröte. Billige Straßenflöte! Ja, 
ich weiß über dein Schweineleben Be¬ 
scheid. Es stellt sich ein billiger Kampf 
ein um die Lokale, das eine war zu no¬ 
bel, das andere zu distinguiert. Die bil¬ 
ligen Nutten wurden aussortiert. Ich 
pfeif auf dich, du trüber Molch. Nimm 
das zurück, du Lumpentier, schrie eine 
Nutte. Totschlägen hätte man sie sollen. 
Walfisch-Bar. Flamingo-Bar. Miranda- 
Bar. Katakombe. Royal-Bar. Glitzern¬ 
de Schießbuden-Mamsell, die tragen 
ja ein Kilo Messing und einen halben 
Glaswarenladen herum. Was für eine 
triste Amüsierbude. 

Als am Ende die junge, schöne Do¬ 
ris tot daliegt und von der in Tränen¬ 
fluten heimgesuchten Pierina wie ein 
krankes Kind angesprochen wird, die 
sie mein Schätzchen, mein Häslein, 
mein Ärmstes und Liebstes nennt und 
ihr schwört, sie werde ihr himmeltrau- 


RIAS aus dem September 1991 mit Eri¬ 
ka Runge, wenige Wochen vor Scherni¬ 
kaus Ableben. 

In „Irene Binz. Befragung“, Scher¬ 
nikaus Literarisierung eines Gesprächs 
mit seiner Mutter Ellen, heißt es: „Am 
liebsten in ein Land, wo da keine Poli¬ 
tik gemacht wird 44 Das Land haben wir 
jetzt, in allen Stationen Schernikaus, in 
Magdeburg, in Lehrte bei Hannover, 
in Westberlin, in Leipzig, in Ostberlin. 
Eine gesamtdeutsche entpolitisierte 
Zone, wo man viel „Vice“ konsumiert 
und in der sich wenig um Ronald M. 
Schernikau geschert wird. Ob wir uns 
mit alldem abfinden müssen und mit 
dem Kommunismus lieben, was es nie 
geben wird, wird sich zeigen. Gegen¬ 
über Runge sagt Ronald M. Scherni¬ 
kau: „Das Leben widerlegt auch die 
schönsten Theorien.“ 

Ken Merten 
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Helmut Peitsch und Helen Thein (Hg.): 
Lieben was es nicht gibt. Literatur, Pop 
und Politik bei Ronald M. Schernikau, 
hrsg. von Helmut Peitsch und Helen 
Thein. Verbrecher Verlag 2017, 368 Sei¬ 
ten, 24 Euro 


riges Leben für immer ändern. Alf fin¬ 
det seine Doris sehr vertraut und doch 
fremd und fern. Sie liegt verklärt in ei¬ 
ner Reinheit, das kam ihm ganz und gar 
fremd vor. 

Am Ende der 520 Seiten kommen 
nochmals die Gewerkschafter zu Wort. 
Die Anführerinnen des Streiks danken 
der Bevölkerung für die Solidarität und 
für den endlich errungenen Sieg und 
die überwältigende Begeisterung. Der 
Kampf sei vorbei, nun gelte es wieder 
zu arbeiten, loyal und ehrlich auch mit 
den Meistern. Die gesamte Gewerk¬ 
schaftsbewegung habe mit tatkräftiger 
Solidarität zu den Streikenden gehal¬ 
ten. 

(Aus: „Vorwärts“, 
Zeitung der Partei der Arbeit der Schweiz) 



Harry Gmür: Am Stammtisch der Re¬ 
bellen. Mit Illustrationen von Amy Bol- 
lag. Europa Verlag Zürich, 520 Seiten, 
28,- Euro 


Gewerkschafter, Trinker, Nutten und Heldenfiguren 

Harry Gmürs „Am Stammtisch der Rebellen“ 
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Aufgaben der DKP in der Friedensbewegung 

Die Forderung, aus der NATO auszutreten ist zentral • Von Björn Schmidt* 



I n den letzten eineinhalb Jahrzehn¬ 
ten haben sich die internationalen 
Machtverhältnisse rasant verändert 
ökonomisch am bedeutendsten ist der 
Aufstieg der BRICS-Länder (Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika). In 
Folge dieser atemberaubenden Ver¬ 
schiebung der internationalen Macht¬ 
verhältnisse ist die Jahrhunderte andau¬ 
ernde westliche Vormachtstellung ernst¬ 
haft erodiert. 

Angesichts der Tatsache, dass sich die 
BRICS-Staaten zu weiten Teilen nicht in 
das westliche Lager integrieren ließen, 
war die Reaktion des „Westens“ ein an¬ 
gestrebter engerer Zusammenschluss 
zwischen USA und EU/BRD - militä¬ 
risch (NATO), politisch und wirtschaft¬ 
lich (TTIP-CETA). Etwa ab 2008 wur¬ 
den in den zentralen Denkfabriken der 
USA, der EU und der BRD ein solch en¬ 
ger Zusammenschluss konzipiert und mit 
der Umsetzung begonnen. Dieser Zu¬ 
sammenschluss ist nicht widerspruchs¬ 
frei. Die BRD ist kein Vasall der USA 
und sucht sich immer die günstigsten Lö¬ 
sungen, um weltpolitischen Einfluss zu 
gewinnen. Momentan und auf absehba¬ 
re Zeit ist die entscheidende Frontstel¬ 
lung jedoch der „westliche Block“ ge¬ 
gen die BRICS. Inwieweit die ablehnen¬ 
de Haltung des neuen US-Präsidenten 
Trump gegenüber NATO und TTIP das 
westliche Bündnis grundsätzlich in Fra¬ 
ge stellt oder ob es sich um eine Neu¬ 
verhandlung der Bedingungen und der 
Einflussgebiete handelt, bleibt abzuwar¬ 
ten. Ein Szenario, in dem eine einfluss¬ 
reiche Fraktion des deutschen Kapitals 
diese Konstellation durch eine stärkere 
Anlehnung an Russland ablösen will, ist 
derzeit eher unwahrscheinlich. Bisweilen 
wurde der AfD unterstellt, sie sei der po¬ 
litische Arm einer solchen Kapitalfrak¬ 
tion. Mittlerweile hat sich die AfD klar 
zur NATO bekannt. Die NATO-Länder 
agieren als antirussischer, antichinesi¬ 
scher Block. Die Leitlinie zu diesem 
Handeln stammt noch aus der Bush-Ära, 
als der sogenannte „No-Rivals-Plan“ be¬ 
schlossen wurde, nach dem keine wirt¬ 
schaftlichen oder militärischen Rivalen 
mit Weltmachtpotential geduldet werden 
dürften. 

Dieser Plan bekommt erst jetzt ange¬ 
sichts der wirtschaftlichen Veränderun¬ 
gen und des Aufstiegs der BRICS eine 
tatsächliche Relevanz. Diese Konfronta¬ 
tion hat eine völlig andere Qualität als 
die bisherigen Kriegseinsätze im Nahen 
Osten und Afrika. Selbst diese ändern 
nun ihre Qualität in regelrechte Stell¬ 
vertreterkriege wie in Syrien oder in der 
Ukraine. Damit wächst auch die Gefahr 
einer großen Konfrontation. 

Allerdings wäre es falsch, in Syrien 
eine „Gewaltspirale“ oder schlicht ein 
„Aufeinandertreffen der Großmächte“ 
oder ähnliches als Ursache des Krieges 
zu sehen. 


Die DKP hat dazu eine Erklärung 
veröffentlicht, in der auf die entschei¬ 
denden Triebkräfte des Syrienkrieges 
hingewiesen wird. Es ist der Westen mit 
seinem Ziel, Syriens Regierung zu stür¬ 
zen und den syrischen Staat zu zerschla¬ 
gen, nicht Russland, das an der Seite Sy¬ 
riens eingreift. Die BRD versucht, inner¬ 
halb dieses Bündnisrahmens Spielräume 
zu erweitern, ohne das transatlantische 
Bündnis in irgendeiner Form in Frage 
zu stellen. Momentan ist sie zwar Haupt¬ 
macht in der EU, weltweit aber nur Juni¬ 
orpartner der USA. 

Auf dem 21. Parteitag beschloss die 
DKP, ihre Mitglieder und Grundeinhei¬ 
ten auf eigenständige Aktivitäten unter 
anderem in der Kommune und die Ak¬ 
tivitäten der Friedensbewegung wie die 
Ostermärsche, Aktionen am Antikriegs¬ 
tag und am 8. Mai zu orientieren. Im 
Zentrum stehen dabei Aktionen 

- gegen Kriege und die Kriegspolitik der 
NATO, der USA, EU und vor allem der 
Bundesregierung; 

- gegen NATO-, US- und Bundeswehr¬ 
standorte, von denen wie in Kalkar oder 
Ramstein der Krieg unmittelbar unter¬ 
stützt oder geplant wird; 

- gegen die Werbung der Bundeswehr in 
Schulen und Arbeitsämtern und gegen 
militaristische Spektakel wie öffentliche 
Gelöbnisse und Bundeswehr-Propagan¬ 
daschauen; 

- gegen die Lagerung von Atomwaffen 
auf deutschem Boden. 

- des zivilen Ungehorsams wie Beset¬ 
zungen von Truppenübungsplätzen oder 
Blockaden von Kriegsstandorten 

- vor Betrieben gegen Auslandseinsät¬ 
ze der Bundeswehr, gegen Rüstungs¬ 
produktion sowie Rüstungsexporte 
und stattdessen für Konversion, gegen 
jeglichen Schulterschluss von Gewerk¬ 
schaften mit der Bundeswehr aufzutre¬ 
ten. 


Besonderer Schwerpunkt war und ist 
die Aktion gegen das Atomwaffendepot 
im Fliegerhorst Büchel, gerade wegen 
der nuklearen Offensive der NATO. 
Auch in diesem Jahr wird die DKP wie¬ 
der dorthin mobilisieren. 

Ein weiterer inhaltlicher Schwer¬ 
punkt ist der Kampf gegen den weiteren 
Verbleib Deutschlands im NATO-Pakt 
und für dessen Auflösung. Der Austritt 
ist juristisch laut Artikel 13 des Nordat¬ 
lantikvertrags durch eine einseitige Er¬ 
klärung der deutschen Regierung ge¬ 
genüber der Regierung der USA binnen 
eines Jahres möglich. Er muss gleichzei¬ 
tig mit massiver Abrüstung der Bundes¬ 
wehr, der sofortigen Beendigung aller 
Auslandseinsätze sowie der sofortigen 
Einstellung des heimtückischen Droh¬ 
nenkriegs verbunden werden. 

Die Austrittsforderung 
reicht nicht 

Immerhin ist sie ein Klassiker in der 
Programmatik von konsequenten Lin¬ 
ken und Friedenskräften. Derzeit hat 
sie jedoch eine besondere Bedeutung. 
Momentan ist die NATO der Rahmen 
für die westlichen Aggressionen gegen 
Russland. Sie ist zugleich der Rahmen 
des westlichen Bündnisses unter Füh¬ 
rung der USA. Ein NATO-Austritt (mit 
einer gleichzeitigen Kündigung des Sta¬ 
tuts über die Stationierung ausländischer 
Truppen) wäre ein herber Schlag gegen 
diese Politik: Abzug der deutschen Trup¬ 
pen, Schließung von Ramstein, Büchel, 
Africom, Eucom usw., keine Aufrüs¬ 
tungsverpflichtung von Wales mehr ... 
In der Forderung kulminieren also viele 
Teilforderungen der Friedensbewegung 
nach Abrüstung, Schluss der Ausland¬ 
seinsätze usw. Sie wird von den USA ge¬ 
fürchtet, was an der von Wikileaks ent¬ 
hüllten Versicherung des US-Botschaf- 
ters bei Gregor Gysi sichtbar wird, dass 


die Partei „Die Linke“ keinen Austritt 
der BRD aus der NATO will. Sie wolle 
nur eine Auflösung der NATO, wohl wis¬ 
send, dass das gar nicht geht. Innerhalb 
der Linkspartei gibt es völlig konträre 
Positionen dazu. Von Mitgliedschaft in 
der „Atlantikbrücke“ bis hin zu „Aus¬ 
tritt aus der NATO“. Der Kompromiss, 
der von Sevim Dagdelen, Sahra Wagen¬ 
knecht und anderen ausgehandelt wur¬ 
de, war 2016 der Antrag im Bundestag 
auf Austritt aus den militärischen Struk¬ 
turen der NATO. Das wäre ein großer 
Fortschritt (Abzug der Bundeswehr aus 
den NATO-Einsätzen), aber eben nur 
ein halber NATO-Austritt: Ausländi¬ 
sche Militärbasen wie Ramstein blieben 
bestehen und das bundesdeutsche Terri¬ 
torium würde der NATO weiterhin zur 
Verfügung stehen. Und: Die BRD wäre 
noch Mitglied in der NATO, könnte dann 
aber bei militärischen Entscheidungen 
kein Veto mehr einlegen. Es wird deut¬ 
lich, dass das Wirken der Bundestags¬ 
fraktion der Linkspartei zwar verdienst¬ 
voll ist, wenn es darum geht, gegen die 
Aggressivität der NATO vorzugehen, 
dass es jedoch Kräfte in der Friedens¬ 
bewegung geben muss, die konsequent 
für einen vollständigen Austritt aus der 
NATO werben. Und zwar auch und ge¬ 
rade im Bundestagswahlkampf! 

Ein weiterer Schwerpunkt der DKP- 
Friedenspolitik ist der Kampf gegen die 
anhaltende Unterstützung des ukraini¬ 
schen Regimes durch die NATO- und 
EU-Staaten und insbesondere die Bun¬ 
desregierung. Die DKP wirbt für die So¬ 
lidarität mit der Kommunistischen Partei 
der Ukraine und anderen kommunisti¬ 
schen, fortschrittlichen und antifaschisti¬ 
schen Kräften in der Ukraine und in den 
Volksrepubliken im Donbass. Auf dem 
Parteitag beschloss die DKP: „Sie wirbt 
für die Anerkennung der objektiv frie¬ 
denssichernden Politik Russlands gegen 
die NATO-Aggression.“ 

Die Friedensbewegung lebt. Das 
zeigt die Demo am 8. Oktober 2016 in 
Berlin, die Kampagnen gegen Büchel, 
Ramstein, Kalkar, das Gefechtsübungs¬ 
zentrum Heer in der Colbitz-Letzlinger 
Heide und viele mehr. Das zeigen die 
zahlreichen vor Ort aktiven Friedensin¬ 
itiativen, die Ostermärsche und bundes¬ 
weite Ratschläge. Sie drückt dabei den 
Friedenswillen größerer Teile der Be¬ 
völkerung aus, wie im Ukrainekonflikt 
deutlich geworden ist. Die Konfrontati¬ 
onspolitik des Westens ist vielen Men¬ 
schen suspekt. Das belegen Meinungs¬ 
umfragen, Leserbriefe an Zeitungen und 
TV-Sender. 

Aber segeln nicht auch unter der 
Flagge der in Mode gekommenen Parole 
„Frieden mit Russland“ diverse zwielich¬ 
tige Gestalten? Ist es nicht Praxis der rus¬ 
sischen Außenpolitik, völlig prinzipienlos 
dubiose rechte Kräfte zu unterstützen? 

Viele politische Aktivitäten mit dem 
Ziel, Frieden herzustellen und für eine 
friedliche Gesellschaft einzutreten, sind 
zunächst mal mehr oder weniger spon¬ 
tane Reaktionen auf die Kriegstreiberei 
der Herrschenden. Und für viele Men¬ 
schen stellen sich die gegenwärtigen 
Auseinandersetzungen als ein USA- 
Russland-Konflikt da, in dem die BRD 


als mäßigende Kraft (aber mit Durch¬ 
setzungsvermögen) auftritt. Das ist das 
Image, das Gabriel und Steinmeier ver¬ 
suchen zu erzeugen. Gelegentlich geht 
eine Ablehnung der US-amerikanischen 
Kriegstreiberei mit einem Bedauern ein¬ 
her, dass Deutschland ja nur ein Anhäng¬ 
sel der USA sei. Das entspricht nicht den 
Tatsachen, denn die enge Anbindung an 
die USA ist selbstgewählt und im Sinne 
des deutschen Machtstrebens. Die ge¬ 
nannte Wahrnehmung der gegenwärtigen 
Weltlage ist nicht korrekt, aber eben auch 
nicht ganz falsch: Die USA sind nach wie 
vor die globale Führungsmacht und zei¬ 
gen der BRD in allen Konflikten auch 
auf, dass sie nur die zweite Geige spielt. 

Nicht ausgrenzen 
sondern integrieren 

Das aggressive Weltmachtstreben der 
BRD hingegen ist viel schwerer zu durch¬ 
schauen. Daraus ergibt sich, dass diverse 
Kräfte aktiv zum Thema Frieden werden, 
die zunächst mit einer Anti-USA-Stoß- 
richtung auf die Straße gehen. Das soll¬ 
ten wir nicht per se als „rechts“ titulieren 
bzw. als Spaltungsgrund sehen. Nicht je¬ 
der, der sich so äußert, ist gleich ein Hel¬ 
fershelfer bestimmter deutscher Kapi¬ 
talfraktionen. Wir müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass sich in den letzten Jahren 
und künftig vermutlich noch viel stärker 
Menschen friedenspolitisch einbringen 
werden, die mit tausend Vorurteilen und 
Widersprüchen belastet sind und sich sel¬ 
ber auch nicht als links oder traditionell 
friedensbewegt bezeichnen - es liegt an 
uns, für eine richtige Orientierung zu 
werben, insbesondere in Bezug auf Russ¬ 
land und in Bezug auf die NATO, aber 
auch in Bezug auf die deutsche Rolle. Es 
liegt an uns, dass die Friedensbewegung 
hier nicht ausgrenzt, sondern integriert, 
bei Bewahrung ihrer richtigen Orientie¬ 
rung. 

Der Ouerfront-Vorwurf 

Hier wurden in der Vergangenheit gro¬ 
ße Fehler gemacht: Russland wurde als 
imperialistischer Konkurrent zu den 
USA und anderen bezeichnet, dem man 
ebenso ablehnend gegenüberstehen soll¬ 
te. Wir haben uns vor lauter Angst, von 
Rechten unterwandert zu werden, ab¬ 
geschottet gegenüber vielen Menschen, 
die wir unter dem Motto „Frieden mit 
Russland“ in die Friedensbewegung hät¬ 
ten integrieren müssen (darunter Russ¬ 
landdeutsche, die jetzt teilweise von der 
AfD „eingesammelt“ werden - von einer 
Pro-NATO-Partei!). Wir haben uns von 
linksbürgerlichen Kräften den Vorwurf 
gefallen lassen, es gäbe eine Querfront. 

Es besteht die Herausforderung, fa¬ 
schistische oder halbfaschistische Kräf¬ 
te zu isolieren. Dies muss im Einzelfall 
aber konkret gemacht werden und kann 
nicht mit Hilfe eines Beschlusses ge¬ 
schehen, „Nur-USA-Kritik“ als faschis¬ 
tisch zu brandmarken. Manchmal müs¬ 
sen wir auch zulassen, dass wir in einer 
Momentaufnahme noch nicht genau be¬ 
stimmen können, ob jemand oder eine 
Gruppe jetzt „rechts“ ist oder nicht. Die 
Hauptfrage ist nicht: Gibt es ungemütli¬ 
che Gestalten, die sich auf unseren De¬ 
mos tummeln, sondern: Haben wir eine 
klare Orientierung, gegen die NATO, 
den US- und den deutschen Imperia¬ 
lismus. Das darf die Friedensbewegung 
aber nicht daran hindern, sich aus vielen 
Quellen, Strömungen, Bewusstseinsla¬ 
gen zu speisen und an Schlagkraft zu ge¬ 
winnen. Trotzdem dürfen wir nicht naiv 
sein: Auch künftig wird es keine einheitli¬ 
che, schon gar nicht weltanschaulich ein¬ 
heitliche Friedensbewegung geben. Sie 
wird klassenmäßig heterogen sein (Ar¬ 
beiterklasse, Kleinbürgertum, Teile des 
Bürgertums), sie wird politisch von kom¬ 
munistisch bis konservativ sein. 

Unsere Aufgabe muss sein, hierin im¬ 
mer wieder um eine klare Orientierung 
zu ringen, sie aber nicht vorauszusetzen. 

*) Björn Schmidt ist Leiter der Kommis¬ 
sion Frieden und Antimilitarismus beim 
Parteivorstand der DKP. Der Aufsatz ist 
eine überarbeitete und gekürzte Version 
eines Referats beim Jugendpolitischen 
Ratschlag der DKP vom Oktober 2016. 


Russland ist nicht imperialistisch 


Viel ist in den letzten zwei Jahren über Russlands Rolle in der 
Welt debattiert worden, und vielfach ist Russland als neu¬ 
er imperialistischer Spieler auf der Weltbühne dargestellt 
worden. Mancher hat sich Lenins Imperialismustheorie als 
Schablone genommen und festgestellt: Irgendwie passen 
diese Kriterien alle auf Russland. Russlands Außenpolitik ist 
nicht auf die Eroberung fremder Länder und Regionen ge¬ 
richtetsondern auf die Verteidigung der eigenen Souveräni¬ 
tät, was eine militärische Komponente wie in Syrien beinhal¬ 
tet. Russland ist kein Staat, der in der Liga der imperialisti¬ 
schen Hauptmächte mitspielt und nun auch sein Stück vom 
weltweiten Kuchen abhaben will. Die russische Bourgeoisie 
wäre das vielleicht gerne, die ökonomische Realität lässt das 
aber nicht zu. Der russische Staatshaushalt finanziert sich zu 
50 Prozent vom Ausverkaufseiner Rohstoffe und bringt kei¬ 
ne international konkurrenzfähigen Monopole hervor. Russ¬ 
land wird vom Westen seit über hundert Jahren als Beute 
betrachtet, eine entsprechende russophobe Propaganda ist 
seit Jahren massiv in deutschen Medien vorherrschend. Der 
russische Staat ist politisch nach wie vor labil. 

Es gibt eine mit dem Westen kollaborationsbereite 
Schicht (Liberale). Das ist kein Kennzeichen einer imperia¬ 
listischen Macht. Dazu passt, dass die fünf Hauptempfän¬ 
gerländer russischer Auslandsdirektinvestitionen Zypern, 
die Niederlande, die Jungferninseln, Luxemburg und die 
Schweiz sind. Dies hat nichts mit jenem „Parasitismus“ zu 
tun, den Lenin beim imperialistischen Kapitalexport kriti¬ 


sierte: „eine Handvoll ... besonders reicher und mächtiger 
Staaten ..., die durch einfaches,Kuponschneiden'die ganze 
Welt ausplündern“. Lenins Schlussfolgerung:„Es ist Imperi¬ 
alismus, wenn einige der reichsten Staaten die ganze Welt 
unterdrücken“, ein „Weltsystem kolonialer Unterdrückung 
und finanzieller Erdrosselung der übergroßen Mehrheit der 
Bevölkerung der Erde durch eine Handvoll,fortgeschritte¬ 
ner' Länder“. Dies trifft auf die USA und die NATO-Staaten, 
die EU und Japan sowie die mit ihnen verbündeten Staaten 
zu. Die Interessen, die Russland verteidigt, sind von seinem 
Status als Rohstofflieferant diktiert, der stabile internatio¬ 
nale Handelsbeziehungen braucht, aber keine Überfälle auf 
andere Länder. Beispiel Syrien: Den USA ist das Chaos dort 
herzlich egal, für Russland ist Stabilität dort essenziell. Die 
USA unterhalten weltweit über 700 Militärbasen, Russland 
nicht einmal 20. Und wenn man sich die Konfrontation an 
Russlands Grenzen anschaut, wird auch schnell deutlich, 
wer hier der Aggressor ist und wer in der Defensive. Als 
Stichworte seien hier nur genannt die NATO-Truppenrota- 
tion im Baltikum, an der sich die Bundeswehr in Litauen 
führend beteiligt, der Raketenschirm mit seinen Standorten 
in Polen und Rumänien, der Russlands Zweitschlagskapazi¬ 
tät ausschalten soll,das NATO-Großmanöver Anakonda im 
Juni 2016, zeitgleich zum 75. Jahrestag des Überfalls Nazi¬ 
deutschlands auf die Sowjetunion. Innerhalb dieser Kon¬ 
frontation bekommen die längst im Museum des kalten 
Krieges geglaubten Atombomben eine neue Aufgabe. B.S. 
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Konsequent gegen die, die Hass säen 

Nach Berlin, Nizza, Brüssel... wie ist der Kampf gegen den Terrorismus zu gewinnen? • 

Von Herwig Lerouge, Partei der Arbeit Belgiens (PTB) 


Im Jahr 2016 haben uns die Terroranschläge am stärksten berührt. Nun 
trägt Berlin Trauer, nach Paris, Brüssel, Nizza, Ansbach, Saint-Etienne-du- 
Rouvray, Istanbul, Bagdad, Kairo ... Was tun gegen den Terrorismus? Wie 
gewinnen wir den Kampf gegen den IS? Eine Analyse, die im Sommer 
geschrieben wurde, aber immer noch hochaktuell ist. 


S eit diesem Sommer hat eine Rei¬ 
he von mehreren Attentaten in¬ 
nerhalb weniger Tage für eine be¬ 
lastende Atmosphäre gesorgt. Die Ge¬ 
fahr wuchs ständig, wurde diffuser und 
komplexer. Kleine Städte sind ebenso 
betroffen wie große, die Anschlagszie¬ 
le werden vielfältiger, die verwendeten 
Waffen befinden sich in Reichweite ei¬ 
nes jeden Einzelnen: eine Axt, eine Ma¬ 
chete, ein LKW. 

Dem französischen Terrorismusex¬ 
perten Gilles Kepel zufolge „ist die Auf¬ 
forderung des Aufrufs des IS, die Un¬ 
gläubigen 4 zu bekämpfen, diejenige, den 
Dschihad sozusagen allein ,zu Fuß 4 zu 
bewerkstelligen. Keine besonderen Or¬ 
der oder ausgefeilte Logistik. Der IS ist 
der Mühe entledigt, seine Männer anzu¬ 
leiten, damit sie seine Mission erfüllen. 44 
(Le Soir, 18.7.2016) 

Instabile Menschen, die eigentlich 
eine psychiatrische Behandlung benö¬ 
tigen, benutzt der IS, um deren Suizid¬ 
gedanken einen (Wahn)-Sinn zu geben. 
Die Unvorhersehbarkeit der Anschläge 
ist allgegenwärtig und daher umso er¬ 
schreckender. 

Wir haben das Recht zu erfahren, 
was alles getan wird, um die Angriffe zu 
verhindern oder zumindest die Folgen 
zu begrenzen. Um das Risiko zu ver¬ 
ringern, gibt es einige einfache Schrit¬ 
te, große Versammlungen zu schützen. 
Doch die prinzipielle Frage bleibt: Wie 
kann man die Anschläge vermeiden? 

Nach den Anschlägen auf „Char¬ 
lie Hebdo 44 kündigte die Regierung 12 
Maßnahmen gegen den Terrorismus 
an, nach den Anschlägen in Paris im 
November 2015 nochmals 18. Die euro¬ 
päischen Institutionen haben seit dem 
11. September 2001 239 Gesetze, Richt¬ 
linien und andere Maßnahmen erlassen. 
Das ist enorm, eine Bewertung bzw. Un¬ 
tersuchung über die Wirksamkeit die¬ 
ser Maßnahmen hat nicht stattgefun¬ 
den. Diese Debatte ist aber dringend 
notwendig. 

Breite Allianz gegen die Dschi- 
hadisten und ihre Anwerber 

Allerdings ist es bisher nicht gelun¬ 
gen, den Sumpf trocken zu legen, aus 
dem die Dschihadisten ihre „Heiligen 
Krieger 44 rekrutieren. Es ist uns bislang 
nicht gelungen, gemeinsam mit allen 
Beteiligten den Kampf gegen die Ide¬ 
en und die Logik der Dschihad-Indok¬ 
trination aufzunehmen. Diejenigen, 
die von einem Krieg der Religionen 
oder Kulturen sprechen, schwächen 
diesen Kampf. 

Hakima, die von einem Algerier in 
Charleroi schwer verletzte Polizistin, 
ist selbst algerischer Herkunft. Und der 
Killer von Nizza war Lichtjahre von is¬ 
lamischer Religionspraxis entfernt. Im 
Gegenteil, unter seinen Opfern waren 
ein Drittel Menschen aus Nordafrika, 
vor allem Muslime. 

Der Kampf gegen den IS kann nicht 
ohne die Beteiligung und aktive Unter¬ 
stützung der großen Mehrheit der Mus¬ 
lime erfolgen. Die Dschihad-Indoktri¬ 
nation geschieht nicht vornehmlich in 
den Moscheen. Wenn ganze Stadtteile 
stigmatisiert und deren Bevölkerung 
des Dschihadismus verdächtigt wer¬ 
den, ist dies unverantwortlich. Genau 
das geschieht, wenn der Bürgermeister 
von Antwerpen Bart De Wever (Vorsit¬ 
zender der Partei Nieuw-Vlaamse Alli- 
antie - N-VA) von „einem Krieg für die 
totale Zerstörung unserer überlegenen, 
modernen Zivilisation, geleitet von ei¬ 
ner Ideologie - dem radikalen Islam -, 
die eine gewisse Unterstützung unter 
den Menschen genießt, die hier gebo¬ 
ren wurden 44 spricht. 

Das ist es, wenn der Minister des 
Innern Jan Jambon (NV-A) ohne den 
geringsten Beweis behauptet, „dass ein 
wesentlicher Teil der muslimischen Ge¬ 
meinschaft anlässlich der Anschläge ge¬ 


tanzt 44 habe, oder ankündigt, er würde 
„Molenbeek reinigen 44 . 

Im Gegensatz zu diesem Ansatz 
reagierte die Bevölkerung von Saint- 
Etienne-du-Rouvray und die religiösen 


Führer Frankreichs. Sie brachten in ge¬ 
genseitigem Respekt ihre Ablehnung 
dieses Krieges der Religionen zum Aus¬ 
druck. Damit durchkreuzen sie die Stra¬ 
tegie des IS, einen Zyklus von Gewalt 
zwischen Muslimen und der äußersten 
Rechten auszulösen, in der Hoffnung, 
neue Mitglieder unter den Muslimen zu 
rekrutieren. 

Den Kampf gegen die 
Anwerbung gewinnen 

Eltern, Verbände und Lehrer in den 
Migrationsvierteln benötigen unmittel¬ 
bare Hilfe gegen die Rekrutierungsbe¬ 
mühungen der Dschihadisten und keine 
Hasstiraden. 

Der Mörder des Priesters von Saint- 
Etienne-du-Rouvray radikalisierte sich 
in weniger als drei Monaten vor den Au¬ 
gen seiner hilflosen Familie. Seine Mut¬ 
ter erklärt, „dass er ein freundliches, net¬ 
tes Kind gewesen sei, der die Musik lieb¬ 
te und mit Freunden ausging, abstinent 
gelebt, regelmäßig die Moschee besucht 
und seiner nicht-praktizierenden Fami¬ 
lie Unterricht erteilt habe. 44 Nun sind die 
Eltern völlig ratlos. 

In ähnlicher Weise sind Schulen und 
Lehrer sich selbst überlassen. Bevor wir 
von der radikalisierten Jugend sprechen, 
sollten wir von denen sprechen, die es 
noch nicht sind, aber radikalisiert wer¬ 
den können. Dabei sollten die Jugendli¬ 
chen mit allen verfügbaren Mitteln (Bü¬ 
cher, Filme etc.) gewarnt werden, um die 
Propaganda einfallsreich zu konterka¬ 
rieren und die Ideologie der Dschiha¬ 
disten zu bekämpfen. 

Der Aufbau eines föderalen Präven¬ 
tionsdienstes gegen Dschihad-Indok¬ 
trination, wie von der PTB vorgeschla¬ 
gen, kann in diesem Zusammenhang 
eine zentrale Rolle spielen. Familien, 
Schulen oder Verbände könnten be¬ 
raten und individualisierte Konzepte 
erstellt werden. Es sollten multidiszi¬ 
plinäre Angebote für jeden Jugendli¬ 
chen erstellt werden, die sowohl Wie¬ 
dereingliederungsmaßnahmen als auch 
Deeskalations- und Anti-Indoktrinati- 
onsprogramme umfassen, je nach Be¬ 
darf. Dies geschieht entweder auf frei¬ 
williger Basis oder die Maßnahme wird 
richterlich angeordnet. In Quebec ar¬ 
beitet ein solcher Dienst bereits erfolg¬ 
reich. 


Auf der anderen Seite benötigen wir 
den sozialen Zusammenhalt, um gegen 
Diskriminierung und Reglementierung 
kämpfen zu können. Für viele junge 
Menschen basiert der Bruch mit der Ge¬ 
sellschaft auf realen Erfahrungen und 
der Kritik an den realen gesellschaftli¬ 
chen Bedingungen. Dies ist der Nähr¬ 
boden des IS. 

Sozialarbeiter schlagen seit Jahren 
Alarm. Prävention gelingt zunächst 


durch Integration. Die Massenarbeits¬ 
losigkeit und die Rassendiskriminierung 
erleichtern die Arbeit der Anwerber des 
IS, die mit ihrem „Die anderen gegen 
uns 44 den jungen Menschen versprechen, 
ihre Sorgen durch den Verlust ihres Le¬ 
bens hinter sich zu lassen. 

Eine effektivere Bestrafung der 
Anwerber und Propagandisten 

Die Bestrafung von Aussagen zur An¬ 
stiftung zum Hass und zu terroristischen 
Taten muss konsequent verfolgt werden. 
Artikel 140/2 des Strafgesetzbuches zu 
terroristischen Straftaten besagt, dass 
die Vorbereitung, Rekrutierung und 
Anstiftung zu einer terroristischen Tat 
strafbar sind. Das gleiche gilt für die An¬ 
stiftung zu Diskriminierung, Hass und 
Gewalt. Ein Richter hat die Möglich¬ 
keit, jede Person, die solcher Handlun¬ 
gen verdächtig ist, zu untersuchen und 
ihre Inhaftierung zu veranlassen. 

Wir brauchen dafür keine neuen Ge¬ 
setze, wie es die NV-A fordert. Sie tritt 
„für die Begrenzung der Meinungsfrei¬ 
heit 44 ein. Wir brauchen aber ein konse¬ 
quentes Verhalten gegenüber den Sä¬ 
ern des Hasses, von welcher Seite auch 
immer sie kommen, sowie gleichzeitig 
die Schließung der Orte der Prediger, 
lokal als auch im Internet, an denen man 
zum Terrorismus und zum Hass auf ruft. 
Das Problem ist bis jetzt, dass zu we¬ 
nig unternommen wurde, diese Spuren 
zu verfolgen. Ein Bericht von 2015 des 
Kontrollkomitees (Komitee P) der Poli¬ 
zei merkt an, dass nur ein einziger Mit¬ 
arbeiter dafür verantwortlich war, die 
Radikalisierung der sozialen Medien zu 
verfolgen. Inzwischen hat das Internet 
Referral Unit (IRU), eine neue Einheit 
der Bundespolizei, die aus zehn (bald 
30) Agenten besteht und verantwortlich 
für den Kampf gegen radikale Inhalte 
ist, 241 Portale geschlossen. 

ln die lokale Polizei investieren 

Die Informationen der lokalen Polizei 
und ebenso die Informanten werden 
vernachlässigt. Seit dem Sommer 2014 
warnte die örtliche Polizei von Molen¬ 
beek vor der Gefahr eines Angriffs im 
Zusammenhang mit den Abdeslam- 
Brüdern. Aber die Generalstaatsan¬ 
waltschaft schließt die Akte am 29. Juni 
2015. 


Ende 2015 überbringt ein Polizist in 
Mechelen eine Information, nach der 
Abid Aberkane sich radikalisiert und 
Kontakte mit den Abdeslam-Brüdern 
habe. Sein Vorgesetzter Kommissar gibt 
die Information, dass Aberkane dort 
gelebt hat, wo sich Saleh Abdeslam im 
März 2016 versteckt hatte, nicht wei¬ 
ter, weil er seinem Polizisten, der ara¬ 
bischer Herkunft ist, nicht vertraute ... 

Zahlreichen Experten zufolge muss 


man sich auf das gezielte Sammeln von 
Daten konzentrieren, sich auf die Ver¬ 
dächtigen, die eine echte Gefahr dar¬ 
stellen, konzentrieren und in eine bes¬ 
sere Behandlung und Verfolgung von 
Informationen investieren. 

Aber die Regierung zieht es vor, die 
Armee in den Straßen patrouillieren zu 
lassen und den Kauf von Panzern zu er¬ 
möglichen. Sie verwendet drei Viertel 
ihres speziellen Anti- Terror-Budgets 
von 400 Millionen darauf, die Mitarbei¬ 
ter der Ordnungskräfte zu stärken, und 
nicht auf die Untersuchung. In Frank¬ 
reich patrouillieren im Verlauf von 25 
Jahren die Polizei und schwer bewaff¬ 
nete Soldaten in den Städten. Das hat 
weder den ersten Angriff gegen „Char¬ 
lie Hebdo 44 noch die folgenden verhin¬ 
dert. Es ist keine Refinanzierung der 
örtlichen Polizei ins Auge gefasst wor¬ 
den, die durch die Austeritätspolitik 
untergraben worden war. Während es 
doch gerade die lokale Polizei ist, die 
Nähe und Kontakt zu den Schwächsten 
der Gesellschaft hat. 

ln Informationen ertrinken 

Die Regierung sieht auch vor, hun¬ 
derttausende von Daten zu sammeln, 
indem sie das Netz von Videokame¬ 
ras noch vergrößert sowie durch eine 
Kontrolle aller Nummernschilder und 
durch das Einrichten einer riesigen Da¬ 
tenbank, die alle Passagierdaten sämt¬ 
licher Flüge, Busse, Züge und Schiffe 
speichert. 

Das Problem ist allerdings nicht 
das Fehlen der Befugnisse der Nach¬ 
richtendienste oder das Fehlen von In¬ 
formationen, sondern das Fehlen von 
Mitteln sie zu bearbeiten. In Frank¬ 
reich befinden sich nahezu alle Täter 
der jüngsten Angriffe in der Akte S14, 
welche die potentiellen Dschihadisten 
enthält. 

Auch die belgischen Angreifer wa¬ 
ren der Polizei bekannt oder wurden 
durch die Nachrichtendienste verfolgt. 
Aber die Nachrichtendienste sowie 
die Sicherheit wie auch die Untersu¬ 
chungsrichter haben unter der Auste- 
rität gelitten: Ihnen wurden weder die 
richtige Ausrüstung noch die notwendi¬ 
gen Mittel zur Verfügung gestellt. Der 
Bericht des Komitees P merkt an, dass 
die Datenbank des DJSOC/Terror für 


ein Jahr bis zum Sommer 2015 außer 
Betrieb gewesen ist. 

Freiheiten beschränken: 

Ein Sieg für IS 

De Wever möchte den Bürgermeistern 
oder der Polizei die Möglichkeit geben, 
jemanden festzuhalten, abzuhören, be¬ 
schatten zu lassen oder seine E-Mails 
zu lesen und zwar ohne richterliche 
Anordnung. 

Das gibt es bereits in Frankreich seit 
dem Inkrafttreten des Gesetzes über 
den Ausnahmezustand. Eine Untersu¬ 
chungskommission zur Bekämpfung 
des Terrorismus hat am 5. Juli festge¬ 
stellt, dass der Ausnahmezustand nur 
eine „begrenzte Wirkung 44 für die Si¬ 
cherheit gehabt hat. 

Im Rahmen des Notstandes hat 
die Polizei fast 3 600 Untersuchungen 
durchgeführt sowie 400 Personen vor¬ 
geladen, darunter auch politische Ak¬ 
tivisten. Bis dahin haben diese Maß¬ 
nahmen lediglich zur Eröffnung von 
nur sechs Verfahren im Zusammen¬ 
hang mit Terrorismus geführt. Im Ge¬ 
gensatz dazu haben mehr als etwa 30 
dieser Operationen folgenreiche Kon¬ 
sequenzen für die Betroffenen gehabt, 
wie zum Beispiel den Verlust des Ar¬ 
beitsplatzes, Traumatisierungen der be¬ 
troffenen Kinder und Schäden in den 
Wohnungen der untersuchten Men¬ 
schen. 

De Wever tut so, als ob man heute 
keine anderen präventiven Maßnah¬ 
men hätte, gegen Verdächtige vorzuge¬ 
hen. Die Justiz muss aber über solche 
individuellen Überprüfungsmaßnah¬ 
men wie das Abhören und Auswerten 
des Mobilfunkverkehrs eines Verdäch¬ 
tigen entscheiden und nicht ein Bürger¬ 
meister oder Polizeikommissar. 

Die Gewaltenteilung ist eines der 
Grundprinzipien der Rechtsstaatlich¬ 
keit. Die Justiz sollte Schutz vor Will¬ 
kür bieten und ein Gegengewicht zur 
Exekutive sein. Ohne diese Gewalten¬ 
teilung und mit dem Zur-Seite-Legen 
des rechtlichen Gegengewichts würde 
ein gefährliches Instrument geschaffen, 
das leicht gegen den politischen Geg¬ 
ner gewendet werden kann. 

Wir kämpfen gegen Terrorismus, 
weil wir unsere Sicherheit und unse¬ 
re demokratischen Freiheiten, für die 
wir hart gekämpft haben, garantieren 
und erhalten wollen: Meinungsfrei¬ 
heit, Trennung von Kirche und Staat, 
Gewaltenteilung, die Gleichstellung 
von Männern und Frauen, das Diskri¬ 
minierungsverbot ... Wer die Rechts¬ 
staatlichkeit mit Füßen tritt, wird den 
Terroristen zum Sieg verhelfen. 

Andere Ansätze sind möglich 

Die belgische Anti-Terror-Politik sollte 
in der Sache diskutiert werden. Ande¬ 
re Ansätze existieren, wie zum Beispiel 
in Spanien. Für Baltasar Garzön, einen 
ehemaliger Richter, der durch die Ver¬ 
haftung von Augusto Pinochet im Jahr 
1998 Berühmtheit erlangt und Dolo¬ 
res Delgado Garcfa, Koordinatorin im 
Kampf gegen den Terrorismus, liegt die 
Antwort nicht in einer „Logik der Kon¬ 
frontation 44 . 

„Nach den Anschlägen von Madrid 
im Jahr 2004“ sagt Dolores Delgado in 
„De Standaard 44 (2.1.2016) „haben wir 
weder einen Ausnahmezustand ausge¬ 
rufen noch eine Sondergesetzgebung 
erlassen. Im Gegenteil, wir haben den 
Rechtsstaat gestärkt 44 Die erforderli¬ 
che Koordinierung zwischen den Be¬ 
reichen Justiz, Polizei und Nachrich¬ 
tendienst wurde verbessert. „Spezi¬ 
alisierte Magistrate, Übersetzer und 
Analysten wurden ernannt. Sie arbei¬ 
teten mit einem Netzwerk von Infor¬ 
manten, und vor allem, es wurde der 
Fokus auf die aufmerksame Beobach¬ 
tung gelegt. (...) Keine Kriegserklä¬ 
rungen oder Rassismus. Gerechtigkeit 
für die Opfer. Verhaftung und Bestra¬ 
fung der Täter. Nach drei Jahren wa¬ 
ren sie alle vor Gericht. Garantie für 
die Sicherheit, aber ohne das System 
zu zerstören, das sie zu verteidigen be¬ 
haupten. 44 



Die Fahne des Islamischen Staats zieht psychisch instabile Menschen an. 
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Unter jedem Grabstein liegt eine Weltgeschichte 
Heinrich Heine 

Herbert Mies 

23.2.1929 - 14.1.2017 

Unser Freund und Genosse Herbert Mies ist tot. Wir trauern um einen unbeugsamen Kommunisten, den 
langjährigen Vorsitzenden der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP). Wir verlieren ein Vorbild an Aufrich¬ 
tigkeit und revolutionärem Tatendrang und sind dankbar, dass wir ihn gehabt haben. 

Dr. Erika und Ulrich Abczynski, Helmut Appel, Alfred J. Arndt, Willi Baer, Manfred Balder, Gustl Ballin, Friedrich-Martin Balzer, 
Walter Bauer, Inge Baumbach, Rolf Becker, Klaus Jürgen Beese, Michaela v. Behm und Wolf-Dieter Gudopp-v. Behm, Erika und 
Michael Beltz, Ute und Dieter Bender, Wolfgang Bergmann, Dr. Marga und Dr. Werner Beyer, Waltraud Bies, Achim Bigus, Norbert 
Birkwald, Günter Bischoff, Bernd Blümmel, Jochen Boczkowski, Mechthild Boiler-Winkel und Uli Winkel, Richard Bregar, Dietmar 
Breme, Dr. Hans-Peter Brenner, Hanfried Brenner, Thomas Brenner, Peter Breul, Axel Brück, Gerrit Bruening, Helmut Büdinger, 
Brunhilde Büdler, Gretel und Dr. Lothar Bühler, Berend Buscher, Familie Buschmann, Ruth Buschmann, Christel und Helmut 
Carduck, Christine Christofsky, Herbert Dege, Kai Degenhardt, Hans Doelzer, Marion Dreiner, Elke und Helmut Dunkhase, Magret 
und Willi Ebbinghaus, Monika Ebert, Billa Eichberger, Verena Schmidt-Eichholz und Uwe Eichholz, Peter Eickmann, Klaus Emme¬ 
rich, Tim Engels, Raimund Ernst, Ulrich Farin, Günter Faust, Dr. Gerhard Ferdinand, Jupp Filippek, Heike und Werner Finck, Bruni 
Freyeisen, Hans Georg Frieser, Isolde Fritsch, Edith und Werner Froese, Prof. Dr. Georg Fülberth, Lothar Geisler, Fritz und Birgit 
Gentzsch, Michael Gerber, Willi Gerns, Karl Gisa, Marion Baur und Hermann Glaser-Baur, Hans-Joachim Glatting, Günter Gleising, 
Vera Glitscher-Bailey und lan Bailey, Horst Gobrecht, Peter Gohl, Michi Götze, Pablo Karl Graubner und Dorothea Huhn, Arno und 
Renate Grieger, Sven Gringmuth, Stephan Grodszinski, Bärbel und Paul Grünewald, Jürgen Grysa, Gerlinde und Klaus Haas, Tho¬ 
mas Hagenhofer, Prof. Dr. Nina Hager, Georg Hallermayer, Ruth und Wolfgang Hartmann, Gunhild Hartung, Elfriede Haug, Conni 
Hechler-Birkwald, Rudi Hechler, wiljo Heinen, Udo Heitzig, Michael Henkes, Hans-Michael Henk, Elisa und Günter Hennes, Prof. 
Dr. Rainer Hess, Walter Hilbig, Birgit Hoberg und Herbert Kies, Hans-Friedrich Hoelter, Willi Hoffmeister, Jörg Högemann, Richard 
Höhmann-Rölle, Erik und Swantje Höhne, Anton Holweck, Silvia Holz-Markuhn, Werner Höner, Harald Hoppe, Alice Hornung, 
Ulrich und Margot Huber, Ingeborg und Dr. Wolfgang Huhn, Heidi und Heinz Hummler, Manolis Isaakides, Petra Jahn, Manfred 
Jansen, Günter Judick, Irmgard Jung, Bettina Jürgensen, A. Kampkötter, Jürgen Karbe, Cornelius Karl, Jürgen Kauschitz, Hüseyin 
Kaya, Detlef Kays, Rainer Keil, Jürgen Kelle, Doris und Dieter Keller, Dagmar Kern und Edmund Schenk, Heinz Keßler, Inge Ketzer, 
Günther Klein, Tom Klingenberg, Alfred Klose, Käthe und Erich Klosters, Gisela und Egon Knapp Dres., Patrik Köbele, Axel Köhler- 
Schnura, Margot Konetzka, Marianne und Robert Konze, Axel und Sigrid Koppey, Hermann Kopp, Reinhard Kops, Jürgen Koste, 
Marion und Peter Köster, Renate und Jürgen Köster, Peter Krämer, Erika und Egon Krenz, Tobias Kriele, Monika Krotter-Hartmann 
und Klaus Hartmann, Lena Kreymann, Dirk Krüger, Petra Krug-Feldmeier, Familie Krutzner, Hans-Günter Kuhlmann, Beate Lande¬ 
feld, Gudrun und Rudolf Lang, Monika und Michael Lang, Anton Latzo, Rosi Lauinger, Barbara Lautermilch, Herbert Lederer, Klaus 
Leger, Johann Heinrich Leipold, Martin Leo, Ruth Letschkowsky, Ekkehard Lieberam, Renate Linsen von Thenen, Annette List, Fa¬ 
milie List-Weidler, Walter Listl, Paul Lisztewink, Hartmut Lohse, Angelika und Peter Lommes, Konni Lopau, Birgit Lossdörfer, Eva 
und Armin Lufer, Peter Maasen, Michael Maas, Michael Maercks, Barbara Majd Amin, Elke und Walter Malzkorn, Bettina Man¬ 
dellaub, Dr. Gerd Manecke, Lars, Maike und Nele Manecke, Erika und Erich Markowski, Jutta Markowski, Erika und Otto Marx, 
Olaf Matthes, Thomas Matthes, Klaus Mausner, Kornelia Mayer, Karl-Heinz Medler, Ralf Mehlstäubler, Günter Meier, Jan Meier, 
Martin Mertens, Wolfgang Metzgers, Volker Metzroth, Dr. Erich Meurer, Mathias Meyers, Falk Mikosch, Dr. Hans Modrow, Ursula 
Möllenberg, Artur Moses, Rosemarie Moses, Karl-Heinz Mruck, Rita und Gerhard Müller, Dagmar Müller und Gerd Tietze-Müller, 
Herbert Münchow, Raimund Münder, Stefan Natke, Uwe Rolf Nebel, Marlen und Reinhard Neubauer, Tobias Niemann, Ilona und 
Ghassem Niknafs, Horst Noll, Evelin und Reiner Nowitzki, Lara Ohmeyer, Claudia Paliwoda, Udo Paulus, Edmund Peltzer, Eva 
Petermann, Thomas Pfister, Hein Pfohlmann, Agnieszka Piekatz, Günter Pohl, Frank Pohlmann, Renate und Georg Polikeit, Rolf 
Priemer, Reinhard Püschel, Michael Raethel, Thea Rann, Bernd Raths, Edgar Reusch, Angelika Richter-Manecke, Ula und Wolf¬ 
gang Richter, Wera Richter, Norbert Ritter, Paul Rodermund, Volker Rohde, Ute van Roosmalen, Jan Roschmann-Greiner, Gerd- 
Rolf Rosenberger, Helmut und Michael Rössig, Wolfgang Runge, Familie Sambale, Tina Sanders, Siegrid und Kurt Schacht, Trutz 
Schadt, Ilona und Walter Schäfer, Erich Schaffner, Silvia Schall, Karin und Eugen Schanz, Tina und Herbert Schedlbauer, Angelika 
und Uwe Scheer, Anna Scherr und Klaus Leger, Dr. Fred Schmid, Ulrike Schmitz, Ulrich Schnabel, Walter Schnitger, Karin und Paul 
Schnittker, Christiane Schnura, Wolfgang Scholz, Dr. Arnold Schölzel, Sigi Schönfeld, Torsten Schöwitz, Erich Schreier, Walborg 
Schröder, Andrea Schröder-Dahlen, Jürgen Schuh, Gerd Schulmeyer, Wilhelm Schulze-Barantin, Ingrid und Rudi Schuster, Maria 
Schwalme-Scholz und Wolfgang Scholz, Wilhelm Schwettmann, Katharina Seidel, Axel Seiderer, Gunnar Siebecke, Reinhold Sie¬ 
gers, Reinhard Simon, Dr. Manfred Sohn, Udo Spengler, Sonja und Bernd Spieckermann, Hans Stahl, Heinz Stehr, Bruni Steiniger, 
Klaus Stein, Irma Strauch, Markus Sutter, Hans-Günter Szalkiewicz, Ute Szalkowski, Magda Taufenbach, Annemie und Bernd Die¬ 
ter Thelen, Christel Tomschak, Inge Trambowksy, Bea Trampenau, Horst Trapp, Jörg Trinogga, Dr. Wolfgang Trunk, Willi van Ooyen, 
Doris und Erich Vehrenkamp, Wolfgang Vorhagen, Regine Voss, Susanne und Horst Warncke, Ellen Weber, Robert Weber, Petra 
Wegener und Friedhelm Spatz, Dr. Petra Wegermann und Peter Weyl, Peter Wegner, Hanne und Hartmut Weidler, Steffen Weise, 
Klaus Weißmann, Margot und Klaus Welker, Thomas Wenzel, Eugen Werner, Matthias Wietzer, Dirk wilke, Ingrid und Herbert Wils, 
Dr. Helmut Woda, Doris, Sandra und Heinz Wohlert, Herbert Wolf, Ruth Zeise, Markus Zieger 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet am Freitag, dem 27. Januar 2017, um 12.00 Uhr 
in der Halle des Friedhofs Mannheim-Sandhofen statt. Treffpunkt für einen Trauerzug zum Friedhof: 11.00 
Uhr „Am Stich" (Sandhofer Straße / Domstiftstraße) in Mannheim-Sandhofen. 

Im Sinne von Herbert Mies bitten wir um eine Spende für die Arbeit der DKP auf das Konto des DKP-Partei- 
vorstands bei der GLS-Bank | IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01. Stichwort: Herbert Mies 



„Rafft eure Kraft zusammen, und schwört zur Fahne rot, 

Kämpft mutig für die Freiheit! Erkämpft euch besseres Brot! 
Beschleunigt der Despoten Fall! Schafft Frieden dann dem 
Weltenall! Zum Kampf ihr Arbeitsmänner! Auf, Proletariat!" 
(1870 schrieb Johannes Most den Text) 

Wir trauern um unseren Genossen 

Günter Krause 

der am 5. Januar 2017 mit 92 Jahren verstorben ist. Gün¬ 
ter war Mitglied seit 1945 in der Kommunistischen Partei 
Deutschlands, 1950 war Günter Delegierter des Parteitags 
der KPD in der Hauptstadt der DDR, Berlin. Viele Jahre hat 
Günter an der Seite der Genossinnen und Genossen in 
Salzgitter gekämpft und war 61 Jahre der Partei treu! 

DKP Ortsgruppe Salzgitter 
DKP Bezirksvorstand Niedersachsen 


BuFDi für Heideruh gesucht 

Bundesfreiwillige*r ab 1. März 2017 in der Antifaschistischen 
Erholungs- und Begegnungsstätte Heideruh. 
Bewerbungen bis 15.2.2017 an info@heideruh.de oder 
Ahornweg 45,21244 Buchholz i.d. Nordheide 


nUnd so red' ich mit dir wie immer, 

so als ob es wie früher war, 

so als hätten wir jede Menge Zeit"... 

(Die Hosen) 

Wir trauern um Herbert, 

unseren liebevollen Opa, Freund und Genossen, 
der nie Augen und Ohren verschlossen hat und 
Spuren auf ewig in uns hinterlässt. 

Anja Mletschkowsky mit deinen Enkeln Nele und Hanna 


Gedenkstätte Ernst Thälmann e.v. 

Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 
Tel. 040 / 47 41 84, Fax: 040 / 460 90 323 
Postanschrift: Tarpenbekstraße 66, D-20251 Hamburg 

Sein Leben war Kampf und Arbeit 

Das Kuratorium der „Gedenkstätte Ernst Thälmann" 
trauert um sein langjähriges Mitglied 

Herbert Mies 

Der Vorstand 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Die Kommunistinnen und Kommunisten der 
Kreisorganisation Ulm/Alb-Donau laden ein zum 

Neujahrsempfang 2017 

am Sonntag, 29. Januar 2017 von 11.00 - ca. 14.00 Uhr 

im Haus der Gewerkschaften, Kleiner Saal, Weinhof 23, Ulm 

Wir stellen unser Wahlprogramm zur 
Bundestagswahl 2017 und die Kandidatenliste 
der DKP Baden-Württemberg vor. 
Neujahrsempfang für ein solidarisches 2017: 
GEMEINSAM KÄMPFEN - FÜR UNSER RECHTAUF FRIEDEN, 
ARBEIT, BILDUNG UND BEZAHLBAREN WOHNRAUM - GLEI¬ 
CHE RECHTE FÜR ALLE, UNABHÄNGIG VON IHRER HERKUNFT! 


Roswitha Besnecker 

Singen / Hohentwiel 

wird am 1. Februar 80 Jahre alt. 

Liebe Roswitha, wir wünschen Dir zum Geburtstag alles 
Gute, Glück, Gesundheit und Lebensfreude! 

Aus einer christlichen Familie stammend, engagierte sich 
Roswitha bereits in den 50er Jahren in der Ostermarsch- 
und Friedensbewegung und war aktiv bei den Protesten 
gegen die Notstandsgesetze und den Vietnam-Krieg. Bis 
heute ist sie außerdem Mitglied in der VVN/BdA und der 
DKP und leistetauch in Sachen „Stolpersteine" wertvolle 
Arbeit gegen das Vergessen. 

Besonders aufregend waren für Roswitha die späten 60er 
Jahre: Nach ihrer Ausbildung zur Verkäuferin wechselte 
sie zur Firma Schiesser AG (Radolfzell), wurde Mitglied 
der Gewerkschaft Textil-Bekleidung, bald Vertrauensfrau 
der Gewerkschaft und schließlich Betriebsratsvorsitzen¬ 
de und Mitglied des Aufsichtsrates, ein Amt, in dem sie 
sich mit viel Mut und Kraft für ihre Kolleginnen und Kol¬ 
legen einsetzte. 

Dass sie sich inzwischen politisch nach links weiterent¬ 
wickelte, war für die Firma ein Anlass, ihr die Arbeit als 
Betriebsrätin so schwer wie möglich zu machen. Leider 
fand Roswitha dabei in ihrer eigenen Gewerkschaft kei¬ 
ne Unterstützung, im Gegenteil. Im Jahr 1968 kam es 
zum Eklat, wie im Buch ihres Mannes, Fritz Besnecker 
(Das widerständige Leben des Fritz B.), nachzulesen ist: 
Kündigung des Arbeitsplatzes, Hausverbot bei Schiesser, 
ein Arbeitsgerichtsprozess, Entlassung. „Für Roswitha 
war es ein nervenaufreibendes Leben" lautet ein Satz 
aus dem Buch. Wie wahr. 

Dass es aber nicht nur diese politische Seite in Ros¬ 
withas Leben gab, wissen wir alle, weil wir sie schon 
lange kennen. Da waren noch „de Fritz", die Familie, das 
Haus und der Garten (samt Gastfreundschaft), „de See" 
zum Auftanken, die Reisen und vieles mehr... Seit über 
50 Jahren ist sie die unermüdliche Kassiererin ihrer Par¬ 
teigruppe und seit 1990 ihrer Kreisorganisation Boden¬ 
see. Sie hatte so wesentliche Anteile daran dass die DKP 
im Bodenseegebiet nach 1990 weiter existierte. 

Liebe Roswitha, für all Deine Aktivitäten, für die politi¬ 
schen als auch für die privaten, von denen wir ja alle 
profitierten, wollen wir heute einfach mal DANKE sagen: 

Auf weitere schöne, gesunde und friedliche Jahre! 

DKP Bodensee 



.rfnlareich steuern 


Unternehm 


vwvv. stb-mannherz- d e 
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XXII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 27. Januar 2017 


Vorbild Wien und Graz 

,Holm geht 4 , UZ vom 20.1., S. 4 

Als Mitglied der „Linken“ in Berlin- 
Charlottenburg danke ich für den gut 
informierenden Artikel. „Holm geht“ 
hört sich aber eher nach etwas Norma¬ 
lem in der Politik an. Das ist es in die¬ 
sem Fall nicht. Korrekt wäre: „Holm ge¬ 
opfert - R2G Senat gerettet“. Andrej 
Holm wurde gegangen. Die rechte So¬ 
zialdemokratie und die „Grünen“ in 
Berlin wollten ihn nicht. „Die Linke“ 
Berlin mit ihren drei Senatorenposten 
hat ihn nur halbherzig verteidigt und 
absolut regierungsopportun gehan¬ 
delt. Der Druck der Grundstücks- und 
Wohnungsgesellschaften, der Immobi- 
lienbranche insgesamt auf die SPD war 
offensichtlich sehr groß. Berlin als Mie¬ 
terstadt (85 Prozent der Bevölkerung) 
hatte in den letzten Jahren die höchs¬ 
ten prozentualen Mietsteigerungen in 
der BRD. Diese Pfründe will man sich 
nicht nehmen lassen. Die Interessen¬ 
verbände fordern deshalb: Keine oder 
wenig staatliche Eingriffe, wenig Büro¬ 
kratie, aber trotzdem Express-Geneh¬ 
migungen für Bauanträge, freier Markt 
für Investoren statt Bebauungsplänen 
Sonderbaurecht, Abbau von Regulie¬ 
rungen, Senkung der Grunderwerbs¬ 
steuer, dichter und höher bauen und 
weniger Bürgerbeteiligung. Holms Er¬ 
nennung zum Staatssekretär war die 
Chiffre für eine neue Wohnungspolitik, 


die diese Immobilienbranche in Angst 
und Schrecken versetzte. Er stand für 
einen radikalen Wechsel zu einer ge¬ 
meinnützigen, genossenschaftlichen 
Wohnungswirtschaft. Dies schrieb der 
regierungsfeindliche Berliner Tages¬ 
spiegel vor kurzem in einem Artikel 
mit der Überschrift: „Brachte die Im- 
mobilienbranche Holm zu Fall?“ Für 
uns als Linke ist die Mieterstadt Wien 
und ihr großer Bestand an unveräu- 
ßerbaren Sozialwohnungen weiterhin 
Vorbild, ebenso die parteiische Mieter- 
politik der KPÖ-Fraktion im österrei¬ 
chischen Graz. 

Rüdiger Deißler, Berlin 

Erkenntnistheoretischer Bruch 

„Die Emanzipation der Natur¬ 
forschung 44 , UZ vom 20.1., S.10 

Zweifellos begründet sich Galileis Be¬ 
deutung für die Wissenschaft durch den 
Bruch mit dem theologischen Weltbild 
und der dort neben der hermeneuti¬ 
schen Erschließung von Texten prakti¬ 
zierten Methode der Deduktion. Die¬ 
ses Bild des Physikers als Begründer 
der empirisch-induktiven Methode 
versteht allerdings den Blick auf eine 
weitere revolutionäre Leistung, die 
zeigt, dass er eine doppelte Emanzi¬ 
pation vollbracht hat: Die Physik Ga¬ 
lileis bedeutete auch die Ablösung der 
Jahrhunderte lang dominierenden, auf 
Scheinevidenzen beruhenden aristo¬ 


telischen Lehre von der Bewegung. 
Einstein/Infeld in „Die Evolution der 
Physik“ haben auf diesen epistemolo- 
gischen Bruch hingewiesen, und was sie 
dazu vermerken, erinnert doch stark an 
die Methode, die ein anderer, das Den¬ 
ken revolutionierender Wissenschaft¬ 
ler als „das Aufsteigen vom Abstrak¬ 
ten zum Konkreten“ beschreibt. So ge¬ 
sehen: Engels hätte Grund gehabt, am 
Grab von Karl Marx nicht nur Darwin, 
sondern auch Galilei als kongeniale 
Geister aufzurufen. 

Trutz Schadty Darmstadt 

Zwei Klassen auch in Kuba? 

„Gesundheit ist keine Ware 44 , 

UZ vom 20.1., S. 3 

Monika Münch-Steinbuch weist auf die 
vorbildliche Gesundheitsversorgung in 
Kuba hin. Das mag im lateinamerikani¬ 
schen Vergleich stimmen. Dennoch soll¬ 
te der Ehrlichkeit halber aber nicht ver¬ 
drängt werden, dass es auch in Kuba ein 
Zwei-Klassen-Gesundheitswesen gibt. 
Neben der staatlichen Gesundheitsver¬ 
sorgung für alle Kubanerinnen und Ku¬ 
baner gibt es Krankenhäuser, die aus¬ 
ländische Patienten und Patientinnen 
für Devisen behandeln. Darüber hinaus 
ist es im staatlichen Gesundheitswesen 
auf Grund der niedrigen Löhne leider 
häuüg so, dass Ärzte und Pflegekräfte 
Schmiergeldzahlung erwarten. 

Heinz Peter Lemm , Hamburg 


Revolution, Solidarität, Polonaise 



Bei der Abendveranstaltung der DKP im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz am 14 . Januar: Achim Bigus erinnert mit 
dem Jalava-Lied an die Oktoberrevolution, eine Polonäse (vorne 
der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele) zieht an den internationa¬ 
len Gästen vorbei. Rechts, neben dem Internationalen Sekretär 


der DKP, Günter Pohl: Wang Ziwei, Vertreter der chinesischen 
Botschaft in Berlin. Außerdem nahmen Vertreter der Bot¬ 
schaften Vietnams und Kubas, die stellvertretende Leiterin der 
„Granma lnternacional“,der britischen und der polnischen 
Kommunisten an der Veranstaltung teil. 


Termine 


FR ★ 27. JAN 


Düren: „45 Jahre nach dem .Radikalen¬ 
erlass’“, Rückblick und Diskussion mit Dr. 
Rutger Booß (Berufsverbot 1972, damals 
Referendar am Gymnasium am Wirteltor), 
Dr. Raimund Teismann (Berufsverbot 1977) 
und Peter Erken (GEW Düren). KOMM, Au- 
gust-Klotz-Straße 21,19.00 Uhr. 

Dortmund: Tag des Gedenkens an die Op¬ 
fer des Faschismus. VVN/BdA und Bündnis 
Dortmund gegen Rechts laden ein. Treff 
Hainallee/Eintrachtstraße 15.30 Uhr, an¬ 
schließend am Denkmal für die Sinti und 
Roma 16.30 Uhr. 

Stuttgart: „Adios Comandante - Fidel 
Castro und die kubanische Revolution“. 
Diskussionsveranstaltung mit Theodor 
Bergmann, Wolfgang Gehrcke und Richard 
Pitterle über das Werk Fidel Castros sowie 
die Errungenschaften und Perspektiven der 
kubanischen Revolution. Waldheim Gais- 
burg, 20.00 Uhr, Eintritt frei._ 

Freiburg: „Streben Sie den Sozialismus 
an? - Berufsverbote damals und heute.“ 
Veranstaltung der Roten Hilfe Freiburg zu 
den Berufsverboten. Die Betroffenen Wer¬ 
ner Siebler und Kerem Schamberger be¬ 
richten von ihren Erfahrungen. Uni Freiburg, 
HS 1009,18.00 Uhr. 


SA ★ 28. JAN 


Düsseldorf: „Welche Alternative zum Euro 
und zur neoliberalen EU brauchen wir?“ 
Tagung der Antikapitalistischen Linken 
NRW mit Janine Wissler (Partei „Die Lin¬ 
ke“), Franziska Lindner (SDS), Peter Wahl 
(WEED), Alexis Passadakis (attac), Pana- 
giotis Sotiris (LAE - Volkseinheit, Grie¬ 
chenland), Costas Lapavitsas (ehemals 
SYRIZA), Frank Futselaar (Sozialistische 
Partei der Niederlande), Sergio Cesaratto 
(Universität Siena), Paul Steinhardt (Mak- 
roskop) u. a. Bürgerhaus im Stadtteilzen¬ 
trum Bilk, Bachstraße 145,11.00 Uhr bis 
20.00 Uhr. 

Dortmund: Jahresauftakt der DKP Dort¬ 
mund. Z, Oesterholzstraße 27, 15.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr._ 

Wuppertal: Öffentliche Jahresmitglieder¬ 
versammlung der Marx-Engels-Stiftung, 
anschließend Konferenz aus Anlass des 
bevorstehenden 100. Jahrestags des Ro¬ 
ten Oktober. Es referieren Dr. Gert Meyer 
zu „Basisbewegungen des revolutionären 
Russlands“ und Raimund Ernst zum Thema 
„100 Jahre Oktoberrevolution. Was bleibt? 
Woran erinnern?“. Alte Feuerwache, Gathe 
6 . JMV 10.30 Uhr, Konferenz 14.30 Uhr. 


Ml ★ 1.FEB 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 


Uhr. 


DO ★ 2. FEB 


Nürnberg: Bildungsabend: „ Lohnarbeit 
und Kapital“, Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19.00 Uhr 


MO ★ 6. FEB 


Hamburg: „Widerständiges Leben. Inge- 
borg Rapoport und Rudolf Degkwitz.“ Öf¬ 
fentlicher Gruppenabend der DKP-Gruppe 
Hamburg-Nord im Rahmen der „Woche 
des Gedenkens“. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41 (gegenüber U- 
Bahn Langenhorn Markt), 19.00 Uhr. 


DO ★ 9. FEB 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 

Nürnberg: „Informationen aus dem Partei¬ 
vorstand“, Gruppenabend, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr 


SO Hl 2. FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Ver¬ 
teidiger der Bremer um 11 Uhr auf dem 
Waller Friedhof. Sprechen wird Ingo Schu¬ 
mann, Betriebsrat, IG-Metall-Funktionär. 
Musik und Kulturprogramm im Westend 
mit dem Liedermacher Achim Bigus. Ver¬ 
anstalter u.a.: Die Linke, DKP, GEW Bremen, 
IG Metall Bremen, VVN-BdA Bremen. 


Dl ★ 14.FEB 


Recklinghausen: Treffen der DKP. Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 15. FEB 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


SA ★ 18. FEB 


Hannover: 5. bundesweite Berufsverbote¬ 
konferenz. ver.di-Höfe, Veranstaltungszen¬ 
trum Rotation, Saal 3, Goseriede 10,10.00 
Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 21. FEB 


Oberhausen: „45 Jahre Radikalenerlass“, 
Veranstaltung der GEW NRW, Fabrik K 14, 
Lothringer Straße 64,17 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Branchentreffen Gesundheitswesen 

Das nächste Branchentreffen Gesundheitswesen des Arbeitskreises „Betrieb und 
Gewerkschaft“ beim Parteivorstand der DKP findet statt am Samstag, 25 . Februar 
2017 ab 11.15 Uhr. Ort: Hoffnungstraße 18,45 127 Essen 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Geradlinig 

Zum Tod von Klaus Huhn 



Am vergangenen Freitag ist Klaus 
Huhn, langjähriger Mitarbeiter auch 
dieser Zeitung, gestorben. 

Klaus 4 tiefe Verbundenheit mit der 
kommunistischen Bewegung lässt sich 
vielleicht in aller Kürze damit belegen, 
dass er der Stiefsohn des KPD-Mitbe- 
gründers Hugo Eberlein war. Sein Vater 
Willy Huhn war in der DDR zunächst 
Präsident der Notenbank, bis er 1950 
wegen „Trotzkismus 44 auf einen unter¬ 
geordneten Posten abgeschoben wurde. 

Klaus durfte dagegen geradlinig 
seinen Weg gehen. Mit 17 Jahren wur¬ 
de er nach dem Krieg Journalist. Bald 
fand er seine große - wenn auch nicht 
einzige - Liebe, den Sport. 40 Jahre 
lang war er Sport-Chef des „Neuen 
Deutschland 44 , der er bis zum Ende 
der DDR blieb. Fast genau so lang war 
er Berichterstatter und Organisator 
der „Friedensfahrt 44 . Wer zählt all die 
Funktionen und Ehrungen? Als Jour¬ 
nalist und Sportfunktionär war er eng 
mit der internationalen olympischen 
Bewegung und dem sagenhaften Auf¬ 
stieg des Breiten- und Spitzensportes 
in der sozialistischen DDR verbunden. 
Olympiaden und Weltmeisterschaf¬ 
ten - einschließlich des politischen 
Umfeldes - wurden „seine 44 Welt. Er 
kannte sie alle, die Olympiasieger, 
IOC-Präsidenten, die Weltmeister und 
die Politiker, die sich im Glanze des 
Sportes sonnten. 


Über seine Erlebnisse hat er dut- 
zende Bücher und Broschüren geschrie¬ 
ben - nicht nur zum Thema Sport. Seine 
Tätigkeit nach der Wende bezeichnete 
die „Frankfurter Allgemeine Zeitung 44 
einmal als „impertinente Propaganda 44 . 
Ein Wendehals war Klaus nicht. Mit der 
ihm eigenen Energie arbeitete er nach 
1989 weiter. Im selbst gegründeten 
Spotless-Verlag - aber nicht nur dort - 
kämpfte er wie kaum ein anderer ge¬ 
gen alle Versuche, die DDR zu diskre¬ 
ditieren. Vieles ist noch erhältlich und 
überaus lesenswert. Wer kennt schon 
den „Schießbefehl 44 an der westdeut¬ 
schen Grenze bei Aachen, dem an die 
40 meist jugendliche Schmuggler von 
1945 bis in die 60er Jahre zum Opfer 
fielen? Klaus 4 Recherchen wurden noch 
im April des vergangenen Jahres in der 
„Aachener Zeitung 44 gewürdigt. 

Zum Schluss müssen wir Klaus dan¬ 
ken, dass er im hohen Alter mit jour¬ 
nalistischer Pünktlichkeit von altem 
Schrot und Korn seine Artikel bei uns 
ablieferte, zuletzt für die Weihnachts¬ 
ausgabe 2016. 

In der Zusammenarbeit mit Klaus 
bekam ich eher nebenbei mit, wie 
krank er in den letzten Jahren war. 
Das Schreiben fiel ihm schwer. Klagen 
war seine Sache nicht. Aber er vergaß 
selten nach der Gesundheit seines Ge¬ 
sprächspartners zu fragen. 

Adi Reiher 


Der rote Kanal 


Shanghai 

Oha, eine Koproduktion aus VR 
China und USA, da müssen die Ja¬ 
paner die Bösen sein: „Der US-Ge- 
heimagent Paul Soames reist Ende 
1941 nach Shanghai. Dort kommt er 
allmählich einem geplanten Über¬ 
raschungsangriff der Japaner gegen 
die USA auf die Schliche. 44 Soames, 
gespielt von John Cusack (!) beginnt 
eine Affäre mit einer chinesischen Wi¬ 
derstandskämpferin. 

Ist bestimmt hübsch gemacht, inhalt¬ 
lich sollten wir die Erwartungen nicht 
zu hoch hängen. 

Volksrepublik China/USA, 2010 
Fr, 27.1., 22.35 Uhr, 3sat 

Die Mandela-Verschwörung 
(Endgame) 

William Hurt spielt die Hauptrolle 
in diesem „Politthriller 44 nach Ro¬ 
bert Harveys Sachbuch „The Fall of 
Apartheid 44 . Es ist „die entscheidende 
Etappe auf Südafrikas Weg zur De¬ 
mokratie 44 heißt es im Ankündigungs¬ 
text. Dabei soll sich „Die Mandela- 
Verschwörung 44 an „historischen Fi¬ 
guren, die diesen Prozess hinter den 
Kulissen maßgeblich beeinflusst ha¬ 
ben 44 , orientieren. Spannendes Thema, 
mal sehen ob es auch gut gemacht ist. 
Großbritannien, 2008 
Sa, 28.1., 01.20 Uhr, ARD 

Europas letzter Sommer 
Die Julikrise 1914 

Ein „Dokudrama 44 . Es geht um die „kom¬ 
plexen Motivationen und Entschei¬ 
dungsfindungen der Staatslenker und 


Diplomaten Europas. 44 Originaldoku¬ 
mente sollen studiert worden sein, um zu 
verstehen und darzustellen, wie es zum 
Weltkrieg Nr. 1 kommen konnte. Klingt 
so spannend wie die „Schlafwandler 44 - 
These des australischen Historikers 
Christopher Clark. Nichts Genaues wis¬ 
sen sie nicht, alles ganz schwierig gewe¬ 
sen damals. Interesse? 

Deutschland, 2012 

Sa, 28.1., 20.15 Uhr, ARD-alpha 

Pufpaffs Happy Hour 

Wer schon alles von Pispers bis MU 
Kling kennt und über hat, der sollte 
mal „Pufpaffs Happy Hour 44 versu¬ 
chen. Neue und junge „Acts 44 die zu¬ 
mindest für ihren 5-Minuten-Auf tritt 
was Ordentliches mitbringen. 

So, 29.1., 20.15 Uhr, 3sat 

Angriff auf die Privatsphäre 

Verschwörungstheoretiker können 
einpacken, wenn die Realität zu¬ 
schlägt: Über das Spähprogramm 
„Prism 44 lieferte der ehemalige NSA- 
Mitarbeiter Edward Snowden die 
entsprechenden Informationen. Der 
Zugriff auf Daten, den sich die US- 
Dienste gewähren, ist sehr viel um¬ 
fangreicher als zuvor angenommen. 
Dies als „Angriff auf die Privatsphäre 44 
zu bezeichnen, wie es der Titel des ers¬ 
ten Teils der dreiteiligen Dokumenta¬ 
tion tut, ist grob verharmlosend. 

Teil II, NSA - Operation Allmacht 
um 21.00 Uhr. Teil III, Jagd auf die 
Whistleblower um 21.45 Uhr. 

So, 29.1., ab 20.15 Uhr, ZDFinfokanal 


Klassentradition oder Sektierertum? 

Fußball in Nordirland - die „fremde Sportart“ 



Alles im grünen Bereich: 

Beim Gaelic Football darf der Ball in die Hand genommen werden. 


„... fremde 
Sportarten sol¬ 
len auf den Plät¬ 
zen der Gaelic 
Athletic Associ¬ 
ation nicht aus¬ 
getragen wer¬ 
den... 44 

Mit dem 
„fremden 
Sport 44 mein¬ 
ten die Statuten 
des größten und 
reichsten iri¬ 
schen Sportver¬ 
bandes GAA 
den in England 
entstandenen 
Fußball. Dieses 
Verbot wurde 
zwar offiziell in 
den 80er Jahren 
gelockert, wird 
aber bis heute 
sehr ernst ge¬ 
nommen, nur 
die ur-irischen 
Spiele wie Gaelic Football, Hurling 
etc. sind auf der „geheiligten Erde 44 der 
Spielfelder erwünscht. 

Nebenbei sei erwähnt, dass die 
Oberen des 500 000 Mitglieder star¬ 
ken Imperiums auch schon mal Kom¬ 
munisten mit Stadionverbot belegen. 
Die Abschlusskundgebung der Bel- 
faster Demonstration zum 50. Jahres¬ 
tag des irischen Osteraufstands sollte 
im großen Gaelic-Stadion stattfinden. 
Als die Organisatoren die Textilarbei¬ 
terin und Kommunistin Betty Sinclair 
als Hauptrednerin benannten, sagte 
die GAA in letzter Minute ab, sperrte 
mehr als 70 000 Menschen, die der Be¬ 
freiung Irlands von der englischen Ko¬ 
lonialherrschaft gedachten, aus. 

Diese Vorbemerkung soll erklären, 
warum Fußball in Irland im Vergleich 
zu seiner Wiege, der englischen Nach¬ 
barinsel, ein wenig beachteter Sport 
ist - trotz der langen Tradition. 

Die IFA (Irish Football Associati¬ 
on) wurde am 18.11.1880 in Belfast ge¬ 
gründet. Damit ist die irische Schwes¬ 
terorganisation des Deutschen Fußball- 
Bundes 44 (DFB) die viertälteste der 
Welt, nur in England, Schottland und 
Wales wird noch länger organisiert ge¬ 
kickt. Der Vergleich mit der deutschen 
„Wiege 44 des Fußballs, dem Ruhrgebiet, 
ist interessant: Als sich dort die ersten 
Vereine (Schalke 04, BVB 09 ...) bilde¬ 
ten, gab es auf der irischen Insel bereits 
hunderte, die in mehreren Ligen Meis¬ 
terschaften ausspielten, der erste Pokal¬ 
wettbewerb wurde 1881 ausgetragen. 

Fußball blieb allerdings immer ein 
nördlich dominierter Sport, in den Ar¬ 
beiterzentren, besonders in und um Bel¬ 
fast entstanden die ersten und bis heute 
größten Vereine. Sie entwickelten sich 


fast ausnahmslos um eine der großen 
Fabriken herum: „Crusaders FC 44 (der¬ 
zeit Meister) und „Cliftonville 44 (der äl¬ 
teste Club der Insel) wurden von Ar¬ 
beitern der großen Leinenfabriken ins 
Leben gerufen. Die Betriebsmannschaft 
der einstmals größten Werft der Welt, 
Harland & Wolff, ist heute ein Traditi¬ 
onsverein, der „Harland Wolff Welders 44 
(= Schweißer) heißt, der FC Portadown 
entstand als Verein der dortigen Tep¬ 
pichweberei - diese Liste ließe sich fort¬ 
setzen. Die irische Arbeiterklasse war 
ebenso fußballbegeistert wie die eng¬ 
lische, erst mit der Teilung des Landes 
im Jahre 1921 brach ein Riss auf. Die 
irischen Nationalisten pflegten „ihre 44 
keltischen Sportarten, oft auch als Zei¬ 
chen der kulturellen Identität und mit 
massiver finanzieller Unterstützung von 
nach Amerika ausgewanderten Iren. 
Die mehrheitlich pro-britischem Arbei¬ 
ter des Nordens blieben beim Fußball. 

Als die Dubliner Vereine ein Jahr 
nach der Teilung Irlands ihre eigene 
Dachorganisation FAI (Football Asso¬ 
ciation of Ireland) gründeten, stand der 
Sport international im Abseits (die Ab¬ 
seitsregel wie auch der Elfmeter sind 
Erfindungen des irischen Fußballver¬ 
bandes). Der alte Verband ist seither 
nur noch für den Mini-Staat Nordir¬ 
land zuständig, der neue dümpelt im 
Schatten des gigantischen GAA. So 
erklären sich u.a. zwei Nationalmann¬ 
schaften auf der Insel. In Nordirland 
sind heute knapp 25 000 Fußballerln- 
nen in 960 Vereinen organisiert, aus 
diesem schmalen Reservoir kann die 
IFA schöpfen. 

Neben dem belastenden Image, ein 
„Britensport 44 zu sein, nagt der Rück¬ 
gang der produzierenden Industrie und 


folglich des tra¬ 
ditionellen Zu¬ 
schauer- und 
Spielerpotenti¬ 
als in den Arbei¬ 
tergebieten an 
den Vereinen. 
Auf die Frage, 
warum Meis¬ 
ter Crusaders 
selbst bei ent¬ 
scheidenden 
Liga-Spielen 
kaum vierstel¬ 
lige Zuschauer¬ 
zahlen erreicht, 
sagte Cheftrai¬ 
ner Stephen 
Baxter der UZ: 
„Schau 

dich mal hier 
in der Gegend 
um, seit Jenny¬ 
mount (bis vor 
ca. 30 Jahren die 
größte Leinen¬ 
fabrik der Erde, 
HGB) dicht ist, wohnen hier nur noch 
wenige Leute, vorher waren es Tausen¬ 
de. Unsere Fangemeinde wird kleiner, 
die Leute aus den besseren Gegenden 
kommen nicht wegen eines Fußball¬ 
spiels hierher ... 44 

Durch die Austeritätspolitik der bri¬ 
tischen Regierung und ihrer treuen Va¬ 
sallen im nordirischen Regionalparla¬ 
ment werden gerade die letzten Lichter 
ausgeschaltet, besonders der Jugendfuß¬ 
ball, den die finanzschwachen Vereine 
nicht finanzieren können, leidet. 

Wir gingen auf den Platz, wollten 
sehen, was für die Arbeiterkinder im 
Jahr 2017 noch drin ist. Dungiven Celtic 
ist ein kleiner Verein im Nordwesten, 
der wegen seiner guten Jugendarbeit 
oft gelobt wird. Vereinschef Terence 
McMacken auf die Frage nach den 
Möglichkeiten: „Wir leben jetzt aus¬ 
schließlich vom Enthusiasmus, dem un¬ 
serer Trainer, dem der Eltern. Die Tri¬ 
kots, die Fahrten zu den Auswärtsspie¬ 
len, die Unterhaltung des Platzes - alles 
muss selbst finanziert werden. So erhal¬ 
ten wir unsere 16 Jugendmannschaften 
und damit die Zukunft des Vereins .. . 4 ‘ 

Nach seiner Vision für den Sport 
und besonders für die Jugendarbeit 
gefragt, sagt er: „Schau dir doch die 
Kids hier an - es ist nicht ihr Fehler, 
dass kein Geld mehr da ist. Ich habe 
die Vision, dass sie gute Sportler wer¬ 
den, nicht ins Ausland gehen müssen, 
um erfolgreich zu sein. Das wird nur ge¬ 
hen, wenn wir hier auf der Insel einen 
Verband und eine Liga hinbekommen 
und wenn dem Sport die Förderung zu¬ 
kommt, die er braucht. Ich werde das 
nicht mehr erleben, aber hoffentlich die 
U-ll-Mannschaft, die du hier siehst. 44 

Hermann Glaser-Baur 


Die Bundesliga-Wechselbörse 


E ine bekannte Singleplattform 
wirbt mit den Slogan „alle elf Mi¬ 
nuten verliebt sich ein Single über 
Parship 44 Ähnlich schnell verlieben 
sich Fußballspieler in ihre neuen Ver¬ 
eine und loben diese dann doch immer 
mit den gleichen Worten, die in etwa so 
klingen: „Ein unglaublicher Verein, mit 
einer tollen Tradition. Ich wollte unbe¬ 
dingt zu XY und hoffe, dass ich dem 
Verein helfen kann 4 . 4 

Vergangenes Wochenende star¬ 
tete die Bundesliga in das neue Jahr. 
Bis zum 17. Spieltag verstärkten sich 
die Bundesligisten mit einigen Spie¬ 
lern und gaben eben soviele ab. Aber 
die heiße Phase der Wechselbörse be¬ 
ginnt jetzt erst. Denn bis zum 31. Janu¬ 
ar haben die Vereine noch Zeit, Spieler 
unter Vertrag zu nehmen und auf die 
Schwachstellen, die sich letztes Wo¬ 
chenende offenbarten, zu reagieren. 

Bis jetzt kaufte Bayern München, 
wie alle Jahre wieder, der Konkur¬ 
renz die Spieler weg Auch wenn Ni¬ 
klas Süle und Sebastian Rudy erst im 
Sommer vom drittplatzierten Hoffen- 
heim kommen werden. Die bayeri¬ 


sche Hauptstadt durften Julian Gree¬ 
ne und Holger Badstuber verlassen. 
Wobei Badstuber nach Schalke verlie¬ 
hen wurde, um dort Spielpraxis zu sam¬ 
meln. Warum die Schalker auf diesen 
Deal eingegangen sind, bleibt ein Rät¬ 
sel. Denn der letzte Wechsel dieser Art 
hat ja schon so gut funktioniert, dass 
Jan Kirchhoff inzwischen beim AFC 
Sunderland spielt. Denn auf Schalke 
absolvierte er lediglich 16 Spiele. Und 
es bleibt die Frage, ob der verletzungs¬ 
anfällige Badstuber auf mehr Spiele 
kommen wird. Zusätzlich kaufte Schal¬ 
ke noch Guido Burgstaller von Nürn¬ 
berg, der vergangenes Wochenende 
gleich den Siegtreffer für die Schalker 
erzielte. Und man verlieh Sidney Sam 
nach Darmstadt. 

Der zweitplatzierte Brauseklub aus 
Leipzig kaufte lediglich einen Spieler 
von dem Schwesterklub aus Salzburg 
Dayot Upamecano. Dafür wurde die 
Leihe mit Kyriakos Papadopoulos be¬ 
endet, der von Leverkusen an den HSV 
ausgeliehen wurde. Das Sorgenkind der 
Liga aus der Hansestadt verstärkte sei¬ 
ne anfällige Abwehr mit Mergim Mav- 


raj vom Kölner FC. Die Kölner kauften 
im Gegenzug Christian Clemens von 
Mainz 05, der damit zu seinem Heimat¬ 
verein wechselte und am ersten Spiel¬ 
tag des neuen Jahres mit seinem neuen 
Arbeitgeber auf den alten traf. 

Bei Mainz 05 bediente sich noch 
der VFL Wolfsburg, die Yunus Malli 
für 12,5 Millionen kaufte. Dieser Wech¬ 
sel macht nur Sinn, wenn man sich die 
Gehaltsliste des VW-Vereins betrach¬ 
tet. Denn trotz des sportlichen Miss¬ 
erfolgs werden die Spieler dort mehr 
als ausreichend entlohnt. Als Ausgleich 
verkaufte man Julian Draxler, der die 
Erwartungen in Wolfsburg nie erfüllen 
konnte, nach Paris. 

Bisher wurden also die Spieler, wie 
jedes Jahr, zwischen den Vereinen hin- 
und hergeschoben. Da kann es kaum 
verwundern, wieso die Spieler auch 
als Söldner bezeichnet werden, die nur 
dem Ruf des Geldes folgen. Und da¬ 
durch entwickeln sich Spieler kaum 
noch zu Identifikationspersonen des 
Vereins und verlieben sich alle elf Mi¬ 
nuten neu. 

Hannes Schinder 










